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(Beginn um 9.03 Uhr.)
Präsident Johann Hatzl: Die 9. Sitzung des Wiener Landtags ist eröffnet. Entschuldigt sind die Abgen Mag Alexander Neuhuber, Marie Ringler bis 11 Uhr, Zweite Präsidentin Erika Stubenvoll und Ernst Woller.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/02923/2002/0002-KSP/LM) wurde von Herrn Abg Jürgen Wutzlhofer gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal gerichtet: Was sind die wesentlichsten Eckpunkte des Wiener Demokratiepakets, das in Form eines Novellierungsentwurfs zur Wiener Gemeindewahlordnung vor kurzem in Begutachtung ging?
Ich ersuche um die Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich wurde gefragt, was ich für die wesentlichsten Eckpunkte des neuen Vorschlags zur Novelle der Wiener Gemeinderatswahlordnung und zum Wiener Demokratiepaket halte.

Ich glaube, dass das, kurz zusammengefasst, vier Punkte sind. Diese vier Punkte zielen alle darauf ab, einerseits mehr Möglichkeiten zur Mitbestimmung für mehr Menschen zu geben und gleichzeitig einen besseren Zugang zu den Wahlurnen für alle zu ermöglichen. Denn in der Demokratie ist es wichtig, dass sie getragen wird, dass sie lebt und dass sie von möglichst vielen gelebt werden kann. Deswegen haben wir uns in diesem Wiener Demokratiepaket vier Grundpfeiler überlegt. Wir haben das gemeinsam mit allen anderen in einem Unterausschuss meines Gemeinderatsausschusses getan.

Zum einen wollen wir mehr Möglichkeit zur Persönlichkeitswahl geben. Die Persönlichkeitselemente sollen verstärkt werden. Ich glaube, das ist ein Eckpfeiler. Es wird in Zukunft zwei Vorzugsstimmen geben, die die Wähler und Wählerinnen benutzen können, um einen Kandidaten oder eine Kandidatin ihrer Wahl verstärkt zu unterstützen.

Es wird die Möglichkeit geben, dass junge Menschen wählen dürfen. Wir wollen schon Wählen mit 16 ermöglichen, denn es ist doch die Jugend, um deren Zukunft es geht. Die Fragen, die hier entschieden werden, sind etwas, was gerade die jungen Menschen betrifft. Deswegen haben wir uns vorgenommen und haben das auch in diesem Demokratiepaket so erarbeitet, dass junge Menschen schon ab 16 an der Wahl teilnehmen können. 

Das dritte Grundprinzip ist, dass wir einer Gruppe von Menschen, die seit vielen Jahren in dieser Stadt leben, die hier arbeiten, die ihre Steuern zahlen und von denen wir wollen, dass sie sich hier an alle Regeln halten, auch ein Mindestmaß an Mitbestimmungsmöglichkeit geben. Das heißt, nach dem Motto "Gleiche Rechte, gleiche Pflichten" soll jenen Zuwanderern, die schon seit fünf Jahren hier leben, die Chance gegeben werden, hier auch mitzubestimmen, indem sie für die Bezirksvertretung wahlberechtigt sind.

Schließlich haben wir einen Punkt vereinbart, den wir allerdings nicht auf Landesebene allein entscheiden können, wobei aber alle Fraktionen einhellig der Meinung sind, dass wir den Bundesgesetzgeber bitten werden, uns etwas ganz Wichtiges zu ermöglichen, nämlich dass - analog der Regelung bei der Nationalratswahl - auch Menschen, die am Wahltag nicht in Wien sind, mit einer Wahlkarte wählen können. Wir glauben, dass ein modernes Wahlrecht sich adäquat den Lebensumständen der Menschen verhalten muss, und wir wissen, dass die Menschen immer mobiler werden. Es ist nicht einzusehen, dass jemand, der am Wahltag nicht in Wien ist, zwar bei der Nationalratswahl sogar dann, wenn er vielleicht im Ausland ist, wählen darf, bei der Gemeinderatswahl aber schon dann, wenn er nur ein wenig über die Landesgrenze hinausgefahren ist, um dort in seinem Garten das Wochenende zu verbringen, nicht wählen darf. Deswegen ist es unser gemeinsamer Appell von allen Fraktionen an den Bundesgesetzgeber, uns die Möglichkeit zu geben, dass auch bei der Wiener Wahl analog der Nationalratswahl mit Wahlkarten gewählt werden kann.

Diese vier Punkte - Wählen mit 16; Wählen für jene Menschen, die schon lange Zeit hier in Wien leben und hier ihren Lebensmittelpunkt haben; die Möglichkeit, in Zukunft durch zwei Vorzugsstimmen verstärkt Persönlichkeitselemente einzubringen; und die zuletzt beschriebene Möglichkeit des Wählens mit Wahlkarten - sind meiner Ansicht nach die vier wichtigsten Punkte und die zentralen Punkte, die auch in diesem Novellierungsvorschlag enthalten sind.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Erste Zusatzfrage: Frau Abg Sommer-Smolik.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Viele dieser von Ihnen angeführten Punkte im Demokratiepaket werden ja von uns befürwortet und begrüßt und werden auch mitgetragen werden. Einen Dissens haben wir bei der Frage der Aufenthaltsdauer als Wahlvoraussetzung. Sie haben jetzt erwähnt, es geht um das Motto "Gleiche Rechte, gleiche Pflichten".

Wieso lehnen Sie dann die Schaffung eines einheitlichen Bezirkswahlrechts für alle Wiener und Wienerinnen ab, beziehungsweise können Sie uns ein paar Punkte nennen, wieso Sie die Fünfjahresfrist für die Drittstaatsangehörigen befürworten?
Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das kann ich gerne tun. Wir haben diese Diskussion ja auch schon im Unterausschuss geführt.

Der Grundgedanke dieses Wahlrechts für Drittstaatsangehörige besteht darin, dass wir sagen: Menschen, die hier ihren Lebensmittelpunkt gefunden haben, die hier arbeiten und ihre Steuern zahlen, deren Kinder hier in die Schule gehen, deren neue Heimat das ist und von denen wir zu Recht erwarten, dass sie sich an alle Regeln halten, sollen auch die Möglichkeit haben, mitzubestimmen.

Hier geht es um die Fragen der Demokratie und es geht um ein Funktionieren der Demokratie für alle. Ich würde mich sehr dagegen verwahren, zu sagen, diese Frage des AusländerInnenwahlrechts ist etwas, was nur Ausländer und Ausländerinnen betrifft. Es betrifft uns alle, denn das Funktionieren der Demokratie betrifft uns alle und ist wichtig für uns. Gerade so, wie wir hier sitzen, ist es grundsätzlich auch wichtig für das Funktionieren des Systems, dass wir von einem möglichst großen Vertrauen der Wähler und Wählerinnen getragen sind.

Das ist grundsätzlich zu unterscheiden zum Beispiel von der Frage des Wahlrechts für EU-Bürger und ‑Bürgerinnen. Das ist ein grundsätzlich anderes System. Bei den EU-Bürgern und ‑Bürgerinnen haben wir uns im Rahmen der Europäischen Union auf gemeinsame Mindeststandards geeinigt. Wir haben uns darauf geeinigt, dass wir einander gewisse Rechte gewähren. In diesem Zusammenhang ist es egal, ob jemand drei Jahre, fünf Jahre oder zehn Jahre hier ist, weil es ein anderes Prinzip ist, das dahinter steht.

Wenn wir aber das Prinzip wie beim AusländerInnenwahlrecht im Sinne der Drittstaatsangehörigen sehen und es darum geht, Menschen die Möglichkeit zur Mitbestimmung zu geben, die hier ihre neue Heimat gefunden haben, so ist das etwas anderes. Die neue Heimat findet man nicht nach drei Tagen, fünf Monaten oder fünfeinhalb Monaten, sondern nach einer gewissen Aufenthaltsdauer. Da kann man natürlich gerne darüber diskutieren, ob es vier Jahre, sechs Jahre oder acht Jahre sein sollen. Jedenfalls muss es, denke ich, ein mehrjähriger Aufenthalt sein, der eben dazu führt, dass man sagen kann: Das ist die neue Heimat eines Menschen und dies rechtfertigt es, dass er oder sie wirklich die Möglichkeit zur Mitbestimmung hat.

Wir haben uns für diese fünf Jahre entschieden - ich gebe gerne zu, dass man noch über ein halbes Jahr oder auch ein Jahr auf oder ab diskutieren kann -, weil das schon vielen anderen Bestimmungen entspricht, etwa auf Bundesebene bei der Aufenthaltsverfestigung, aber auch bei uns im Land beim Zugang zu gewissen Rechten zum Beispiel im Wohnbereich, der ebenfalls nach fünf Jahren möglich wird.

Ich glaube, dass es im Interesse aller, vor allem auch der Betroffenen ist, ein einheitliches Niveau zu haben, weil ich glaube, dass es ohnehin schwierig genug wird, die Zuwanderer genauso wie die alteingesessenen Österreicher und Österreicherinnen wirklich davon zu überzeugen, dass sie wählen gehen sollen. Denn Rechte sind das eine; die Menschen zu informieren und aufzuklären, dass sie diese Rechte auch wahrnehmen, ist etwas anderes. Aber das ist nichts, was mit Aus- oder Inländern zu tun hat. Wir versuchen ja auch bei den alteingesessenen Österreichern und Österreicherinnen, immer heftig dafür zu werben, dass sie wirklich wählen gehen. Daher sehe ich da keinen Unterschied. 

Präsident Johann Hatzl: Zweite Zusatzfrage: Herr Abg Ulm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir haben uns mit guten Gründen gegen das Ausländerwahlrecht ausgesprochen und haben die Bundesverfassung auf unserer Seite. Sie schaffen nun Bezirksräte erster und zweiter Klasse, indem Sie Bezirksräte schaffen, die alles dürfen, und solche, die in ihrem Wirkungsbereich eingeschränkt sind. Das wird zu einer beträchtlichen Unzufriedenheit und Frustration bei den Betroffenen führen. Ich glaube, Sie tun damit weder den Inländern noch den Ausländern etwas Gutes. Das wird zu einer Polarisierung und zu einer als Diskriminierung empfundenen Situation führen, mit der letztendlich keiner zufrieden sein wird.

Wie können Sie diese Polarisierung, die ich herankommen sehe, politisch verantworten?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Auch diese Frage haben wir natürlich schon mehrmals diskutiert. Ich stelle das in Abrede und bin anderer Ansicht zu Ihrer Analyse, zu mehreren Punkten Ihrer Analyse. 

Ich sehe keineswegs, wie Sie gesagt haben, die Verfassung auf Ihrer Seite, sondern wie Sie sehr wohl wissen, haben wir uns sehr ernsthaft - weil Wahlrechtsfragen sehr ernsthafte und wichtige Fragen sind - darüber auseinander gesetzt (Abg Gerhard Pfeiffer: Das glaube ich! Mit 47 Prozent 52 Prozent der Mandate ...!) und haben uns deswegen auch sehr genau angesehen, wie hier die bundesgesetzliche und die verfassungsrechtliche Grundlage ist. Wir haben sowohl den Verfassungsdienst unseres Hauses um eine Stellungnahme und ein Gutachten gebeten, als auch - das ist in dieser Runde ohnehin schon bekannt - Herrn Univ Prof DDr Mayer um ein Gutachten gebeten. Hier ist eindeutig geregelt, dass grundsätzlich aktives und passives Wahlrecht für Drittstaatsangehörige auf der Ebene der Bezirksvertretung - wir sprechen hier, im Gegensatz zu den anderen Fragen, von der Bezirksvertretung - möglich ist.

Ihre Analyse der Diskriminierung kann ich ebenfalls nicht teilen, selbst wenn ich mich in Ihre Analyse hineinversetze. Ich versuche das jetzt einmal und sage, es gibt jetzt Bezirksräte, die alles dürfen, und es gibt welche, die ein bisschen weniger dürfen. Dazu zu sagen, dass das diskriminierend ist und sie stattdessen gar nichts dürfen - denn das ist ja Ihre Alternative: überhaupt kein Wahlrecht! -, und das dann nicht als Diskriminierung zu bezeichnen, kann ich leider nicht nachvollziehen, sehr geehrter Herr Kollege!

Ich bin der Meinung, dass die grundsätzliche Einführung des Wahlrechts ein derartiger demokratiepolitischer Quantensprung ist, dass es ganz besonders wichtig ist, das auch durchzusetzen, und dass es in keiner Weise eine Diskriminierung darstellt, wenn wir die vorsichtigen Ratschläge der Verfassungsexperten befolgen und sagen: In jenen Bereichen, in denen man sagen könnte, dass es um hoheitliche Aufgaben geht, werden Menschen, die die Drittstaatsangehörigkeit haben, nicht drinnen sein. Das ist keinerlei Diskriminierung, das ist eine völlig klare Einhaltung der Bestimmungen, und es ändert nichts daran, dass die Einführung des Wahlrechts für uns alle von Bedeutung ist.

Ich wiederhole es noch einmal: Ich bin nicht der Meinung, dass das etwas ist, was wir hier - paternalistisch herablassend - für Ausländer tun, sondern es ist in unser aller Interesse, wenn unsere Demokratie gut funktioniert und wenn die Möglichkeit besteht, dass möglichst viele Menschen in dieser Stadt die gewählten Organe tragen, respektieren und mitwählen können.

Präsident Johann Hatzl: Dritte Zusatzfrage: Herr Abg GÜNTHER. (Abg Gerhard Pfeiffer: Das war nicht so gut ...!)
Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie haben in Ihrer Begründung der vier Eckpunkte des Demokratiepakets darauf hingewiesen, dass die Nationalratswahlordnung vorsieht, dass Österreicher, die sich am Wahltag nicht in Österreich befinden, im Ausland die Möglichkeit haben, zu wählen, und dass Sie jetzt versuchen, auch auf Wiener Ebene diese Möglichkeit zu geben.

Nicht auf die Nationalratswahlordnung weisen Sie aber hin, wenn es darum geht, das stark mehrheitsfördernde Wahlrecht in Wien und die Auszählmöglichkeiten nach Hagenbach-Bischoff zu verändern und in Wien ein dem Bundeswahlrecht nachgebildetes Wahlrecht, das eine gerechte Aufteilung der Mandate ermöglicht und nicht stark mehrheitsfördernd ist, einzuführen.

Was hält Sie davon ab, auch hier auf die Nationalratswahlordnung zurückzugreifen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Das alles sind Themen, die wir schon entsprechend ausführlich diskutiert haben. Ich glaube, wir haben in Wien ein sehr wohl ausgewogenes Wahlrecht. (Buh-Rufe bei der ÖVP. - Abg Dr Matthias Tschirf: Also wirklich nicht!) Wir haben ein Wahlrecht, das absolut internationalen und auch in anderen österreichischen Bundesländern üblichen Standards entspricht. Es ist leicht mehrheitsfördernd - ja, das ist richtig -, aber auch das ist absolut keine Ausnahme. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Wenn Sie behaupten, dass Mehrheitswahlrechte grundsätzlich nicht demokratisch sind, stellen Sie parlamentarische Demokratien wie jene in Großbritannien, in Frankreich oder auch in Griechenland in Frage.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Deutschland.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner (fortsetzend): Oder wollen Sie in Abrede stellen, dass es dort Mehrheitswahlrechte gibt? - Sie stellen aber auch Wahlergebnisse ... (Heftige Zwischenrufe bei der ÖVP und bei den GRÜNEN.) Es ist schön, wenn Sie sich so echauffieren. Ich bin wirklich erfreut, dass Fragen der Demokratie die Herzen der Herden so erwärmen! Das ist ein gutes Zeichen für dieses Land. (Beifall bei der SPÖ. - Anhaltende Zwischenrufe bei der ÖVP und bei den GRÜNEN.)
Ich darf Ihnen ergänzend mitteilen, dass auch innerhalb Österreichs die Wahlrechte nicht anders ausschauen. Ich darf Ihnen zum Beispiel mitteilen, dass das Wahlergebnis der ÖVP im Jahr 1988 bei den Wahlen für den Niederösterreichischen Landtag mit 47,6 Prozent der Stimmen 29 von 56 Mandaten gebracht hat. Dies, meine Herren, ist die absolute Mehrheit in Niederösterreich! Nur dass wir es im Protokoll nicht vergessen, bitte: Ich sprach von Niederösterreich und von der ÖVP! (Abg Dr Matthias Tschirf: Dann sagen Sie dazu ...!)
Es ist genauso bei den Kärntner Landtagswahlen. Es ist genauso bei den Tiroler Landtagswahlen. (Abg Mag Christoph Chorherr: Alles schlecht!) Dort hat die ÖVP - schon wieder die ÖVP! - zum Beispiel im Jahr 1989 mit 48,7 Prozent 52,7 Prozent der Mandate. Ich sage gern noch die Zahl dazu: 19 von 36! (Abg Dr Matthias Tschirf: Aber mit 47 Prozent ...! - Weitere heftige Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Meine Herren! Wenn Sie also der Meinung sind, dass das alles undemokratisch ist, dann würde ich vorschlagen, dass Sie es dort einmal ändern, wo Sie das tun können, nämlich in Niederösterreich, in Tirol und in Kärnten. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Gerhard Pfeiffer: Aber noch "besser" ist es in Nordkorea!)
Präsident Johann Hatzl: Vierte Zusatzfrage: Herr Abg Wutzlhofer.

Abg Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wie Sie sich sicherlich vorstellen können, befürworte ich die von Ihnen ausgeführten vier Eckpunkte, stellen sie doch ein Mehr der Demokratie dar. (Abg Mag Christoph Chorherr: Überraschend! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP und bei den GRÜNEN.) Das ist eine der wesentlichen Zielsetzungen der Sozialdemokratie.

Darüber hinaus möchte ich Sie aber fragen, ob Sie sich vorstellen können, dass diese Wahlrechtsreform, dieses Mehr an Demokratie, auch ein Beitrag zum solidarischen und friedlichen Zusammenleben in dieser Stadt ist. Können Sie sich so etwas vorstellen? (Ruf bei der ÖVP: Bravo, Wutzi!)

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ja, das glaube ich. Das ist einer der Hauptgründe. (Zwischenrufe bei der ÖVP und bei den GRÜNEN.) Offensichtlich interessiert das friedliche Zusammenleben schon nicht mehr so stark. Mich interessiert es schon, deswegen würde ich gerne die Frage beantworten.

Ich glaube sehr wohl, dass das eine Auswirkung hat, weil ich glaube, dass Integration immer eine zweiseitige Sache ist, weil ich glaube, dass man Menschen auch die Chance geben muss, sich zu integrieren, weil ich glaube, dass Rechte und Pflichten untrennbar miteinander verbunden sind, und weil ich glaube, dass man den Menschen auch die Möglichkeit geben muss, in einem Mindestmaß die Regeln, von denen wir zu Recht erwarten, dass sie sich daran halten, auch mitzubestimmen.

Deswegen glaube ich, dass dieser Vorschlag, den wir ausgearbeitet haben, der in Begutachtung geschickt ist und den wir jetzt über den Sommer in Begutachtung haben werden - ich bin schon gespannt auf die einzelnen Stellungnahmen -, einerseits ein wichtiger Beitrag zur Entwicklung der Demokratie insgesamt und damit in unser aller Interesse ist, aber auch einen wichtigen Beitrag für die Integration und für das friedliche Zusammenleben bedeutet. Auch das ist in unser aller Interesse, denn friedliches Zusammenleben und Miteinander nützt allen, Hass, Neid, Ausgrenzung und Gegeneinander schadet allen! (Beifall bei der SPÖ. - Abg Gerhard Pfeiffer: Dürfen die Gewählten dann Gemeindewohnungen haben?)
Präsident Johann Hatzl: Die 2. Anfrage (FSP/02922/2002/0001-KGR/LM) wurde von Frau Abg Susanne Jerusalem gestellt und ist an den Landeshauptmann gerichtet: Nach wie vor ist jede Leitungsfunktion im Wiener Schulbereich parteipolitisch "rot" oder "schwarz" punziert. Wer sich bewirbt, braucht das richtige Parteibuch, aktuelle Beispiele, wie die Besetzung eines Landesschulinspektor-Postens zeigen einmal mehr, dass fachliche und persönliche Qualifikationen zweitrangig sind. Warum unternehmen Sie Herr Landeshauptmann, als Präsident des Wiener Stadtschulrats, nichts gegen diese Praktiken?

Ich ersuche um die Beantwortung. (Abg Gerhard Pfeiffer: Dürfen die Gewählten Gemeindewohnungen haben? - Abg Georg Fuchs: Der Herr Bürgermeister wird das mitteilen!)
Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Der etwas verborgene Kern Ihrer Frage - ich sage jetzt einmal "Frage" - wäre natürlich sehr leicht zu beantworten. Denn zum einen ist darauf hinzuweisen, dass es in Wien ein Objektivierungsmodell gibt, das zwar bedauerlicherweise nicht Ihre Zustimmung gefunden hat, für das es aber nichtsdestoweniger eine entsprechende Mehrheit gibt. Zum Zweiten ist ein Dreiervorschlag für diesen Landesschulinspektor erstellt worden, den nunmehr das Ministerium zu entscheiden hat. Es ist daher die hier aufgestellte Behauptung, dass eine Entscheidung bereits getroffen wurde, falsch.

Frau Gemeinderätin! Wissen Sie, eigentlich hätte ich vorgehabt, Ihnen zur Kenntnis zu bringen, Sie sollten doch das "name dropping", die Unterstellungen gegenüber Kandidaten und Personen, diese permanente Punzierung, dass Leute, die sich zu einer politischen Gesinnung bekennen, schlechter als andere sind, vielleicht auch einmal unterlassen. Aber wir haben das schon so oft diskutiert, nicht zuletzt in diesem Rahmen, den Sie für diese Diskussion bevorzugen, dass ich das unterlasse. Daher bitte ich Sie nur, meine kurze Erklärung zur Kenntnis zu nehmen.

Präsident Johann Hatzl: Erste Zusatzfrage: Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Zunächst eine Feststellung: Das neue Objektivierungsmodell haben die GRÜNEN abgelehnt, weil es nicht objektiviert und weil es kein Objektivierungsmodell ist. - So viel zu dem einen.

Um Ihnen auch das andere noch einmal nahe zu bringen, stellen wir fest, dass das, was wir bekämpfen, die Tatsache ist, dass jemand, weil er ein Parteibuch hat, einen Posten erhält. Wäre es anders - dass er diesen Posten erhält, obwohl er ein Parteibuch hat -, wären wir durchaus einverstanden, denn qualifiziert ist qualifiziert. Dagegen haben wir nichts einzuwenden.

Zu meinen heutigen Fragen, die ich Ihnen stellen werde, möchte ich Ihnen auch den Hintergrund erklären. Es haben mich nämlich viele Genossinnen und Genossen von Ihnen darum gebeten, das zu fragen, einfach weil sie feststellen wollen, ob der Präsident des Stadtschulrats in diese Praktiken und speziell in diese eine Bestellung involviert ist. Es ist also so etwas wie ein Lügentest, oder sagen wir sehr viel schöner, es ist sozusagen ein Wahrheitstest.

Deswegen lautet meine erste Frage wie folgt (Abg Heinz Hufnagl: Zweite! Zusatzfrage!): Ist es richtig, dass Sie von Seiten Ihrer eigenen Partei, von Mitgliedern Ihrer eigenen Partei, vor dieser Bestellung im Kollegium darüber informiert wurden, dass hier eine Parteibuchbestellung vorliegt und dass ein schwarzer Kandidat auf Grund seines Parteibuchs erstgereiht wird, obwohl zwei andere Kandidatinnen besser abgeschnitten haben und noch dazu Frauen sind?
Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Zum Ersten halte ich fest: Es findet etwas nicht Ihre Zustimmung und daher ist es unobjektiv. Das haben Sie jetzt gerade festgestellt. (Abg Susanne Jerusalem: Nein!) Nehmen Sie zur Kenntnis, dass die Mehrheit der Auffassung ist, dass diese Objektivierungsverfahren richtig sind. Nehmen Sie das einfach so, wie es ist. Das tut ja Ihrer persönlichen Meinung weiter keinen Abbruch.

Zum Zweiten haben Sie Ihre Frage hier mit dem bemerkenswerten Attribut eines Lügentests verbunden. (Abg Günter Kenesei: Wahrheitstest!) Ich halte das für bemerkenswert. (Abg Günter Kenesei: Wahrheitstest!) Das wird sicherlich auch eine neue Qualität in die Diskussionsbeziehungen werfen, das ist keine Frage. Denn das hat einen bemerkenswerten Hintergrund, den ich auch zur Kenntnis nehme.

Ja, selbstverständlich, wie in sehr vielen anderen Fällen bekomme ich die verschiedensten Schreiben, in denen man mich ersucht, darauf hinweist oder sonst irgendetwas, dass ich diesen oder jenen bestellen soll! Ich bin immun gegen diese Dinge und das wissen Gott sei Dank sehr viele. (Abg Susanne Jerusalem: Das war nicht meine Frage!) Ich halte hier fest, dass diese Reihung nach meinen Informationen so dargestellt ist, wie es dem betreffenden Testergebnis entspricht. Das heißt, dass derjenige, der erstgereiht ist, tatsächlich auch derjenige ist, der aus all diesen Säulenverfahren, aus dem Objektivierungsverfahren als Bester hervorgegangen ist.

Im Übrigen ist eine Intervention bei mir in diesem Fall besonders unsinnig, weil ich die Bestellung nicht entscheide. Da gibt es sehr viele andere Dinge, die ich zu entscheiden habe und bei denen man zumindest theoretisch verstehen kann, dass man hier entsprechend interveniert. Aber ich sage Ihnen noch einmal, ich bin immun!

Eines können Sie mir glauben: Wenn tatsächlich irgendwelche meiner Parteifreunde mir etwas zu sagen haben, dann brauchen sie dazu sicher nicht Sie. (Abg Heinz Hufnagl: Als Transporteure!) Das können sie mir direkt sagen. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zweite Zusatzfrage: Herr Abg Walter Strobl.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Es gehört mittlerweile - leider, muss ich dazusagen - zum schlechten Stil der GRÜNEN, mit selbst aufgestellten Regeln falsche Behauptungen zu lancieren, um zu denunzieren. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) So waren in einer Tageszeitung Details nachzulesen, und auf Rückfrage beziehungsweise auf Grund eines Gesprächs mit der Redakteurin wurde ich informiert, dass sie den Akt über diese Bestellung komplett vor sich liegen hat. Es ist daher unschwer nachzuvollziehen, von wo dieser Akt gekommen sein könnte.

Ich stelle daher an Sie die Frage: Sind die Möglichkeiten, vor allem personenbezogene Akten besser zu schützen, so, dass die Möglichkeit, sie abzulichten oder Medien direkt zuzuspielen, unterbunden werden kann? (Abg Günter Kenesei: ... Geheimakten!)

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

An sich ist die Weitergabe insbesondere von personenbezogenen Daten aus Akten ohnehin schon verboten. (Ruf bei der ÖVP: Verboten! So ist es!) Die Frage, ob man für die Zukunft hier bessere Schutzmechanismen finden kann, ist eine Frage, die schon seit langem diskutiert wird und sicherlich den Rahmen dieser Fragestunde sprengen würde.

Ich möchte es daher zur Stunde bei dem Hinweis belassen: Es ist jetzt schon verboten, personenbezogene Daten aus Akten weiterzugeben. Wer das tut, hat sicherlich auch die Konsequenzen zu tragen.

Präsident Johann Hatzl: Dritte Zusatzfrage: Herr Abg RUDOLPH.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

In der Fragestunde am 25. April im Wiener Landtag haben Sie angekündigt, einen Besuch im Wiener Stadtschulrat machen zu wollen. Wir haben uns damals auch über die Auswahl von zwei Landesschulinspektoren, ‑inspektorinnen unterhalten. Ich habe damals angekündigt, dass es hier zwei Namen gibt, die bereits kolportiert werden. Ich habe diese Namen nicht genannt, ich habe sie Ihnen in einem Schreiben genannt. Sie haben mir dieses Schreiben durchaus in demselben Tonfall beantwortet, in dem Sie heute hier die Frage der Kollegin Jerusalem beantwortet haben. Ich werde die Namen dennoch nicht nennen, weil ich, was die Preisgabe von Namen betrifft, vielleicht ein durchaus ähnliches Verständnis wie Sie habe. Aber es ist mir wichtig, dass Verfahren eingehalten werden. 

Daher meine Frage an Sie: Haben Sie bei Ihrem Besuch im Wiener Stadtschulrat mit der Frau Stadtschulratspräsidentin nicht nur die Geschichte mit dem Headquarter erörtert, sondern sie auch darauf hingewiesen, dass die Verfahrensbestimmungen bei der Auswahl von leitenden Funktionen, gerade was Landesschulinspektorenposten betrifft, eingehalten werden?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Selbstverständlich. Aber dessen hätte es nicht bedurft, das hat sie schon gewusst.

Präsident Johann Hatzl: Vierte Zusatzfrage: Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Zunächst muss ich eingangs einmal feststellen: Die Redakteurin hatte weder den Akt, noch eine Kopie des Akts, noch ein Fax, nichts - zumindest von mir nicht! Wenn Sie das möglicherweise weitergegeben haben, weiß ich darüber nicht Bescheid, von meiner Seite her hatte sie das jedenfalls nicht. Ich denke mir ... (Abg Heinz Hufnagl: Vielleicht angesprochen gefühlt? Das schlechte Gewissen? - Weitere Zwischenrufe.) Sollte jemand den Akt, eine Kopie, ein Fax oder sonst etwas weitergegeben haben - ich jedenfalls nicht! (Abg Heinz Hufnagl: Machen Sie eine Rundfrage!)

Ich denke mir, wir können die ganze Sache abkürzen. Wir haben an diesem Tag im Kollegium zwei Funktionen bestellt. In dem einen Akt liegt alles bei: die Bewertung der Gutachten, unterschrieben vom pädagogischen Leiter der Abteilung, Walter Grafinger, und von Herrn Mag Reinhard Gruden. Da ist eine Reihung vorhanden, es ist alles vollständig, so schaut das aus, und das liegt bei. 

In dem anderen Akt, von dem ich spreche, liegt das alles nicht bei, und ich kann es beweisen. 

Daher jetzt meine Frage an Sie: Sind Sie - oder selbstverständlich auch ein Spitzenbeamter Ihrer Wahl - bereit, anhand dieses Geschäftsstücks oder dieser beiden Geschäftsstücke öffentlich zu beweisen, dass die notwendigen Gutachten und Reihungen beiliegen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Wie Sie wissen, ist das an sich nicht meine Aufgabe, was Sie mir hier zuordnen wollen. Aber ich bin zutiefst davon überzeugt, dass das zuständige Ministerium, das die eigentliche Bestellung aus dem Dreiervorschlag heraus zu treffen hat, dann, wenn es der Auffassung ist, dass die Unterlagen bei einem oder zweien oder dreien dieses Dreiervorschlags ungenügend sind, diesen Dreiervorschlag zurückweisen wird oder jemanden auswählen wird, bei dem die entsprechenden Aktenstücke vollständig sind. Ich habe nicht vor, die Arbeit des Ministeriums zu machen.

Präsident Johann Hatzl: Damit ist die 2. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP/02925/2002/0001-KVP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dr Matthias Tschirf gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal gerichtet: Wie bewerten Sie die Tatsache, dass es gemäß dem vorgelegten Entwurf zur Wahlrechtsreform demnächst Ausländer als Bezirksräte zweiter Klasse geben könnte?
Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Die Frage schließt an die Debatte an, die wir vorhin hatten. Ich kann es deswegen kurz machen. 

Ich denke nicht, dass der Vorschlag zu dieser Novelle Bezirksräte erster und zweiter Klasse schafft, sondern es ergibt sich daraus ein Quantensprung in der Mitbestimmung und damit eine Verbesserung der Demokratie für alle.

Präsident Johann Hatzl: Erste Zusatzfrage: Herr Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Wir haben immer darauf hingewiesen, dass dieses Ausländerwahlrecht auf Bezirksebene verfassungswidrig ist. Auch der ehemalige Leiter des Verfassungsdienstes, der so tragisch zu Tode gekommene Dr Ponzer, hat das bei gleicher Verfassungslage Anfang der Neunzigerjahre in einem Buch so geschrieben. Wenn Sie die verschiedenen Verfassungsrechts-Professoren in Österreich fragen, wird ein großer Teil diese Meinung teilen.

Im Vorfeld hat es die Diskussion gegeben. Ein einziger Professor des Verfassungsrechts hat Ihre Meinung vertreten, dass es verfassungsgemäß wäre, und zwar Prof Mayer. Die ÖVP hat daher in den Gesprächen im Unterausschuss zum Wahlrecht gesagt, wir sollten ein Hearing mit verschiedenen Professoren des Verfassungsrechts vornehmen. Das ist von Ihnen abgelehnt worden, und Sie haben still und heimlich ein einziges Gutachten eingeholt: das von Prof Mayer, der bereits Mitte Dezember einem Journalisten gesagt hatte, dass er diese Meinung hat.

Erfolgte die Auswahl von Prof Mayer auf Grund dieses Zeitungsartikels?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Erstens haben wir im Unterausschuss dieses Thema sehr lange diskutiert. Der Auftrag, den der Unterausschuss an meine zuständige Abteilung erteilt hat - oder ich habe ihn erteilt, und der Unterausschuss hat dies gemeinsam so diskutiert -, war, was an sich ohnehin eine Selbstverständlichkeit ist, aber auf Grund der Debatte extra betont wurde, nämlich dass eine gesetzes- und verfassungskonforme Novellierung vorzuschlagen und vorzulegen ist. 

Es ist nicht richtig - aber darüber können wir lange streiten -, wenn Sie sagen, dass die Mehrheit der Verfassungsrechtler dies anders sieht. Ich erlebe das ganz anders und kenne auch die Diskussionen ganz anders. Wir haben eine Stellungnahme unseres Verfassungsdienstes im Hause eingeholt - na, ganz so würde ich nicht mit den Schultern zucken, es sind schon ziemliche Expertinnen und Experten, die wir dort sitzen haben, und ich bin stolz darauf, dass dort so gute Juristinnen und Juristen sitzen! - und auch dort ist festgestellt worden, dass mit den Einschränkungen, die wir jetzt vorgenommen haben, das Wahlrecht sehr wohl aktiv und passiv verfassungskonform ist.

Um uns aber nicht dem Vorwurf auszusetzen, dass das nur die Hausinternen sind, die es nicht wagen, das nach außen zu tragen, haben wir - und "wir" heißt in diesem Fall selbstverständlich: die Abteilung, in der die entsprechenden juristischen Expertinnen und Experten sitzen, und nicht ich, denn das traue ich mir nicht zu, so ein Gutachten in Auftrag zu geben; entsprechend den Diskussionen im Unterausschuss hat das die zuständige Abteilung gemacht - dieses Gutachten in Auftrag gegeben. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Das kann ich von den politischen Diskussionen sagen. Ich bin keine Juristin, aber ich nehme an politischen Debatten teil, und ich nehme unter anderem an den Sitzungen hier in diesem Hause teil. Ich darf nur einen, den Sie sicherlich auch kennen müssten, nämlich Prof Welan, in Erinnerung rufen, der hier, von dieser Stelle aus, bei unserer Festsitzung gesagt hat: Es ist höchst an der Zeit, dass dieses Haus über das AusländerInnenwahlrecht nachdenkt und dass hier eine Verbesserung - ich glaube, er hat die Formulierung verwendet: Ein Gesetz kann nur dann gut sein, wenn es gesellschaftliche Entwicklungen nicht negiert, sondern auch mitträgt und mit prägt. (Abg Gerhard Pfeiffer: Und die Gemeindewohnungen ...?) Auch er ist ja jemand, der in dieser Debatte einen sehr guten Ruf hat, und hat dieses AusländerInnenwahlrecht hier selbst befürwortet. Ich habe auch an einer anderen Podiumsdiskussion teilgenommen, in der er diese Position bestätigt hat.

Das heißt, es ist ganz sicher nicht so - das kann ich auch als Politikerin und Nichtjuristin feststellen -, dass unser Verfassungsdienst einsam auf weiter Flur eine Position vertritt und sonst niemand dies tut. Ich habe eher den Eindruck: ganz im Gegenteil! (Abg Gerhard Pfeiffer: Aber keine Gemeindewohnung! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zweite Zusatzfrage: Herr Abg GÜNTHER.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Prof Mayer geht in seinem Gutachten davon aus, dass hoheitliche Aufgaben von nichtösterreichischen Staatsbürgern nicht wahrgenommen werden können. Das betrifft den Bauausschuss, das betrifft die Kleingartenkommission, und das betrifft auch, ebenfalls von ihm dargestellt, den Bezirksvorsteher beziehungsweise Bezirksvorsteher-Stellvertreter. (Abg Gerhard Pfeiffer: Und keine Gemeindewohnung! - Abg Georg Fuchs: Keinen Anspruch auf Gemeindewohnung!)

Wovon er ausgeht, ist eines: Er geht davon aus, dass derzeit in Österreich bestehende politische Parteien auf ihren Listen Nicht-EU-Bürger auch an wählbarer Stelle haben. Wovon er nicht ausgeht - und das wird auch nicht beurteilt -, ist: Was ist, wenn in Österreich Listen erstellt werden, die ausschließlich von Nicht-EU-Bürgern beziehungsweise -Österreichern gestellt werden (Abg Gerhard Pfeiffer: Auch keine Gemeindewohnung!) und auch eine gewisse Größe erreichen? - Das heißt, diese Listen sind dann von den Bereichen Baurecht, aber bei einer bestimmten Größe auch von den Bereichen Bezirksvorsteher, Bezirksvorsteher-Stellvertreter komplett ausgeschlossen. Das ist wohl demokratiepolitisch nicht zu verstehen. (Abg Mag Christoph Chorherr: Ist aber schön scheinheilig, diese Argumentation!)

Was sagen Sie zu dieser Möglichkeit des Ausschlusses einer Wählerliste, die damit komplett aus allen hoheitlichen Rechten ausgeschlossen ist? (Abg Mag Christoph Chorherr: Also so etwas Scheinheiliges habe ich schon lange nicht erlebt! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) - Denken Sie nach!

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich sehe überhaupt kein Problem darin, dass man von allen verlangt, sich an österreichische Gesetze zu halten. Die österreichischen Gesetze, in diesem Fall die Verfassung, sehen diese Regelung vor, und alle haben sich daran zu halten - Punkt. So ist das bei uns und dazu bekenne ich mich.

Ich kann Ihnen aber in der Praxis diese Sorge nehmen. Denn es ist nicht so - wie hier manchmal getan wird -, dass Wien mutterseelenallein auf weiter Flur daran denkt, ein Wahlrecht für Drittstaatsangehörige nach einer gewissen Aufenthaltsdauer einzuführen, sondern es gibt dafür viele, viele internationale Beispiele. Bei diesen Beispielen gibt es viele Dinge, die wir daraus lernen können, und das soll man sich sehr genau anschauen.

Ich kann Ihnen sagen, es hat noch kein einziges Mal eine ethnisch orientierte Liste gegeben, sondern es war so, wie wir es auch erwarten und wie ich es - das sage ich auch persönlich ganz offen - für richtig halte, dass ZuwanderInnen entsprechend ihrer politischen Meinung auf politischen Listen kandidieren. Das finde ich persönlich auch gut so. Denn wir gehen davon aus, dass wir alle Mitbürger und Mitbürgerinnen sind, und wir orientieren uns nach politisch unterschiedlichen Meinungen. Das ist gut so, und das gilt ganz genauso für Drittstaatsangehörige. Das zeigen auch alle internationalen Beispiele. (Abg Gerhard Pfeiffer: Was ist jetzt mit den Gemeindewohnungen?)
Präsident Johann Hatzl: Dritte Zusatzfrage: Frau Abg Sommer-Smolik.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Auf die Argumentation der FPÖ möchte ich eigentlich nicht näher eingehen. 

Sie haben vorhin, in der ersten Runde, von der neuen Heimat gesprochen. In unseren Augen geht es nicht wirklich um die neue Heimat, um die Frage der neuen Heimat, sondern um die Weiterentwicklung eines demokratischen Systems, das modernen Einwanderungsgesellschaften entspricht. Ein Mensch mit einer Niederlassungsbewilligung hat ein Recht, hier zu Hause zu sein, egal, wie lange er diese besitzt. Alle anderen wären ja Touristen und für diese ist kein Wahlrecht vorgesehen. (Abg Gerhard Pfeiffer: ... eine Wohnungsbeihilfe hat!)

Wenn wir Ihren neuen Heimatbegriff hernehmen: Können Sie mir erklären, wieso dann der Aufenthalt ununterbrochen fünf Jahre dauern muss? - Als Beispiel: Es lebt ein Drittstaatsangehöriger acht Jahre in Wien, hat hier seinen Hauptwohnsitz, geht dann für ein bis eineinhalb Jahre beispielsweise nach Salzburg, Linz, Tulln oder Klosterneuburg, hat dort seinen Hauptwohnsitz, und kommt wieder retour, weil er ja hier in Wien sein Zuhause hat. Dann beginnt die Zeit wieder neu zu laufen. In Ihren Augen ist er dann nicht mehr hier zu Hause. Oder wie ist das jetzt? (Abg Gerhard Pfeiffer: Man kann auch schon im Ausland ...!)

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich denke, Gesetze müssen praxisnahe sein, und Gesetze müssen so sein, dass sie auch vollziehbar sind. Ich glaube, ehrlich gesagt - und würde bitten, das in der grünen Fraktion zu diskutieren -, dass wir der - so glaube ich trotz alledem doch - gemeinsamen Sache nichts Gutes tun, wenn wir jetzt anfangen, an den Haaren Dinge herbeizuziehen, die passieren können, und damit eine Regelung, die ich als Quantensprung in der demokratischen Entwicklung bezeichnen würde, zerreden.

Ich darf Ihnen auch begründen, warum ich das so sehe: weil ich hier Aufregung in der ersten und vierten Reihe sehe. Genauso könnte ich jetzt argumentieren, dass man die Stichtagsregelung abschaffen muss. Denn die Stichtagsregelung kann dazu führen, dass ein Wiener, der ewig hier gelebt hat und sonst die ganze Zeit da ist, sich ausgerechnet in der Woche mit dem Stichtag überlegt, dass er nach London studieren geht, und sich abgemeldet, sodass er am Stichtag nicht angemeldet ist. (Abg Gerhard Pfeiffer: Aber nicht jetzt mit der Gemeindewohnung!) Deswegen müsste man dann die Stichtagsregelung abschaffen, weil es den Fall geben kann, dass einer gerade zu diesem Zeitpunkt nicht in Wien gemeldet ist. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Ich habe dieses absurde Beispiel genannt, weil ich damit zum Ausdruck bringen möchte, dass man bei allen Regelungen Fälle konstruieren kann, sodass man dann sagen kann: Warum darf der nicht, warum darf der schon?

Die Grundidee ist, dass Menschen, die hier eine gewisse Zeit lang gelebt haben, sich in diese Gesellschaft einfügen und mitbestimmen können und dass sie hier deswegen einen gewissen Aufenthalt haben. Wir müssen dieses Gesetz praxisnahe gestalten, und wir müssen dieses Gesetz so gestalten, dass es nachvollziehbar ist. Deswegen denke ich an eine Regelung, wie sie in vielen, vielen anderen Bereichen auch vorhanden ist: dass die Voraussetzung für die Inanspruchnahme irgendeiner Leistung - in diesem Fall eines demokratischen Rechts - eine gewisse Frist ununterbrochenen Aufenthalts ist. Das ist nichts Ungewöhnliches, das ist nichts Neues, das gibt es in vielen anderen Fällen auch. Ich glaube, dass das ein guter Weg ist, um ein Gesetz oder eine Regelung zu machen, die inhaltlich einen großen Fortschritt bedeutet.

Präsident Johann Hatzl: Vierte Zusatzfrage: Herr Abg Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Uns geht es darum, verfassungskonforme Landesverfassungsgesetze oder Landesgesetze zu schaffen. Das gilt auch für die Wahlordnung. Wir hätten es daher lieber gehabt, dass tatsächlich ein Hearing stattgefunden hätte. Sie wissen genau, es gibt viele andere, sehr renommierte Verfassungsrechtler - ich nenne jetzt beispielsweise Prof Schäfer -, die in überwiegender Zahl anderer Ansicht als Prof Mayer sind.

Jetzt möchte ich Sie fragen: Sehen Sie es genauso wie Prof Mayer hinsichtlich seines Gutachtens, das er für das Amt der Kärntner Landesregierung abgegeben hat, dass der Untersuchungsausschuss in Kärnten ein nicht zustande Gekommener ist? Teilen Sie auch dort seine Rechtsauffassung?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Da Sie offensichtlich ein totaler Experte in den Bereichen von Verfassung, Gesetzesfragen und Zuständigkeiten sind (Abg Dr Matthias Tschirf: ... gern was zum Lesen! - Beifall bei der ÖVP.), darf ich Ihnen mitteilen, dass ich nicht für Kärntner Untersuchungsausschüsse zuständig bin.

Präsident Johann Hatzl: Damit ist die 3. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP/02924/2002/0002-KFP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dr Wilfried Serles gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet: Prüft der Revisionsverband die gemeinnützige Wohnbaugenossenschaft Wien-Süd derzeit auf der Grundlage des § 28 Abs. 5 WGG?
Ich ersuche um die Beantwortung. 

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die Frage, ob es eine Prüfung der gemeinnützigen Wohnbaugenossenschaft Wien-Süd durch den Revisionsverband auf der Grundlage von § 28 Abs. 5 WGG gibt, kann ich relativ kurz beantworten. Es gibt eine Prüfung, aber nicht nach § 28 Abs. 5 WGG, sondern nach § 28 Abs. 3 WGG. Diese Prüfung ist im Gange und Ende August ist das Ergebnis zu erwarten.

Präsident Johann Hatzl: Erste Zusatzfrage: Herr Abg Serles.

Abg Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Sie haben damit das bestätigt, was wir ohnedies gewusst haben (Amtsf StR Werner Faymann: Sie haben mich das gefragt! - Heiterkeit.), nämlich dass der Revisionsverband zurzeit, wie er das jedes Jahr tut, routinemäßig die Wien-Süd prüft.

Jetzt ist aber der Wien-Süd in den letzten Jahren ein veritabler kaufmännischer Flop passiert, der konkret zu einem Schadensfall von 100 Millionen S geführt hat. Die Wien-Süd hat Grünland in Atzgersdorf um sündhaft teure 2 800 S pro Quadratmeter angekauft, Grünland, das nach der letztlich nicht durchgeführten Umwidmung bestenfalls 400 bis 500 S wert ist.

Für mich stellen sich daher folgende Fragen:

Erstens. Wurden in der Bilanz der Wien-Süd die erforderlichen Abwertungen für diese Grundstücke vorgenommen?

Zweitens. Beeinträchtigt dieser Schadensfall ...

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Ich bitte um Entschuldigung, Herr Dr Serles. Ist das schon eine an den Herrn Stadtrat gerichtete Frage oder noch eine an Sie selbst? (Heiterkeit bei der SPÖ.)
Abg Dr Wilfried Serles (fortsetzend): Nein, das sind die Fragen, die sich mir stellen. Die Frage an den Herrn Stadtrat ergibt sich dann konsequenterweise im Anschluss daran. (Heiterkeit bei der FPÖ.)

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): In Ordnung.

Abg Dr Wilfried Serles (fortsetzend): Drittens. Beeinträchtigt dieser Schadensfall die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Wien-Süd?

Viertens. War der Aufsichtsrat der Wien-Süd über den Kauf von Grünland in Atzgersdorf informiert? (Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Wie viele Fragen sind das?)

Fünftens. Hat der Aufsichtsrat dem Kauf von Grünland zum stolzen Preis von 2 800 S gar seine Zustimmung erteilt?

Sechstens. Mit welchen Argumenten hat der Vorstand dem Aufsichtsrat den Kauf von Grünland in Atzgersdorf erklärt?

Siebentens. Welches Vorstandsmitglied in der Wien-Süd trägt die Verantwortung für diesen Schadensfall?

Achtens. Gegen welche Personen aus dem Vorstand oder Aufsichtsrat sind allfällige Schadenersatzansprüche zu richten? - Geschädigt sind immerhin rund 10 000 Genossenschafter.

Zehntens und letztens: Gibt es unter Umständen sogar strafrechtlich relevante Gesichtspunkte im Zusammenhang mit diesem Ankauf von Grünland?

Herr Stadtrat, ich frage Sie daher: Schreien diese dichten Fragen nicht geradezu nach einer Sonderprüfung nach § 28 Abs. 5 WGG, zumal die routinemäßige Prüfung der Wien-Süd durch den Revisionsverband ja nur die Ereignisse des aktuellen Geschäftsjahres zum Gegenstand hat?

Präsident Johann Hatzl: Herr Stadtrat, zur eigentlichen Frage an Sie.

Amtsf StR Werner Faymann: Zuerst möchte ich etwas zur Ankaufspolitik sagen. Es gibt sicherlich keine Einzelperson, die darüber befinden oder vorhersagen könnte, ob ein Grundstück eine Widmung erhält, wie sie ein Wohnbauträger sich wünscht. Das ist in einer Stadt auch gut so. (Abg Dr Herbert Madejski: Aber ein Privater ...!) Auch Sie können nicht vorhersehen, ob nicht doch auch für dieses Grundstück eine Widmung erfolgt, die den Wert des Kaufs durchaus rechtfertigt. Jedenfalls ist dieses Grundstück von der Wohnbaugenossenschaft Wien-Süd ja wieder verkaufbar. Es ist also nicht so, dass ein Grundstück, das gekauft wurde, nicht auch einen Verkaufswert hat.

Was stimmt, ist, dass Wohnbauträger - egal, ob sie gewerblich oder gemeinnützig sind - mit dem Problem konfrontiert sind, dass sie von uns allen - auch von Ihnen, hoffe ich - ersucht werden, in der Stadt in der Größenordnung von derzeit 5 000 Neubauwohnungen entsprechenden Flächenvorrat zu schaffen. Zum damaligen Zeitpunkt waren es noch 7 000, und wir waren sogar schon bei 10 000 Wohnungen pro Jahr.

Dass im Zuge dieser Käufe bei allen - Gewerbliche werden nicht vom Revisionsverband kontrolliert, aber bei allen Gemeinnützigen - immer wieder Käufe erfolgen, die nicht das gewünschte Ergebnis erzielen, das wird in einer Marktwirtschaft vorkommen, da man ja nicht enteignet, sondern kauft und daher einen Kaufpreis bezahlen muss, der mit so etwas wie einer möglichen Chance auf Widmung zu tun hat, nicht mit dem von irgendeinem Gericht festgestellten Quadratmeterpreis, sondern damit, dass der Grundstücksverkäufer sagen kann: Wenn das ein attraktiver Bezirk ist - und wir beide wohnen in diesem attraktiven Bezirk -, dann kann sowohl beim Grundstücksverkauf als auch beim Grundstückskauf jeder ermessen, dass in so einem Bezirk vieles errichtet wird. Ob es dann tatsächlich auf dem Grundstück oder woanders dazu kommt, das sieht niemand vorher. Solche Propheten gibt es nicht.

Daher wird es der Wien-Süd nicht erspart bleiben, dass sie auch in Zukunft in der Grundstücksbevorratung zwar fragen wird, was der Bezirk sagt, was Anrainer sagen, was irgendein Experte sagt oder was irgendjemand sagt, den sie fragt, aber sie wird es niemals wissen. Sie darf aber im Wohnbau nicht - da wir bei Schillingbeträgen waren - über 3 000 S pro Quadratmeter Nutzfläche im Durchschnitt kommen, wenn sie eine Förderung will, sonst wäre es sowieso unzulässig.

Ob also Schaden entstanden ist, wie viel an Schaden entstanden ist, wie das Ende dieses Kaufs, nämlich im Sinne von Widmung oder Verkauf, wirklich aussehen wird - ich sage Ihnen ganz ehrlich, ich weiß es nicht! Ich könnte Ihnen jetzt vorlesen, was alles jährlich - wie Sie richtig gesagt haben - vom Revisionsverband geprüft wird: da ist natürlich die Frage der Sparsamkeit, der Wirtschaftlichkeit, der Zweckmäßigkeit, der Ordnungsmäßigkeit, der Rechtmäßigkeit et cetera mit zu erheben. Wenn also dort wirklich etwas eklatant Unrechtes passiert wäre, würde es natürlich bei der jährlichen Prüfung eine Rolle spielen.

Ich persönlich möchte mich da aber nicht in die Bereiche der Prophezeiung wagen, sondern verstehe, dass Wohnbauträger - noch dazu so beliebte wie die Wien-Süd, das muss man zugestehen und das werden Sie mir, glaube ich, auch zugestehen - dasselbe Problem wie alle anderen Gemeinnützigen und Gewerblichen haben: in der Stadt ausreichend Grundstücke für ihre Wohnbauvorhaben zu finden.

Präsident Johann Hatzl: Zweite Zusatzfrage: Herr Abg Kenesei.

Abg Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Diese eher unangenehme Sache, auf der einen Seite für die Wien-Süd als gemeinnützigen Bauträger, auf der anderen Seite für den gewerblichen Bauträger Wiener Heim, ist schon in der Untersuchungskommission in sehr vielen Facetten beleuchtet worden. Meine Frage geht eher in die Richtung - denn das ist einer der spannenden Diskussionspunkte -, zu welchem Zeitpunkt die Bauträger tatsächlich angekauft haben und welche Erwartungshaltung ihnen signalisiert worden ist. Sie haben richtigerweise gesagt, es geschah in einer Phase, als in Wien zwischen 7 000 und 8 000 Wohnungen pro Jahr errichtet wurden. Das heißt, es ist auch von Seiten der Stadt eine gewisse Erwartungshaltung an die Bauträger signalisiert worden.

Meine konkrete Frage geht in diese Richtung: Wann haben Sie als Wohnbaustadtrat oder Ihre Geschäftsgruppe mit den Vertretern dieser beiden Bauträger das erste Mal Kontakt aufgenommen, um konkret über den Bauplatz Atzgersdorfer Friedhof, die Zusicherung von Wohnbauförderungsmitteln und so weiter Gespräche zu führen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Landtagsabgeordneter!

Es ist tatsächlich so, dass mir Wohnbauträger immer wieder in Vorschau berichten, was sie vorhaben. Das ist nichts Ungewöhnliches. Dass sie es von mir oder von irgendeinem anderen Politiker abhängig machen, ob sie etwas kaufen oder nicht - und ich erlebe es praktisch jeden Tag, dass mich jemand fragt: hältst du es für sinnvoll, dass da oder dort irgendein Bauvorhaben entsteht? -, ist deshalb nicht möglich, weil jeder von uns, der die Verfassung, die Geschäftsordnungen und die Rechte dieser Stadt kennt, weiß, dass er dieses Recht gar nicht hat.

Daher ist meine Antwort - ganz gleich, wer mich fragt, wann immer mich jemand gefragt hat oder wenn mich auch morgen jemand fragen wird -: Die Flächenwidmung ist zuständig dafür, ob es dort zu einer Wohnbauwidmung kommen kann. Das allein reicht aber für ein Wohnbauvorhaben noch lange nicht aus, sondern in der Folge ist, wenn es um Förderungsmittel geht, beim Grundstücksbeirat einzureichen. Auch dort ist eine Expertengruppe tätig, die sich von mir weder durch Zuruf noch durch Flehen oder sonstige Anordnungen sagen lassen würde, was sie entscheidet.

Das heißt, das Einzige, was ein Bauträger in seiner Verantwortung wirklich zu machen hat, ist, dass er sich überlegen muss, ob er für diese vielen Prüfungen und Verfahrensschritte - Infrastruktur vorhanden: ja/nein; Verkehrsprobleme: ja/nein; Widmung möglich: ja/nein; Bauträgerwettbewerb oder Beiratsentscheidung: ja/nein - sowohl die Zeit als auch die finanziellen Spielräume hat - das dauert ja eine Zeit lang, und Zinsen für solche Grundstücke laufen bei der Bank bekanntlich immer an - und ob er dort die nötigen Argumente wird vorbringen können.

Wenn mich jemand fragt - und so allgemein werde ich immer gefragt -, ob ich mir in Liesing einen Wohnbau vorstellen kann, wenn die Flächenwidmung vorhanden ist, dann sage ich: Wenn die öffentlichen Verkehrsmittel passen, wenn die Infrastruktur passt - hier habe ich auch einmal wegen der Infrastruktur angefragt und am 2.2.1998 ein Antwortschreiben erhalten, worin ganz genau aufgelistet wird, was alles zum Thema Infrastruktur zu sagen ist - und wenn alle anderen Argumente abgearbeitet sind, dann könnte ich im 23. Bezirk in dieser Lage oder in ähnlichen Lagen sicherlich viele Wohnungen brauchen, weil sich die Wohnungssuchenden, die mich jeden Tag fragen, wann wo was gebaut wird und wann wo was fertig wird, wünschen, dass in diesen Bereichen mehr gebaut wird.

Zu mehr bin ich nicht befugt und berechtigt. Die Wohnbaugenossenschaften, aber auch die privaten Gesellschaften wissen sehr gut, dass es so etwas wie einen "Wunderwuzi" nicht gibt. (Abg Gerhard Pfeiffer: Und kriegen jetzt ausländische Bezirksräte eine Gemeindewohnung?)
Präsident Johann Hatzl: Dritte Zusatzfrage: Herr Abg Fuchs.

Abg Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Ich glaube einfach, dass man auch unterschwellig keine Vertrauenskrise bei den Gemeinnützigen, die für die Bevölkerung sehr viel tun, hervorrufen soll. 

Ich möchte Sie aber noch einmal fragen: Hat es in den letzten Jahren im Rahmen des Überprüfungszyklus betreffend diese Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Ordnungsmäßigkeit, die Sie genannt haben, bei der Gemeinnützigen Wien-Süd Beanstandungen der Wiener Landesregierung gegeben?

Präsident Johann Hatzl: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Ich muss sagen, ich kenne nicht alle Details auswendig. Ich kann Ihnen nach Rücksprache gerne noch einmal Auskunft darüber geben, aber keine, die so schwer wiegend ist wie jene, die bei der Anfrage ein bisschen mitgeschwungen ist. Ich kann es umgekehrt formulieren: Die Wien-Süd gehört nicht zu den Sorgenkindern in der Stadt, sondern zu den Wohnbaugenossenschaften und Gesellschaften, von denen ich mir als Wohnbaustadtrat wünschen würde, dass es mehr davon gibt. 

Präsident Johann Hatzl: Letzte Zusatzfrage: Herr Abg Serles.

Abg Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Sie haben in Ihrer Anfragebeantwortung von einer Politik der Vorratshaltung gesprochen, die jede Wohnbaugenossenschaft verfolgen muss. Nun gestatte ich mir, im Zusammenhang mit dem Grundstücksankauf der Wien-Süd in Atzgersdorf eine Wertung abzugeben. Ich glaube, es war geradezu ein zumindest fahrlässiges Unterfangen der zuständigen Gremien, dort Grünland auf Verdacht anzukaufen, Grünland deswegen anzukaufen, weil es ihnen irgendjemand von den sozialdemokratischen Politikern in dieser Stadt offenbar in Aussicht gestellt hat. 

Meine Frage an Sie, Herr Stadtrat, lautet: Wenn jemand Grünland auf Verdacht ankauft, auf Basis von Luft ankauft, ohne dass es die notwendigen Voraussetzungen dafür gibt - handelt er damit eigentlich nicht fahrlässig, und bewirkt er damit nicht eigentlich den Tatbestand der Untreue nach den strafrechtlichen Vorschriften?

Präsident Johann Hatzl: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Ein Bauträger könnte, auch wenn es ein freiheitlicher Politiker wäre, von keinem Politiker verlangen, dass er ihm sagt, ob ihm ein Grundstück umgewidmet wird und alle diese Hürden und Gremien positiv absolviert. Diesen Politiker kann es nicht geben, auch keinen Freiheitlichen. Daher bin ich davon überzeugt, dass es auch keinen sozialdemokratischen Politiker geben kann, der garantieren kann, dass ein Grundstück umgewidmet wird und Wohnbauförderung et cetera bekommt. Da wir heute schon einmal beim "Wunderwuzi" waren: den gibt es nicht, und das ist in einer demokratischen Gesellschaft auch gut so für eine Stadt.

Ich selbst habe gemeinsam mit der Frau Vizebürgermeisterin daran mitgewirkt, dass, bevor überhaupt die Frage gestellt wird, ob dort Wohnbau zulässig ist - wenn ich mich jetzt auf den Teil Wohnbau konzentrieren darf -, eine Infrastrukturkommission zusammenzutreten hat. Diese erhebt erst einmal vom Kindergarten bis hin zur Schule und zu anderen sozialen Infrastrukturfragen Dinge, die einer in der Stadt gar nicht auswendig wissen kann, außer er tut so. Aber so jemanden gibt es nicht und kann es nicht geben, weil das, wie jeder weiß, erst die Infrastrukturkommission feststellt. Ohne Feststellung der Infrastrukturkommission, ohne Flächenwidmung und das ganze Verfahren sowie all die anderen Punkten, die ich vorhin schon ausführen durfte, kann auch ein Wohnbauträger nicht wissen, dass ein Grundstück, das er kauft, mit Sicherheit zu Wohnungen führt.

Dazu gibt es eine Formulierung, die ich Ihnen jetzt lange vorlesen könnte: Wie ist es mit dem Geschäftskreis, was darf sich eine gemeinnützige Bauvereinigung nach § 7 Abs. 3 Z 6 WGG an angemessenem Vorrat leisten? - Das heißt, auch ohne dass ich Ihnen jetzt die Formulierung in allen Details vorlese: Ich bin davon überzeugt, Sie sind ein sehr gewissenhafter Kollege und wissen daher, dass diese Formulierungen natürlich immer so etwas wie ein Risiko beinhalten.

Das größte Risiko ist, ein Grundstück zu teuer zu kaufen. Das ist das größte Risiko, denn da weiß man schon beim Kauf, dass man einen Vorrat schafft, der dann letztlich zu Leerstehungen führen und das Unternehmen schwer schädigen könnte, weil man bei über 3 000 pro Quadratmeter im Durchschnitt ja praktisch keine Förderung bekommen kann. Das wäre fahrlässig. Es wäre fahrlässig, Grundstücke zu kaufen, von denen man weiß, am Ende steht die leer stehende Wohnung oder die nicht verkaufte Eigentumswohnung. Das ruiniert Betriebe tatsächlich.

Bei einem Grundstück bereits die richtige Widmung zu haben, das ist - das wissen Sie so gut wie ich - in der Regel so teuer beim Verkäufer, dass es den Wohnbauträgern und Wohnbaugenossenschaften nur in ganz wenigen Glücksfällen gelingt, aber bereits gärtnerische Widmung hat solche astronomischen Preise, dass vom tatsächlichen Preis überhaupt keine Rede mehr ist, sondern auch die bereits in der Regel mit Bürohaus-, manche mit Bürohochhauswidmungserwartungen oder so rechnen.

Das heißt, Grundstücke zu kaufen, ohne vorher die Garantie zu haben, was denn damit wirklich geschieht, ist das Los jedes Bauträgers, ganz egal, ob gemeinnützig oder gewerblich.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Damit ist die 5. Anfrage (FSP/02923/2002/0001-KSP/LM) aufzurufen. Sie ist von Frau Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch gestellt und an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Der Wienerwald hat im Wiener Stadtgebiet durch das Wiener Naturschutzgesetz und EU-Richtlinien einen sehr hohen Schutzstatus. Sind darüber hinaus weitere Schutzmaßnahmen - auch im Zusammenhang mit Niederösterreich - geplant? 

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Wienerwald liegt uns allen am Herzen. Er ist die grüne Lunge der Wienerinnen und Wiener. Was wäre Wien ohne den Wienerwald? Die Touristen kennen ihn alle so wie unsere Wiener Gärten. Er verfügt schon über einen hohen Schutz, aber ich bin mir bewusst, dieser Wienerwald, der uns allen lieb und wert ist, muss weiterhin geschützt werden und uns erhalten bleiben. Er ist wichtig für uns alle, für unsere Lebensqualität, er ist wichtig für uns alle auch als Erholungswald. 

Hier haben wir zahlreiche Gefahren für unseren Wienerwald zu befürchten: Siedlungsdruck liegt vor, die Verkehrsproblematik ist uns allen bekannt, daher muss hier ein Einklang gefunden, ein Einklang zwischen Mensch und Natur, alle Interessen müssen miteinander vereinigt werden. 

Der Schutz des Wienerwalds ist sehr hoch. Ich möchte Sie daran erinnern, dass der Lainzer Tiergarten Naturschutzgebiet ist. Das Gütenbachtal und der Lainzer Tiergarten sind zusätzlich als Natura-2000-Gebiete nominiert. Für den 14. und den 16. Bezirk ist die Ausweisung als Landschaftsschutzgebiet in Vorbereitung. Das betrifft hier den Wienerwald. Die MA 49, unser Forstamt, bewirtschaftet ein Naturwaldreservat, es schützt dieses Naturwaldreservat. 

Ganz besondere Bedeutung hat auch die Wienerwald-Deklaration. Diese Wienerwald-Deklaration wird überarbeitet, um einen umfassenden Schutz, einen grenzenlosen Schutz, einen übergreifenden Schutz zu gewährleisten. Diese Wienerwald-Deklaration soll wiederum, wie im Jahre 1987, von den Landeshauptleuten von Wien, Niederösterreich und Burgenland unterschrieben werden.

Mir ist es ein wesentliches Anliegen, dass der Wienerwald auch in Zukunft zentral genützt werden kann und geschützt werden muss. Daher haben wir gemeinsam mit Niederösterreich im Rahmen der PGO eine Studie in Auftrag gegeben. Wie kann der Wienerwald noch mehr geschützt werden? Ist der Biosphärenpark eine Möglichkeit? Ist der Nationalpark eine Möglichkeit? Diese Studie ist in Ausarbeitung. Sie wird bis Herbst vorliegen. Dann werden entsprechende Entscheidungsgrundlagen vorbereitet sein und es wird eine politische Entscheidung für Biosphärenpark oder Nationalpark zu treffen sein.

Präsident Johann Hatzl: Die erste Zusatzfrage: Herr Abg Maresch.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben erwähnt, dass jetzt sozusagen die PGO-Studie Neu, die Wienerwald-Deklaration Neu kommen soll. Jetzt ergibt sich für mich die Frage: Wie schaut es mit den Umsetzungsfristen gemäß der neuen Wienerwald-Deklaration aus? In der alten Wienerwald-Deklaration war das ein großes Manko. Manche Dinge wurden nicht umgesetzt.

Deswegen meine Frage: Bis wann werden die Vorhaben, die in der Wienerwald-Deklaration Neu formuliert werden, umgesetzt?

Präsident Johann Hatzl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Sie haben es schon angesprochen, die Wienerwald-Deklaration Neu wird derzeit erarbeitet. Warten wir auf das Ergebnis, warten wir gemeinsam auf das Ergebnis. Hier werden die Fristen entsprechend enthalten sein. Sie werden zu diskutieren sein, und dann reden wir darüber.

Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage: Herr Abg Klucsarits.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Können Sie sich ein zwischen 10 und 20 Prozent umfassendes Kernstück des Biosphärenparks vorstellen, das unter einem besonders hohen Schutz stehen könnte? Und wo könnten Sie sich so eine Kernzone vorstellen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Wenn die Studie zu dem Ergebnis führen sollte, ein Biosphärenpark ist eine entsprechend geeignete Schutzkategorisierung für den Wienerwald, dann - wir haben das schon in zahlreichen Sitzungen besprochen - müsste die Kernzone 3 Prozent vom gesamten Wienerwald ausmachen, die Pflegezone 10 Prozent des entsprechenden Wienerwaldgebiets, das als Biosphärenpark ausgewiesen werden könnte. 

6 Prozent des Wienerwalds liegen auf Wiener Gebiet. Daher kann ich aus heutiger Sicht selbstverständlich nicht feststellen, ob dieses Gebiet zufällig dann auf Wiener Gebiet liegen könnte. Das wird die Studie ergeben, aber selbstverständlich wäre hier eine entsprechende Kernzone machbar.

Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage: Frau Abg Reinberger.

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Ich habe große Bedenken und Sorgen um die Qualität des Schutzes des Wienerwalds auf Wiener Gebiet. Sie haben selbst gesagt, Wien hat nur 6 Prozent Anteil. Wir haben allerdings einen sehr hohen Schutz, wie Sie angeführt haben, zum Beispiel den Lainzer Tiergarten, der einen sehr großen Teil ausmacht und eine sehr hohe Schutzstellung hat. Wenn man nach Niederösterreich schaut, so ist dort die Schutzstellung wesentlich geringer. Dort ist die Zersiedelung sehr stark, dort ist ein Schaden am Wienerwald oder eine Zerstörung des Wienerwalds wesentlich stärker zu befürchten als bei uns. 

Der Entwurf der Wienerwald-Deklaration, der jetzt verhandelt wird, ist sehr verwaschen, macht einen breiten Spagat, will alle Interessen unter einen Hut bringen, was sehr schwer möglich ist, denn Wirtschaft, Ruhe, Tourismus und Schutz zu berücksichtigen, das wird sehr schwierig sein. Auch die Biosphärenparks sind normativ weitgehend nicht kräftig genug. 

Wir vertreten die Meinung - und auch der Herr Bürgermeister, wie sich gezeigt hat, vertritt diese Meinung -, der einzig wirkliche Schutz ist der Nationalparkstatus. Das ist eine alte Forderung von uns Freiheitlichen, Teile des Wienerwalds unter den Schutz eines Nationalparks zu stellen. 

Frau Stadträtin! Wie können Sie sicherstellen, dass der bisherige Schutz des Wienerwalds, so wie er in Wien ist, durch die gemeinsamen Standards mit Niederösterreich nicht verwässert wird, sondern verbessert?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete!

Mir geht es um den Schutz des Wienerwalds gemeinsam mit dem Land Niederösterreich. Deshalb haben wir gemeinsam mit dem Land Niederösterreich auch beschlossen, eine entsprechende Studie vorzubereiten, wie der Wienerwald noch besser geschützt werden kann, sei es nun als Biosphärenpark oder als Nationalpark. Das wird eben die Studie ergeben. Welche Kriterien hier zu schaffen sein werden, das wird auch entsprechend in der Wienerwald-Deklaration enthalten sein. 

Ich werde mich persönlich dafür einsetzen, dass dieser Schutz nicht nur auf Wiener Raum sichergestellt ist, sondern auch auf niederösterreichischer Fläche, denn - Sie haben es schon angesprochen - der Siedlungsdruck auf niederösterreichischer Fläche, der Wirtschaftsdruck auf niederösterreichischer Fläche ist sicherlich größer als in Wien.

Präsident Johann Hatzl: Letzte Zusatzfrage: Frau Abg Neck-Schaukowitsch.

Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Wir wissen alle, dass Wien im internationalen Ranking in punkto Lebensqualität den 2. Platz einnimmt, und dafür spielen natürlich gerade Faktoren wie gute Naherholungsgebiete und ausreichender Grünraum eine wichtige Rolle.

Noch wichtiger ist mir als Gesundheitspolitikerin natürlich die Möglichkeit für die Menschen, entsprechend Naherholungsräume zu nutzen, weil das ein ganz wichtiger Faktor für das persönliche Wohlbefinden ist. Gerade der Wienerwald - das wissen wir alle - ist eines der wichtigsten Naherholungsgebiete für die Wienerinnen und Wiener. Deswegen ist mir der besondere Schutz ein wirklich persönliches Anliegen. 

Ich frage Sie daher: Werden diesbezüglich im Wiener Naturschutzgesetz auch entsprechende Vorkehrungen getroffen werden?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Das Wiener Naturschutzgesetz - wir haben es erst vor kurzem novelliert - ist das strengste Österreichs. Dieses sehr strenge Wiener Naturschutzgesetz stellt auch sicher, dass alle Gebiete einen hohen Schutz genießen zum Wohle für uns alle. Die Studie wird uns dann zeigen, ob Nationalpark oder Biosphärenpark. 

Für den Nationalpark - das ist klar - brauchen wir entsprechende neue naturschutzrechtliche Vorkehrungen, sei es nun Anbindung an den Nationalpark Donauauen in einem Gesetz oder ein neues Nationalparkgesetz. 

Kommt man zu dem Ergebnis, ein Biosphärenpark ist der bessere Schutz, dann sind aus heutiger Sicht keinerlei naturschutzrechtliche Neuerungen erforderlich. Das Naturschutzrecht in Wien ist derart streng ausgebildet, dass hier alle möglichen Zonierungen, alle möglichen Schutzkategorien bereits jetzt enthalten sind. Es wäre eine Nominierung bei der IVCN erforderlich, wie bei der unteren Lobau, die ja auch ein Biospährenpark ist. Diese Zonierung wäre also erforderlich, aber das gegenüber der IVCN.

Präsident Johann Hatzl: Damit ist die Fragestunde beendet. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde (AST/02960/2002/0002-KVP/AL). Der ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde zum Thema "Abfertigung Neu - neue Chancen für zukunftsorientierte Arbeitsverhältnisse" verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstunterzeichner, Herrn Abg Dr Tschirf, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist.

Ich mache für weitere Wortmeldungen jetzt schon darauf aufmerksam und bringe in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zu Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist. (Abg Dr Matthias Tschirf macht sich für seine Rede bereit und hat einen großen Rucksack umgeschnallt.)

Der Rucksack zeigt, dass es hier offensichtlich einen Ansatzpunkt zum Wienerwald von vorher gibt. Sie dürfen mit Marscherschwerung Ihre Rede beginnen. (Abg Franz Ekkamp: Na, da haben sie dir ja schön etwas mitgegeben! - Heiterkeit.)

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das ist nicht eine Einstimmung auf einen Wienerwaldmarsch, es ist auch nicht eine Einstimmung auf einen Urlaub irgendwo in den Bergen, sondern ich bringe etwas mit, ich bringe etwas mit, was uns der Bundesgesetzgeber bereitet hat, einen wichtigen Punkt sozialpolitischer Maßnahmen, nämlich das neue Abfertigungsmodell. (Abg Christian Oxonitsch: Daran hat er schwer zu tragen!) 

Dieses Abfertigungsmodell, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist einer der wesentlichsten sozial-politischen Erfolge, die gelungen sind. Da gilt unser Dank der Bundesregierung, und ich werde darauf jetzt eingehen, möchte aber allen Landtagsabgeordneten ein kleines Geschenk zu dieser Sache mitgeben, nämlich einen kleinen Rucksack. Ich möchte aber auch dem Herrn Präsidenten einen überreichen. (Beifall bei der ÖVP. - Der Redner verteilt kleine gelbe Rucksäcke an den Präsidenten und an die Schriftführer. - Schriftführer Abg Volker Harwanegg: Für das große Belastungspaket ist der schon zu klein! - Abg Franz Ekkamp: Das ist aber ein kleiner Rucksack!) Keine Sorge, jeder bekommt seinen Rucksack! 

Worum geht es? - Es geht darum, dass wir für unsere heutige neue Arbeitswelt, wo man nicht mehr ein Beschäftigungsverhältnis ein ganzes Leben lang hat, die richtige sozialpolitische Antwort geben. Und dieses Abfertigungsmodell, das - und ich sage das stolz - im Rahmen des ÖAAB vor mehr als zehn Jahren konzipiert worden ist, das von der ÖVP in internen Sozialpartnergesprächen zwischen ÖAAB und Wirtschaftsbund entsprechend ausgearbeitet worden ist, führt nun dazu, dass, während bisher lediglich eine Million Arbeitnehmer eine Abfertigung bekommen haben, nunmehr 3,1 Millionen Arbeitnehmer in diesen Genuss kommen. (Beifall bei der ÖVP. -An alle Abgeordneten werden von Mitarbeitern kleine gelbe Rucksäcke verteilt.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dieses Abfertigungsmodel stellt daher sicher, dass einerseits die Wahlmöglichkeit zwischen Abfertigung und einer zusätzlichen Säule in der Pension hergestellt wird und andererseits vor allem auch Gruppen eine Möglichkeit eines Anspruchs auf Abfertigung bekommen, die diese Möglichkeiten bisher nicht gehabt haben. Gerade bei den Frauen spielt das eine besondere Rolle, gerade in vielen Berufen, etwa bei den Saisoniers im Gastgewerbe, und in vielen Bereichen, wo das bisher nicht der Fall gewesen ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dieser Rucksack ist eben einer, den diese Bundesregierung sozialpolitisch mitgibt (Abg Godwin Schuster: Die gibt uns schwer zu tragen, diese Bundesregierung!), womit sie zeigt, dass sie einerseits Sozialkompetenz hat und andererseits imstande ist, in einem sehr vernünftigen Dialog mit den Sozialpartnern hier ein neues Model zu erarbeiten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist auch für diesen Wiener Landtag eine besondere Entscheidung, wenn mit 1. Juli auf Bundesebene eine entsprechende Regelung getroffen wird, und wir sollten uns dies auch zum Vorbild nehmen, nämlich zum Vorbild für die Dienstnehmer dieser Stadt nehmen. Wir werden daher heute im weiteren Verlauf dieser Sitzung im Landtag einen Beschlussantrag einbringen, und zwar Walter Strobl und ich, der folgendermaßen lautet: Die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen und Konsumentenschutz wird aufgefordert, im Sinne der Antragsbegründung ehebaldigst Gesetzesentwürfe zu den Dienstrechtsgesetzen auszuarbeiten und dem Landtag vorzulegen. 

Worum geht es uns? - Es geht uns darum, dass die betriebliche Mitarbeitervorsorge, die Abfertigung Neu, auch den Vertragsbediensteten der Stadt Wien zugute kommt. Das ist auch ein wichtiger Schritt in Richtung einer modernen, sozial gerechtfertigten und vernünftigen Lösung eines wichtigen Ansatzes, das heißt, dass die Abfertigung eben allen zustehen wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese Diskussion ist für uns auch ein wichtiger Beitrag, darauf hinzuweisen, was eigentlich mit dieser Abfertigung alles verbunden ist. Es ist nicht nur so, dass alle einen Anspruch auf diese Abfertigung haben werden, dass fairere Bedingungen gelten, dass sichergestellt wird, dass neue Bevölkerungsgruppen in den Genuss kommen, sondern dass wir der Abfertigung für die Zukunft auch einen neuen Charakter geben, dass wir allen Bediensteten - seien es die Bediensteten der Gebietskörperschaften, vor allem aber jene in der Privatwirtschaft - eine neue Möglichkeit einräumen. Das ist für uns ein wichtiger Ansatz, damit setzen wir uns auseinander. Daher heute diese Aktuelle Stunde zu diesem aktuellen und wichtigen Thema. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Ich darf nochmals daran erinnern, dass die Redezeit für die weiteren Redner 5 Minuten beträgt. 

Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Dr Vana gemeldet.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Lieber Dr Tschirf, ich kann Sie nur bewundern für diese nette Aktion heute. Sie haben tatsächlich das richtige Bild für die Abfertigung Neu gewählt. Sie haben sich nämlich den großen Rucksack geschnappt - das war deutlich zu sehen -, einen großen Geschenke-Rucksack, und für alle anderen, auch für uns, ist dieses kleine Rucksackerl übrig geblieben. Und genau das ist das Bild, das richtig ist für diese Neuregelung: Es gibt den großen Geschenke-Rucksack für die Wirtschaft und die Unternehmer und es gibt den kleinen für die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in diesem Land. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ. - Widerspruch bei der ÖVP.) Sie feiern zwar die Abfertigung Neu als Jahrhundertwerk, auch der ÖGB heftet sich die Abfertigung Neu ein bisschen als seinen Erfolg auf die Fahnen, und die Sozialpartnerschaft feiert überhaupt ihre neu entstandene Daseinsberechtigung. 

Die Grünen waren von Anfang an ein bisschen skeptisch bei dieser Neuregelung der Abfertigung Neu (Abg Dr Matthias Tschirf: Sehr schade! Sie haben leider keine sozialpolitische Kompetenz!), und unsere Befürchtungen scheinen sich auch zu bestätigen. Ja, es stimmt zwar, dass viel mehr Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in den Genuss eines Abfertigungsanspruchs kommen (Rufe bei der ÖVP: Aha!) - bei Selbstkündigung, bei Dienstzugehörigkeit unter drei Jahren -, es kommen auch neue Gruppen von ArbeitnehmerInnen in den Genuss (Abg Georg Fuchs: Viel mehr Frauen!) - nicht natürlich freie DienstnehmerInnen oder WerkvertragnehmerInnen; da gibt es natürlich noch immer das berühmte Schlupfloch -, aber diese Abfertigung Neu ist ein Pyrrhussieg, ein Pyrrhussieg deshalb, weil zwar die Abfertigungsansprüche ein bisschen gerechter verteilt werden, nur, der Kuchen wird kleiner, meine Damen und Herren. Der Kuchen, den Sie verteilen, wird beträchtlich kleiner. Das sagen nicht nur wir, das sagt auch das WIFO. (Zwischenrufe bei der ÖVP und bei der FPÖ.)
Das WIFO hat errechnet, dass die Abfertigungsvolumina, die ausbezahlt werden, durch diese Neuregelung von 19 Milliarden S im Jahr auf 15 Milliarden S fallen werden (Rufe bei der ÖVP: Falsch! Falsch!) - das sagt das WIFO; erkundigen Sie sich dort -, und Sie senken damit einfach die Lohnnebenkosten für die Unternehmer. Waren bisher Abfertigungsrückstellungen in Höhe von 2,4 Prozent zu bilden, so hat sich der Beitragssatz einfach auf 1,53 Prozent reduziert. (Abg Gerhard Pfeiffer: Für alle! - Abg Georg Fuchs: Für alle!) Das ist ein Geschenk an die Unternehmer und Unternehmerinnen. Für die Arbeiternehmer und Arbeitnehmerinnen bleibt leider ein bisschen weniger übrig als bisher. (Abg Dr Herbert Madejski: Viele haben gar nichts bekommen bis jetzt!) Ja, regen Sie sich nicht so auf! Sie finden das auch empörend. Vielleicht lernen Sie jetzt, was Ihre Parteien im Bund da beschlossen haben. Hören Sie mir gut zu! Es wird noch schlimmer. (Lebhafte Zwischenrufe bei der ÖVP und bei der FPÖ.) 

Hat man bisher nach 25 Jahren ... (Anhaltende Zwischenrufe. - Der Präsident gibt das Glockenzeichen.)

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Meine Damen und Herren! Ich bin interessiert an einem lebendigen und nicht an einem schlafenden Landtag, trotzdem habe ich nur einer Rednerin und nicht einem Chor das Wort erteilt. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)

Abg Dr Monika Vana (fortsetzend): Danke, Herr Vorsitzender!

Hat man bisher nach 25 Jahren den höchsten Abfertigungsanspruch, das waren zwölf Monatsgehälter, in Händen gehabt, so wird das nach den Berechnungen des ÖGB und der Arbeiterkammer jetzt mindestens 37 Jahre dauern. Nach 37 Jahren hat man zwölf Monatsgehälter, und das bei einer angenommen Verzinsung von 6 Prozent über 40 Jahre. Das zeigen Sie mir einmal, dass über 40 Jahre 6 Prozent Verzinsung für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer herauskommen. Denn - das muss man ja auch sehen - die hohen Aktiengewinne in dieser Welt werden vor allem durch die Abschaffung oder die Reduzierung von Sozialmaßnahmen oder Beschäftigungsmaßnahmen erzielt (Abg Gerhard Pfeiffer: Vorher war nichts mit null Prozent!), wie wir auch gestern vom Wirtschaftsforscher Dr Schulmeister in der ZiB 2 wieder einmal hören konnten. 

Also massive Entlastungen für Unternehmer und Belastungen eigentlich für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die jetzt weniger herausbekommen. (Abg Georg Fuchs: Das ist ein völliger Unsinn!) 

Was Sie auch nicht dazusagen, ist, dass es Verlierer und Verliererinnen gibt bei dieser Reform, zum Beispiel jene ArbeitnehmerInnen, die bisher Abfertigungsansprüche über dem Kollektivvertragsniveau hatten. Also die so genannten freiwilligen Abfertigungen werden massiv belastet (Abg Georg Fuchs: Sie reden gegen die Rechte der Frauen!), weil sie die Steuerbegünstigung verlieren und plötzlich der vollen Besteuerung und der Sozialversicherungspflicht unterliegen. Das ist eine Verschlechterung für jene Kolleginnen und Kollegen, und das muss man dazusagen. (Lautstarker Widerspruch bei der ÖVP und bei der FPÖ.) 

Es gibt eine zweite Gruppe von Verlierern und Verliererinnen, das sind jene ArbeitnehmerInnen, die die Abfertigung bisher als Lohnbestandteil gebraucht haben, die die Auszahlung der Abfertigung brauchen als Überbrückung für Arbeitslosigkeit zum Beispiel. Das sind ja nicht so wenige, das ist ja eine steigende Zahl von ArbeitnehmerInnen. (Abg Dr Matthias Tschirf: Haben Sie nicht mitbekommen, was im Nationalrat beschlossen worden ist?) Sie kennen den Strukturwandel in der Arbeitswelt. Zirka 80 Prozent aller Dienstverhältnisse dauern unter drei Jahren, und bei Dienstverhältnissen unter drei Jahren darf man sich die Abfertigung nicht auszahlen lassen, auch nicht bei Selbstkündigung.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Ich bitte Sie, zum Schluss zu kommen. 

Abg Dr Monika Vana (fortsetzend): Das heißt, Sie erschweren massiv die Auszahlung von Abfertigungen für die Menschen, die sie brauchen, sie begünstigen aber etwas anderes, sie begünstigen die steuerfreie Einzahlung in ein Versicherungsunternehmen oder den Erwerb von Anteilen an einem Pensionsinvestmentfonds. Die Abfertigungsansprüche sollen also angespart werden. 

Wer sich gestern die Medien angeschaut hat, konnte sehen, dass sie voll waren mit Meldungen über weltweit massive Einbrüche bei den Pensionsinvestmentfonds, wodurch weltweit Hunderttausende ArbeitnehmerInnen ihre Ansprüche verlieren. Und da denke ich mir, das ist nicht gerade die zu bevorzugende Form der Pensionsvorsorge. Denn was Sie eigentlich wollen ...

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Frau Abgeordnete, bitte den Schlusssatz! 

Abg Dr Monika Vana (fortsetzend): ... und das ist unsere Hauptkritik: Sie wollen einen schrittweisen - was heißt, schrittweisen -, das ist der erste große Wurf zum Umbau der Abfertigung in eine betriebliche Pensionsvorsorge. Das wollen Sie: Die Abfertigung in der bisherigen Form abschaffen und umbauen in die zweite Säule der Pensionsvorsorge. Das heißt über kurz oder lang, die staatliche Pension zu reduzieren. Das ist für die Beschäftigten ein bisschen teurer, für den Staat ein bisschen billiger, die Abgabenquote soll gesenkt werden. Das sehen wir leider nicht so euphorisch wie Sie, und für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in diesem Land ist das leider nur ein kleiner Pyrrhussieg. (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Gerhard Pfeiffer: Der Bürgermeister hätte "Schwachsinn" gesagt!)  

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist der Dritte Präsident Römer.

Abg Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Wir sprechen heute über einen sozialpolitischen Meilenstein, und das brauchen wir uns nicht wegnehmen zu lassen. Es ist leider so, dass die Vorrednerin derartige Argumente gebracht hat, dass sämtliche nachfolgenden sechs Redner nicht genügend Zeit hätten, das alles aufzuklären, was hier an unrichtigen Bewertungen in den Raum gestellt wurde. (Beifall bei der FPÖ und bei der ÖVP.) 

Wir können feststellen, dass dieses neue Gesetz von der Regierung initiiert wurde, dass hier alle relevanten politischen Kräfte des Landes mitgearbeitet haben und - das muss man schon sagen - natürlich einen Kompromiss gefunden haben, mit dem alle einverstanden sind. Darum ist auch eine breite Zustimmung erfolgt, und ich bin stolz darauf. Es ist nicht nur die Regierung dahinter gestanden, sondern es wurde der Auftrag gegeben, dass sich die Sozialpartner im Vorfeld intensivst damit befassen, schon allein aus dem Grund, damit man eine große Identifizierung aller damit einerseits belasteten, auf der anderen Seiten bedachten Menschen in diesem Lande erreichen kann. 

Und das ist eine ganz tolle Geschichte! Wir müssen uns doch bitte vor Augen halten: Natürlich war es so, dass vorher zwei Drittel überhaupt nie eine Abfertigung bekommen haben. Jetzt also davon zu sprechen, dass es schlechter wird, kann ich wirklich nicht verstehen, denn jetzt bekommen 100 Prozent oder 99 Prozent - wenn man vielleicht ganz kurze Probedienstverhältnisse ausnimmt - eine Abfertigung, aber vorher hat es nur ein Drittel bekommen. Die volle Abfertigung ist überhaupt nur für 3 Prozent zum Tragen gekommen. Also hier irgendetwas Negatives zu sehen, das ist für mich wirklich eine Chuzpe. Da muss man wirklich lang nachdenken, dass einem das einfällt angesichts der Tatsache, dass dieses Thema seit 20 Jahren im Gespräch ist.

Ich erinnere mich zurück, und es ist mir vollkommen egal, wer der Vater dieses Gesetzes ist, weil nämlich in allen Parteien Bemühungen waren. Bei uns war es zum Beispiel der Abg Dolinschek, der aus dem Arbeiterstand gekommen ist, der das natürlich am meisten gewollt hat und schon vor über zehn Jahren Dinge in diese Richtung vorgelegt hat. Dort, wo er tätig war, hat es sehr kurze Dienstverhältnisse gegeben, sodass dieses Problem sehr, sehr stark schlagend geworden ist. Er hat lange darüber nachgedacht, ob man das System nicht so lassen könnte und nur die Stufen abschaffen sollte - wir kennen ja all diese Dummheiten mit Kündigungen nach zwei Jahren und neun Monaten oder nach neun Jahren und sechs Monaten -, damit man diese Dinge hintanhalten kann. Dazu gehört auch dieser untragbare Zustand mit der Selbstkündigung, wo keine Abfertigung fällig wird, sodass man Dienstverhältnisse auf dubiose Weise zu lösen versucht hat. 

Das fällt jetzt alles weg. Es ist eine eindeutige Partnerschaft von Dienstnehmern und Dienstgebern zu erkennen. Es gibt klare Regelungen, und es ist so, dass alle Beschäftigten darunter fallen. Das ist eine Geschichte, das ist eine derart tolle Geschichte, weil damit natürlich auch die Tourismusbranche drinnen ist. Die Leute, die saisonal beschäftigt sind, sind nie darunter gefallen, und nicht umsonst - der Kollege Driemer wird uns das sicher sagen - gibt es die Bauarbeiter-Urlaubskasse. Damit hat man es für eine Berufsgruppe geschafft, hier auch Gleichheit herzustellen. 

Mit diesem Gesetz wurde die Zielsetzung, alle zu erfassen, bestens erreicht. Ich bin wirklich stolz, dass es unter dieser Regierung endlich gelungen ist, denn, wie gesagt, seit zirka 20 Jahren spricht man immer wieder über eine Änderung, aber es ist leider Gottes nie so weit gekommen, weil immer wieder große Schwierigkeiten waren. 

Wir brauchen nicht zu verheimlichen, dass es natürlich auch jetzt bis zum Schluss Schwierigkeiten gegeben hat, natürlich haben auch Kreise der ÖVP, auch wenn man jetzt so toll dahinter steht, zum Beispiel die Wirtschaft, keine Freude gehabt, dass sie hier zur Kasse gebeten werden und haben auch versucht, noch etwas zu erreichen, aber herausgekommen ist ein tolles Gesetzeswerk, das vielen Menschen jetzt einen Anspruch auf Abfertigung bringt. Und es ist vollkommen egal, ob sich jemand das auszahlen lässt - von mir aus anlässlich der Pensionierung, weil er das ganze Haus renoviert - oder ob er es stehen lässt, weil er sich sagt, das ist eine klasse Geschichte, da kriege ich jeden Monat etwas zugeschossen, einen aktuellen Bedarf an Geld habe ich nicht, aber ich habe in meinem Lebensabschnitt als Pensionist mehr Geld zur Verfügung. Alles ist möglich mit diesem Gesetz und das ist das Schöne dran. 

Ich möchte auch darauf hinweisen, dass ich hoffe, dass wir so schnell wie möglich auch die Bestimmung dieses Gesetzes umsetzen können, die es uns ermöglicht, dies auch für die Beschäftigten der Gemeinde Wien zu machen. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute.

Abg Johann Römer (fortsetzend): Ja, danke. - Ich glaube, wir müssen uns angesichts dieses Gesetzes wirklich vor Augen führen, dass es eine einmalige Sache ist, dass mit so einem breiten Konsens eine derart große Änderung geschaffen werden konnte. Ein wirklich großer Hieb, würde man sagen, ein großer Wurf ist hier gelungen, den uns die nächsten Generationen danken werden, weil ihnen all das erspart bleibt, was in der Vergangenheit jenen, die nicht so - wie soll man sagen – 100‑prozentig sichere Jobs gehabt haben, nicht vergönnt war.

Ich glaube, das ist auch wichtig, denn die Welt wird flexibler, die Welt wird rascher, und - das ist auch im Titel der Aktuellen Stunde angesprochen - natürlich wird man die Dienstverhältnisse öfter wechseln. Da wäre in Zukunft noch weniger an Abfertigungsgeld angespart worden. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Ich bitte um den Schlusssatz.

Abg Johann Römer (fortsetzend): Aber mit diesem Gesetz können wir auch diesen neuen wirtschaftlichen Gegebenheiten besser gerecht werden. (Beifall bei der FPÖ und des Abg Gerhard Pfeiffer.) 
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Driemer. 

Abg Johann Driemer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herr Kollege Tschirf! Es wäre ehrlicher und meiner Meinung nach auch aufrichtiger gewesen, wenn Sie Ihre Ausführungen damit begonnen hätten: Ich handle im Auftrag der Bundesregierung! - Das wäre die richtige Aussage gewesen. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Dr Matthias Tschirf: Im Auftrag der Arbeitnehmer!) 
Es wäre auch noch aufklärungsbedürftig Ihrerseits, wie Sie den Zusammenhang herstellen zwischen der Abfertigung Neu und den zukunftsorientierten Arbeitsplätzen. Ich sehe hier keinen Zusammenhang. (Abg Dr Matthias Tschirf: Das unterscheidet uns!) Meinen Sie damit, Herr Kollege Tschirf, dass Sie damit mehr Flexibilität der Arbeitnehmer in angeordneter Form der Arbeitgeber bewirken wollen? - Das könnte auch eine Intention sein.

Meine Damen und Herren! Ziel der Gewerkschaften im Zusammenhang mit den Verhandlungen über die Abfertigung Neu war es immer, die Arbeitnehmer aus den unternehmensbezogenen Abfertigungsabhängigkeiten herauszubringen. Das war eines der Grundziele. (Abg Dr Matthias Tschirf: Was haben die sozialistischen Finanzminister unternommen?) Der ÖGB hat diese Grundziele auch verwirklicht. (Abg Georg Fuchs: Sind Sie jetzt dafür oder dagegen?) Da die Regierungsparteien ÖVP und FPÖ um die Vaterschaft buhlen und damit politisch punkten wollen, wundert es mich nicht, wenn jetzt auch die ÖVP und FPÖ in Wien hier versuchen, daraus politisches Kapital zu schlagen.

Faktum ist: Die Abfertigung Neu ist ein Ergebnis, ein gutes Ergebnis der Verhandlungen des ÖGB und der Sozialpartner. Da fährt die Eisenbahn darüber, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP und bei Abgeordneten der FPÖ.) 
Es ist auch dieses Sozialpartnerpapier vom Oktober 2001 fast zur Gänze umgesetzt worden. Das ist auch richtig so. (Abg Mag Hilmar Kabas: Das ist ja gescheit! Warum regen Sie sich dann so auf?)

Geschätzte Damen und Herren! Damit das auch etwas transparenter wird, werde ich hier das Taferl herstellen (Der Redner stellt eine Tafel auf das Rednerpult, auf der, farblich unterlegt, die Positionen von ÖVP/FPÖ und SPÖ gegenübergestellt sind.) und noch einmal einen Rückblick machen (Abg Mag Hilmar Kabas: Das ist zu klein!) - macht nichts -, wie schwierig es war, sozusagen auch die Bundesregierung davon zu überzeugen, dass wir ihre ursprünglichen Intentionen nicht mittragen werden.

Die Bundesregierung hat einen Stopp der Einzahlung nach 25 Jahren beziehungsweise nach dem 45. Lebensjahr beabsichtigt. Der ÖGB hat durchgesetzt: Es gibt eine Beitragsleistung und einen Abfertigungsanspruch ab dem ersten Tag. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Mag Hilmar Kabas: Na wunderbar!)

Auch sollte es nach den Vorstellungen der Bundesregierung erst wieder nach einem Jahr einen Abfertigungsanspruch geben. Da wären wieder Tausende Menschen ausgeschlossen gewesen vom Abfertigungsanspruch. Der ÖGB hat durchgesetzt: Die Abfertigung gibt es ab dem ersten Tag.

Meine Damen und Herren! Die Bundesregierung war auch dagegen, dass es eine Abfertigung bei Selbstkündigung gibt. (Abg Mag Hilmar Kabas: Nein, die hat alles durchgesetzt! - Abg Dr Matthias Tschirf: Wer hat es beschlossen, die Bundesregierung oder Sie?) Der ÖGB hat durchgesetzt und sichergestellt, dass es jetzt auch einen Abfertigungsanspruch unabhängig von der Art der Auflösung des Dienstverhältnisses gibt, meine Damen und Herren.

Die Bundesregierung wollte die begünstigte Besteuerung der Abfertigung abschaffen. Der ÖGB hat sichergestellt, dass die 6‑prozentige Besteuerung der Abfertigung aufrecht bleibt. (Abg Georg Fuchs: Warum nicht früher?)
Die Bundesregierung wollte auch die Abfertigung zwingend in die Pensionskassen überleiten. Der ÖGB hat durchgesetzt, dass die Arbeitnehmer frei entscheiden können, ob sie es ausbezahlt haben wollen oder ob sie das in Form einer zusätzlichen so genannten Berentung oder Pension nützen wollen. (StRin Karin Landauer: Warum haben Sie es nicht gemacht? Sie hätten es machen können! - Abg Gerhard Pfeiffer: Warum nicht bei der roten Regierung?)

Meine Damen und Herren! Ein besonderer Erfolg des ÖGB ist auch, dass wir hier auch frauenspezifische Themen umgesetzt haben. (Abg Georg Fuchs: Warum nicht früher?) Es war ein langer Kampf gegen diese Bundesregierung (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP und bei der FPÖ.), dass wir jetzt die Kindererziehungszeiten, dass wir die Zeiten der Berufsausbildung, dass wir die Bildungsfreistellung und dass wir die Familienhospiz auch hier drinnen mit berücksichtigt haben. (Beifall bei der SPÖ.) 
Meine Damen und Herren! Natürlich gibt es auch zur Abfertigung Neu einige Kritikpunkte und auch Problembereiche. Das muss man auch hier aussprechen, und da gebe ich der Kollegin Vana natürlich Recht. (Abg Gerhard Pfeiffer: Na klar!) Ein großes Problem ist die Unsicherheit im Kapitaldeckungsverfahren und deren Verzinsung. Das können wir nicht bestreiten, das ist einfach eine Unsicherheit im Finanzkapitalmarkt, weil die Veranlagungserfolge nicht voraussehbar sind. Ich gehe davon aus, dass dieses Gesetz auch durch Einwirkung der Sozialpartner klar und deutlich das Kapital abgesichert hat.

Weiters lehnen wir als ÖGB nach wie vor ab, durch Einzelvereinbarungen bestehende Abfertigungsansprüche reduziert überzuleiten in das neue Abfertigungsrecht. Das ist eine wesentliche Schlechterstellung und wir werden das auch weiterhin bekämpfen. Wir haben das sehr deutlich gemacht.

Kollege Tschirf! Wenn Sie schon einen Rucksack mitgebracht haben, dann hätten Sie einen größeren mitnehmen müssen, da hätten Sie die Belastungen darstellen können, die die Bundesregierung insgesamt auf die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen losgelassen hat. (Beifall bei der SPÖ und der Abg Dr Monika Vana. - Zwischenrufe bei der ÖVP und bei der FPÖ.) 
Eines noch: Finanzminister Grasser ist in solchen Finanznöten mit dem Budget, aber für ihn war es überhaupt kein Problem, der Wirtschaft einen Freundschaftsdienst zu erweisen und ihr selbstverständlich zwei schöne Steuergeschenke in Verbindung mit der Abfertigung zu überantworten.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Herr Abgeordneter, Sie haben noch eine halbe Minute.

Abg Johann Driemer (fortsetzend): Ich komme zum Schluss. 

Mit der Abfertigung Neu - ich gehe davon aus und sage das auch bewusst - haben die Sozialpartner trotz vieler Kritikpunkte und Probleme, die noch auszuräumen sein werden im Zuge der Einführung der Abfertigung, einen sozialpolitischen Meilenstein gesetzt. Das ist unbestritten. Jetzt haben alle die Möglichkeit, auch bei wechselnden Dienstverhältnissen ihre Abfertigungsansprüche mitzunehmen.

Wir haben ein faires gerechtes System geschaffen, an dem alle Arbeitnehmer partizipieren. Meine Damen und Herren! Das ist gelebte Arbeitnehmerinteressenpolitik! (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Abg Dipl Ing Margulies.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident!

Vorweg eine Bemerkung, weil mir das in den vergangenen Monaten immer wieder auffällt: Wann immer eine qualifizierte junge Frau hier ans Rednerpult geht und spricht, kann sich anscheinend die Altherrenpartie nicht zurückhalten und pöbelt. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP.) Es wäre meines Erachtens angebracht, dass Sie Ihr Verhalten in einer internen Klubsitzung einmal besprechen und dann auch entsprechend verändern. (Abg Gerhard Pfeiffer: Na klar, Sie qualifizieren das!) 
Kommen wir jetzt zu Ihrem Geschenk. Schauen wir uns dieses kleine Rucksackerl an. Machen wir dieses Rucksackerl einmal auf und schauen wir, was drinnen ist. Na ja, was sehen Sie denn? (Abg Heinz Hufnagl: Nichts!) Ein bisserl heiße Luft. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) In etwa genauso ist es, wenn man sich die Überlegungen anschaut, die der Abfertigung Neu zugrunde liegen, wo ich als einzigen positiven Punkt tatsächlich empfinde, dass alle Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen zum Anspruch der Abfertigung Neu kommen.

Wie war denn die Abfertigung ursprünglich einmal konzipiert? Das darf man in all diesen Verhandlungen meines Erachtens nicht vergessen. (Abg Dr Matthias Tschirf: Sagen Sie das drüben im Parlament!) Die Abfertigung war als am Ende eines Beschäftigungsverhältnisses auszubezahlender Lohnbestandteil konzipiert. Durch das Verhalten ganz, ganz vieler Wirtschaftstreibender ist es ständig dazu gekommen, dass sehr, sehr viele Werktätige um ihren Abfertigungsanspruch gebracht wurden, zum Beispiel durch Kündigungen, die zu Zeitpunkten ausgesprochen wurden, wo gerade noch keine Abfertigung anfällt, et cetera. (Abg Dr Matthias Tschirf: Genau das wird jetzt verhindert!) Das waren größtenteils die Unternehmer Ihrer Wirtschaftspartei ÖVP. Mit der jetzigen Abfertigung Neu haben Sie einzig und allein dazu beigetragen, dass längerfristig die Unternehmer entlastet und die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen belastet werden, denn Sie haben ihnen längerfristig einen Teil ihres Abfertigungsanspruchs gestohlen. Das ist die traurige Realität! (Heftiger Widerspruch bei der ÖVP und bei der FPÖ.) 
Kommen wir zu einem nächsten Punkt, zu den Vorsorgekassen. (Abg Gerhard Pfeiffer: Ahnungslos! Ahnungslos! - Abg Dr Herbert Madejski: Nicht nur Schwachsinn, sondern ahnungslos!) Sie wissen, wenn man gerade auf dem freien Aktienmarkt darauf setzt, dass die Aktien schneller wachsen als die Wirtschaft, dann wird diese Spekulationsblase irgendwann einmal verplatzen. Puff! Gerade jetzt sieht man es: Börseneinbrüche, Pensionsfondseinbrüche, Aktieneinbrüche. (Abg Gerhard Pfeiffer: Ja, weil Sie Cross-Border-Leasing machen!) Selbst das angesparte Kapital ist für viele Leute in den USA schon wieder fast vernichtet. 

Ist es, wenn Sie nach wie vor auf die Börse setzen, hingegen so, dass die Gewinne schneller wachsen als die Wirtschaft und dass deshalb die Aktienkurse steigen, dann kann doch dieses Wachsen der Gewinne nur auf Kosten einer einzigen Personengruppe gehen, nämlich der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, denen Lohn vorenthalten wird, wo rationalisiert wird, wo Arbeitslosigkeit geschürt wird et cetera. (Abg Gerhard Pfeiffer: Sie sind ja nicht in der Sowjetunion!) Und aus diesem Grund sage ich Ihnen hier ganz offen: Dieses Rucksackerl, das Sie heute hier im Namen der Bundesregierung an die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen verteilt haben, enthält nicht viel mehr als leere Luft. (Abg Gerhard Pfeiffer: Dem haben die Grünen zugestimmt im Nationalrat! Fragen Sie den Öllinger!) Wir werden uns daher noch ganz genau ansehen müssen, ob nicht mit dieser Abfertigung Neu in Wirklichkeit das von Ihnen lange gewünschte Abschaffen der Abfertigung begonnen wurde (Abg Dr Matthias Tschirf: Warum haben die Grünen im Parlament zugestimmt?), ob nicht mit dieser Abfertigung Neu der Einstieg in die betriebliche Pensionsvorsorge begonnen wurde (Abg Gerhard Pfeiffer: Ja!), damit - genau wie Sie es wollen - die staatlichen Pensionen und öffentlichen Pensionen reduziert werden können (Abg Gerhard Pfeiffer: Nein!), damit - genau wie Sie es wollen - diejenigen, die jetzt schon weniger Anspruch auf eine Pension haben, längerfristig noch viel weniger Anspruch haben! (Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist ungeheuerlich, was Sie hier sagen!) 

Ihre Zweidrittelgesellschaft, ich sage Ihnen das, Herr Tschirf, die lehnen wir ab, und wir werden uns immer dagegen einsetzen. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Johannes Prochaska: Das war die lustige Stunde des Herrn Margulies! - Abg Gerhard Pfeiffer: Märchen aus der Sowjetunion!) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Abg Dkfm Dr Aichinger. 

Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich darf mich vielleicht ganz kurz einmal an Sie von der grünen Fraktion wenden und Ihnen mitteilen - Sie werden es vielleicht noch nicht wissen -, dass dieses Gesetz im Parlament einstimmig, auch mit den Stimmen Ihrer Fraktion, beschlossen worden ist. Also ich würde mich daher zuerst einmal erkundigen. (Ironische Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ.) Vor mir liegt das Protokoll. Auch die Stimmen der Grünen sind zu diesem sozialpolitischen Meilenstein mit drinnen. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Erst in der dritten Lesung!) In der dritten Lesung, das ist richtig, das ist völlig richtig, aber, meine Damen und Herren, im Endeffekt haben Sie mitgestimmt, und Sie haben einige Dinge nicht ganz genau gewusst. 

Ganz kurz ein Abriss. Ich glaube, Ihnen ist die Geschichte der Abfertigung nicht bekannt - das Angestelltengesetz stammt, wie Sie wissen, aus dem Jahre 1920 -, und Sie wissen auch nicht, warum damals die Abfertigung geschaffen worden ist. Ich glaube, es ist so, dass es mit diesem sozialpolitischen Meilenstein - und dazu stehen wir - ganz einfach zu einer neuen betrieblichen Vorsorge kommt (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Sie wollen nur die Pensionen kürzen! Das ist es!), die eben im Großen und Ganzen für alle Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen geltend wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und noch etwas ist ganz wesentlich. Ich glaube, wir sollten immer wieder davon ausgehen, meine Damen und Herren, dass das sicherlich auch für die vielen Klein- und Mittelbetriebe gilt. Wenn ich Ihnen nur die Wiener Zahl sagen darf: Es gibt in Wien 36 000 Dienstgeberbetriebe, von denen 98 Prozent - man höre: 98 Prozent! - weniger als 100 Mitarbeiter haben. Denen wird Sicherheit gegeben und die schaffen auch die Arbeitsplätze. Das heißt, wir brauchen sichere, gesunde Betriebe, damit wir die Arbeitsplätze schaffen können.

Ich darf Ihnen nur drei Gründe ganz kurz erwähnen, warum das Sicherheit für diese Betriebe ist. Erstens ist es ganz einfach so, dass die Liquiditätsprobleme beseitig werden, denn wir wissen ganz genau, dass es bei den Abfertigungen gerade für den Klein- und Mittelbetrieb immer schwierig war. Er wusste nicht genau, wann sie fällig wird, wie hoch sie sein wird. Er hat zwar vorgesorgt, aber trotzdem gab es Probleme. 

Zweitens werden Ungerechtigkeiten beseitigt, sei es beim Umstieg von Teilzeit auf Vollzeit oder umgekehrt, sei es für Wiedereinsteiger und ähnliche Dinge mehr. Meine Damen und Herren! Hier haben wir Sicherheit geschaffen und das ist, glaube ich, sehr, sehr gut. 

Und ganz wesentlich ist es bei der Betriebsübergabe. Auch da ist für alle Teile Sicherheit geschaffen worden, weil ganz einfach keine Haftungen mehr bestehen und die Betriebe leichter zu übergeben sind. Gerade im Wiener Raum, meine Damen und Herren, werden in den nächsten fünf Jahren über 10 000 Betriebe zur Betriebsübergabe anstehen, und ich glaube, das ist daher sehr, sehr wesentlich.

Gestatten Sie mir, noch etwas zu sagen, was auch sehr wesentlich ist. Herr Abg Driemer, es ist völlig richtig - wir stehen dazu -, dass es auch Einzelvereinbarungen geben wird, aber es wird die Aufgabe der Arbeiterkammer, des ÖGB und der Wirtschaftskammer sein, beratend tätig zu werden. Die Wirtschaftskammer macht das bereits. Unter wko.at kann man bereits feststellen und kann man sich ausrechnen für jeden einzelnen Fall, ob es günstiger oder nicht günstiger ist. Dieser Mitarbeiter kann im Einvernehmen mit dem Dienstgeber ganz einfach entscheiden: Werde ich auf das neue System umsteigen oder werde ich nicht? - Es wird auch Ihre Aufgabe sein, hier richtig zu beraten. (Abg Johann Driemer: Es kommt auf das Ausmaß an!) Wir, die Wirtschaftskammer, meine Damen und Herren, werden das sicher tun. (Beifall bei der ÖVP.) 

Abschließend darf ich vielleicht noch eines sagen: In den Protokollanmerkungen für den Ministerrat ist vorgesehen, dass das auch für die Unternehmer gelten soll, und ich bin davon überzeugt, dass die Regierung auch das noch umsetzen wird, denn auch die Unternehmer haben es sich ganz einfach verdient, eine gleichwertige Abfertigungsvorsorge beziehungsweise Pensionsvorsorge treffen zu können. Und ich glaube, auch das werden wir noch erkämpfen. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Dr Serles.

Abg Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bisher habe ich noch immer geglaubt, die Marxistenpartie bei den Grünen besteht nur aus dem Herrn Margulies, seit heute weiß ich, es gibt jedenfalls eine Kollegin mehr, die offenbar dieser Philosophie anhängt. Denn die Verrenkungen, die Sie heute aufgeführt haben, um einen sozialpolitischen Meilenstein für alle Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in diesem Land zu verunglimpfen, die sind wirklich abenteuerlich, meine Damen und Herren von den Grünen. (Beifall bei der FPÖ und bei der ÖVP.)
Die Abfertigung Neu ist der klassische Beweis dafür, dass es Wien wirklich besser macht, nämlich die Bundesregierung in Wien wirklich besser macht. Die Abfertigung Neu gilt für alle Arbeitnehmer, für Angestellte genauso wie für Arbeiter, Lehrlinge, Hausgehilfinnen, geringfügig Beschäftigte und Frauen und Männer in Karenz. 

Die Abfertigung Neu ist moderner und gerechter als die Abfertigung Alt. Von der Abfertigung Alt haben jährlich etwa 160 000 Arbeitnehmer profitiert, das waren nur 15 Prozent von all denjenigen, deren Dienstverhältnis geendet hat. 

Die Abfertigung Neu erhält jeder Arbeitnehmer, unabhängig vom Ende seines Dienstverhältnisses. Aus mit dem sprunghaften Anstieg von Abfertigungsansprüchen nach dem dritten, nach dem fünften, nach dem zehnten Jahr! Aus mit der Kündigung von Arbeitnehmern ausgerechnet im zweiten und im vierten und im neunten Jahr! (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Wer hat denn gekündigt?) Na, die Dienstgeber natürlich. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Die Dienstgeber haben die Arbeitnehmer um die Abfertigung geschossen!) Die Dienstgeber, weil die Abfertigungsansprüche sprunghaft gestiegen sind. Schluss ist damit, Herr Margulies! Aus ist es damit! Ein für allemal aus ist es damit. (Beifall bei der FPÖ.) Schluss, Herr Margulies. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Die Dienstgeber haben die Arbeitnehmer geschossen um die Abfertigung!) Schluss, Herr Margulies, mit dem Aussetzen von Dienstverhältnissen von Arbeitnehmern, wo nichts mehr stimmt außer die Höhe des Abfertigungsanspruchs.

Sie sehen: Wien macht es besser, nämlich die Bundesregierung in Wien macht es besser! (Beifall bei der FPÖ und bei der ÖVP. - Abg Mag Hilmar Kabas: Das tut ihnen so weh!)
Die Abfertigung Neu ist nicht nur ein Meilenstein in der Sozialpolitik, sondern auch ein Meilenstein in der Wirtschaftspolitik. (Abg Erich Valentin: Das glaube ich!) Für die Unternehmen werden die Abfertigungszahlungen kalkulierbarer. Monatlich 1,53 Prozent - 3 Promille an die Gebietskrankenkasse, dafür dass sie einhebt, und 1,5 an die Mitarbeiterversorgungskasse - sind kalkulierbarer, als eine Lawine von Abfertigungszahlungen dann, wenn überraschenderweise Mitarbeiter das Unternehmen verlassen. Schluss mit Konkursen, weil Mitarbeiter gekündigt werden! Schluss mit der Aufnahme von Fremdkapital, wenn gleichzeitig mehrere Dienstnehmer ausscheiden!

Sie sehen: Wien macht es besser, nämlich die Bundesregierung in Wien macht es besser! (Beifall bei der FPÖ und bei der ÖVP.) 

Herr Driemer, ich gestehe Ihnen zu, dass die Sozialpartner bei der Gestaltung der Abfertigung Neu einen wesentlichen Beitrag geleistet haben. Und so soll es sein. Dann, wenn es um Meilensteine geht, wenn es um ganz manifeste, wesentliche Änderungen unseres Wirtschafts- und Sozialsystems geht, dann soll das in einem großen Konsens auch mit den Vertretern der Arbeitnehmer und Unternehmer geklärt werden.

Meine Damen und Herren! Die Abfertigung Neu ist auch ein Meilenstein für den österreichischen Finanzmarkt. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Das glaube ich!) Ab 1. Juli dieses Jahres wird es rund zehn Mitarbeiterversorgungskassen geben, die gegründet werden, und diese Mitarbeiterversorgungskassen, Herr Margulies, stehen unter der strengen Kuratel der Finanzmarktaufsicht. Sie garantieren die einbezahlten Geldbeträge der Arbeitnehmer, sie garantieren diese Geldbeträge. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Wie denn?) Dass natürlich die Performance, ob am Ende der Tage 4 Prozent jährlich, 6 Prozent, 7 Prozent herauskommen (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Oder 30 Prozent minus!), von der Entwicklung der globalen Finanzmärkte abhängig ist, das ist wohl sonnenklar, denn selbst Sie können heute den Markt nicht mehr abschaffen. (Abg Mag Hilmar Kabas: Aber er täte es gerne!) Wir alle unterliegen seinen Gesetzen und müssen uns danach ausrichten. (Beifall bei der FPÖ und bei der ÖVP:) 

Ich halte fest: Zur sozialen Grundsicherung der Pflichtversicherung der Sozialversicherung ist mit der Abfertigung Neu ein zweites solides Standbein, nämlich die betriebliche Pensionsversicherung, hinzugetreten. Die Bundesregierung - Kollege Aichinger hat darauf hingewiesen - hat Ähnliches ... (Abg Heinz Hufnagl: Wahlweise!) Schau, ich wollte nicht ins Detail gehen, jetzt muss ich ins Detail gehen. (Abg Heinz Hufnagl: Das ist ein wesentliches Detail!) 

Der Arbeitnehmer hat sechs Möglichkeiten, über die er verfügen kann. Er kann sich die Abfertigung unter bestimmten Voraussetzungen direkt auszahlen lassen ... 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute. 

Abg Dr Wilfried Serles (fortsetzend): ... und zwar mit 6 Prozent auszahlen lassen. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Das schaffen Sie auch ab!) Also ich verstehe nicht, wie Sie heute davon sprechen konnten, dass da irgendwelche Steuerverschärfungen mit im Gange gewesen sein könnten. Die 6‑prozentige Begünstigung bei der Auszahlung der gesetzlichen Abfertigung, die bleibt natürlich. (Lebhafte Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Und noch etwas, Herr Driemer: Wenn Sie davon gesprochen haben, dass Abfertigungsansprüche gekürzt übernommen werden, dann stimmt das doch einfach nicht. Es können Arbeitnehmer und Dienstgeber individuell vereinbaren, alte Abfertigungsansprüche in eine Mitarbeiterversorgungskasse einzuzahlen. (Abg Johann Driemer: Einfrieren!) Das Einzige, was sich ändert, sind die Voraussetzungen für die steuerlichen Rückstellungsmöglichkeiten für die Unternehmungen. Wenn Sie wollen, werden die Unternehmungen in diesem Punkt sogar belastet. 

Ich komme zum Schluss. Es handelt sich trotz aller Versuche, diesen Meilenstein schlecht zu machen, um einen wirtschaftlichpolitischen, um einen sozialpolitischen und um einen finanzmarktorientierten Meilenstein dieser Bundesregierung. Wir sind stolz drauf, dass diese Bundesregierung so eine Performance hingelegt hat. (Beifall bei der FPÖ und bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Hundstorfer. 

Abg Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In dem Fall darf ich das ja sagen. 

Es ist keine Frage: Der Erfolg hat viele Väter und Mütter, die Niederlage ist ein Waisenkind. (Zwischenruf des Abg Walter Strobl.) Herr Strobl, ich würde wirklich einmal zuhören. Du kommst aus einem pädagogischen Beruf angeblich. (Abg Mag Hilmar Kabas: Drum kann er ja nicht zuhören!) Schön langsam zweifle ich daran. Schön langsam würde ich das, was du bei deinen Schülern angeblich praktiziert hast, bei dir selber einmal praktizieren. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Es ist auch überhaupt keine Frage, dass das, was Herr Dr Serles hier gesagt hat und was auch mein Kollege Driemer hier gesagt hat, zutrifft: Es ist natürlich in unserem Arbeitsrecht eine wesentliche Verbesserung. Das ist gar keine Frage. 

Es ist auch keine Frage, dass es für die im öffentlichen Dienst stehenden Vertragsbediensteten eine Verschlechterung ist. (Abg Gerhard Pfeiffer: Wieso?) Wieso? Das ist ganz einfach. Weil wir traditionell gesehen - nicht nur beim Land Wien, in allen Ländern - lange Dienstverhältnisse haben. Ein Vertragsbediensteter des Bundes, ein Vertragsbediensteter des Landes Oberösterreich, des Landes Vorarlberg und und und ist in der Regel ein traditionell lang Beschäftigter, und die traditionell lange Beschäftigten sind mit dem neuen Abfertigungsrecht schlechter dran als mit dem alten. Das muss man so sehen. Ich sage aber auch dazu: Nur 3 Prozent aller österreichischen Arbeitnehmer haben so lange Dienstverhältnisse. 

Jetzt hat sich natürlich die Frage des Kompromisses gestellt und einer dieser Kompromisse ist selbstverständlich: Macht man weiterhin etwas, was nur ein sehr geringer Prozentsatz im Maximum erreichen kann, oder bemüht man sich, für die breite Masse der Arbeitnehmer, die in der Mobilität leben, etwas zu tun? Und das ist damit geschehen. Das ist der Fakt, zu dem stehe ich auch, ich stehe auch zu all dem, was damit verbunden ist. 

Mir ist es aber auch gestattet, hier festzuhalten, dass es sehr nett ist, dass der ÖAAB kleine Rucksäcke austeilt . (Abg Heinz Hufnagl: Die waren von der letzten Personalvertretungswahl!) Das wollte ich gerade sagen, du nimmst es mir vorweg. Das letzte Wahlergebnis bei der Stadt Wien passt in etwa ungefähr hinein. Das ist ungefähr das Ergebnis. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ. - StRin Karin Landauer: Die Wahlbeteiligung war auch entsprechend!) 

Lieber Freund Matthias Tschirf! Bezüglich Personalpolitik bei der Stadt Wien würde ich ein bisschen vorsichtig sein. Gehen wir ein bisschen nach Niederösterreich. Dort bringt es nicht einmal euer Koalitionspartner zusammen, dass er bei der PV-Wahl kandidieren darf, denn das dreht ihr dort auch ab. Dort gibt es nur die Einheitsliste. (StRin Karin Landauer: Aber ich würde über die Wahlbeteiligung einmal nachdenken!)
Es ist ganz einfach so, dass der ÖAAB sich österreichweit in allen Landtagen bemüht - von Vorarlberg bis zum Bodensee oder vom Bodensee bis zum Neusiedler See -, im Moment diese Fleißaufgabe zu erfüllen. Es gibt in allen Landtagen diese Anträge und in allen Landtagen versucht man, der Erste zu sein. (Abg Dr Matthias Tschirf: Wann wird es umgesetzt?) Es hat noch kein einziger Landtag umgesetzt. (Abg Dr Matthias Tschirf: Niederösterreich!) Du bist ein bisschen schlecht informiert. Niederösterreich und Oberösterreich haben nur im Gesetzwerdungsverfahren schon gesagt, sie übernehmen das Bundesergebnis mit Butz und Stingel und diskutieren nicht einmal drüber. Das ist auch Politik. Wir bemühen uns zumindest, darüber zu diskutieren, wir bemühen uns zumindest, das in Wien zu verhandeln. 

Herr Dr Serles hat hier etwas gesagt, worauf ich schon noch einmal kurz replizieren möchte: Der Markt regelt das Kapitaldeckungsverfahren. Das ist keine Frage, die Gesetze des Marktes sind nicht aufzuheben. Herr Dr Serles, ich weiß natürlich, wo Sie beruflich tätig sind, und ich habe voriges Jahr die Gelegenheit gehabt, mit einer sehr großen Delegation von Vertretern vom amerikanischen Pensionsfonds zu sprechen, die alle von Gewerkschaftern getragen werden. Das ist ja überhaupt kein Geheimnis. Die amerikanischen Pensionsfonds der Großfirmen, des öffentlichen Dienstes sind alle mit Gewerkschaftsvertretern besetzt. Das ist ja kein Geheimnis. Und es wird auch in Österreich so kommen - das ist auch kein Geheimnis. (Zwischenruf des Abg Gerhard Pfeiffer.) Na ja, das ist so. Das weiß Herr Dr Serles, glaube ich, viel besser als ich. 

Fakt ist, dass mir diese Kollegen und Kolleginnen, die viele Berufsgruppen repräsentiert haben - Lehrer, Gemeindebedienstete, Privatangestellte, Firma IBM und und und -, gesagt haben, dass all diese Berufsgruppen nur ein Problem haben, das ist die Frage: Hält mein Fonds? Hält meine Veranlagungsform? Hält das, was ich hier so tue? Hält die Streuung? Mich hat nur eines ein bisschen nachdenklich gestimmt oder eigentlich nicht nur ein bisschen, sondern sehr nachdenklich gestimmt, das ist die Frage: Bin ich von diesem Kapitaldeckungsverfahren voll abhängig? Hängt meine gesamte soziale Sicherheit davon ab? Ich habe im Kopf die Bilder der Mitarbeiter von E-ONE und anderer großer amerikanischer Konzerne, wo etwas den Bach hinuntergegangen ist.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute.

Abg Rudolf Hundstorfer (fortsetzend): Danke. - Wo etwas so den Bach hinuntergegangen ist, dass die gesamte Pensionsvorsorge, wirklich die gesamte Pensionsvorsorge, nicht mehr vorhanden ist. Und genau das ist es, was es zu verhindern gilt, und darum auch dieser gesellschaftspolitische Diskurs mit Ihnen. 

Abschließend sei mir eine Bemerkung noch gestattet. Ich hoffe nur eines: Ich hoffe, dass die Rückstände der Unternehmer nicht das gleiche Ausmaß ausmachen werden, wie es derzeit bei der Krankenversicherung der Fall ist. Ich hoffe, dass die 850 Millionen, die die Unternehmer derzeit Rückstände an Krankenversicherungsbeiträgen haben (Abg Gerhard Pfeiffer: Das muss man halt eintreiben!), nicht das Beispiel für die Abfertigungskassen sind, denn sonst können wir uns das ganze Kapitaldeckungsverfahren auf den Hut picken.

Ganz zum Schluss darf ich den beiden Oppositionspolitikern, die die Bundesregierung in unserem Saal repräsentieren, noch eine kleine Broschüre überreichen, was nämlich die derzeitige Bundesregierung tut, um Arbeitslosigkeit, Sozialabbau und Inflation zu verhindern. Diese Broschüre ist relativ dick, aber inhaltlich sehr leer. (Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Ich darf das Herrn Dr Tschirf und Herrn Mag Kabas überreichen. - Ich danke. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 in Zusammenhalt mit § 31 Abs. 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus 2 eingelangt sind. (Abg Dr Matthias Tschirf hebt einen Zahlschein auf, der aus der Broschüre des Abg Rudolf Hundstorfer herausgefallen ist, und hält ihn in die Höhe. - Heiterkeit. - Abg Godwin Schuster: Damit ihr das zurückzahlen könnt, was ihr uns weggenommen habt! - Der Präsident gibt das Glockenzeichen.) 
Vor Sitzungsbeginn sind von Landtagsabgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus 1 Antrag und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 6 Anträge eingelangt. 

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Die Abgen Brigitte Reinberger, Kurth-Bodo Blind und Mag Heidrun Schmalenberg haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Achtung der Tiere als Mitgeschöpfe eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Umwelt zu. 

Die Abgen Dr Matthias Tschirf und Ingrid Korosec haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Entwurf eines Wiener Seniorengesetzes eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport zu.

Die Abgen Mag Hilmar Kabas, Heinz Christian Strache und Dr Helmut GÜNTHER haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Reform der Betteleibestimmung im Wiener Landessicherheitsgesetz eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zu.

Meine Damen und Herren! Der in diesem Zusammenhang mit diesem Initiativantrag - und darüber darf ich Sie informieren - von den Abgen Heinz Christian Strache und Josef Wagner eingebrachte Dringliche Antrag, der zeitgerecht eingebracht wurde und eingelangt ist, gerichtet an den Herrn Landeshauptmann, betreffend Reform der Betteleibestimmung im Wiener Landessicherheitsgesetz, ist entsprechend einer Rechtsinformation der Magistratsdirektion - Verfassungsdienst und Rechtsmittelangelegenheiten an mich nicht zulässig. 

Ohne auf das Rechtsgutachten jetzt näher von meiner Seite aus einzugehen, habe ich bereits gestern eine Präsidialkonferenz einberufen, zuvor die betreffende Fraktion informiert und die Klubvorsitzenden über die Nichtzulassung des Dringlichen Antrags informiert.

Gleichzeitig habe ich aber auch vorgeschlagen, in einer Präsidialkonferenz, die noch vor der ersten jetzt geplanten Landtags- und Gemeinderatssitzung im kommenden Herbst stattfinden soll, mit den Vertretern der Magistratsdirektion - Verfassungsdienst und Rechtsmittelangelegenheiten und den Klubvorsitzenden die Rechtsfragen im Zusammenhang mit den dringlichen Initiativen, ganz besonders im Zusammenhang mit Dringlichen Anträgen, zu diskutieren und einer Klärung zuzuführen, die im Interesse aller Abgeordneten und aller Fraktionen dieses Hauses sein sollte. Diesem Vorschlag haben alle vier Fraktionen in der Präsidiale zugestimmt, und es wird daher in dieser Form auch stattfinden.

Zur Geschäftsordnung, und ich möchte das auch nicht verschweigen, hat gestern die Präsidiale bereits beraten und informiert, dass in diesem Zusammenhang mit Berechtigung nach § 20 unserer Geschäftsordnung ein Antrag betreffend die formale Geschäftsbehandlung zu erwarten ist. Der ist zur Stunde gemeldet worden. 

Herr Mag Kabas hat sich zum Wort gemeldet. Ich möchte aufmerksam machen, dass ich bereits gestern darauf verwiesen habe, dass ich in diesem Zusammenhang die Redezeit mit 5 Minuten festlege. - Ich bitte, das Wort zu ergreifen.

Abg Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir sind natürlich nicht einverstanden damit, dass dieser Dringliche Antrag nicht debattiert werden kann. Wir meinen, dass das Gutachten, das hier vom Verfassungsdienst vorgelegt wurde, rechtlich einfach nicht stimmt, dass es falsch ist.

Das Wesen des Dringlichen Antrags ist ja, dass er hier im Gemeinderat/Landtag in der Öffentlichkeit diskutiert werden kann. Das Instrument des Dringlichen Antrags wurde ja zugegebenermaßen bisher noch sehr selten verwendet, aber wir haben einige Fälle aus dem Jahre 1999 und da wurde vom Verfassungsdienst klargestellt, dass dieser Dringliche Antrag interessanterweise nicht abzustimmen, sondern auf alle Fälle nur zuzuweisen ist.

Und heute wird also auf Grund des unserer Meinung nach falschen Papiers des Verfassungsdienstes die Möglichkeit abgewürgt, über das wichtige Thema der Verbesserung des Landessicherheitsgesetzes zum Thema der Bettelei zu reden, zu debattieren, etwa über die Erscheinungsformen eben der bandenmäßigen Bettelei bis hin zur Begleitkriminalität.

Man kann natürlich jetzt nicht alle juristischen Aspekte, die vom Verfassungsdienst angeschnitten wurden, diskutieren. Ich möchte nur einen Punkt herausgreifen, nämlich der Verfassungsdienst stellt sich auf den Standpunkt beziehungsweise er stellt in Abrede, dass es zur Arbeit der Landesregierungsmitglieder gehört, auch Gesetzesinitiativen, Gesetzesentwürfe auszuarbeiten, und sagt daher, dass das Verlangen, dass hier auch von Seiten der Regierungsmitglieder, speziell des Landeshauptmannes, eine Tätigkeit entfaltet werden sollte, nicht zum Gegenstand eines Dringlichen Antrags gemacht werden kann. Und das ist doch evident, dass das ein falscher Standpunkt ist, denn selbstverständlich gehört es auch zur Aufgabe der Regierungsmitglieder, derartige Gesetzesentwürfe auszuarbeiten. Natürlich, die Beschlussfassung obliegt dem Landtag.

Wir haben gemeint, dass es ganz egal ist, ob ich jetzt schon determiniere und speziell sage, dass ein Regierungsmitglied ersucht wird, einen solchen Antrag auszuarbeiten, und schon inhaltliche Vorgaben hier hineinschreibe, oder ob, wie wir es gemacht haben, auf die inhaltliche Ausformulierung eines Initiativantrags verwiesen wird. Noch dazu gibt es - ich habe es vorhin schon erwähnt - aus dem Jahre 1999 ein derartiges Präjudiz, wo gesagt wurde vom Verfassungsdienst, es ist ein derartiger Antrag, der ersucht, dass eine Gesetzesinitiative ausgearbeitet wird, zwar nicht abzustimmen, aber selbstverständlich hier im Landtag zu diskutieren.

Daher werden wir uns sicher nicht durch die falsche Meinung und durch dieses falsche Papier des Verfassungsdienstes davon abhalten lassen, die Probleme dieser Stadt, wie zum Beispiel die überhand nehmende Bettelei in unserer Stadt, dieses Thema zu aktualisieren und zu debattieren, damit wir auch zu vernünftigen Lösungen und zu vernünftigen Weiterentwicklungen kommen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Meine Damen und Herren! Es liegt keine weitere Wortmeldung vor. 

Ich darf nochmals darauf aufmerksam machen, dass gerade das der Grund war, warum wir gestern in der Präsidiale gesagt haben, dass wir das nochmals behandeln wollen. Es hat in der Vergangenheit in den letzten Jahren mehrere, nicht oft, aber fallweise Dringliche Anträge gegeben, einmal zurückgezogen auf Grund von Rechtsfragen. In zwei anderen Punkten hat Mag Kabas darauf verwiesen, dass es hier eine Stellungnahme gegeben hat. Jetzt ist hier diese Stellungnahme und es liegt im Interesse aller, das abzuklären. Ich werde mich natürlich weiter als Person und in der Funktion des Landtagspräsidenten von Verfassungsrechtlern beraten lassen und dann meine Meinung einbringen, weil ich es auch für richtig halte, dass es vernünftig ist, eine umfassende Klarheit zu haben. 

Die Fristen für die Einbringung von dringlichen Initiativen sind knappe Fristen. Ich persönlich habe ein Verständnis dafür, dass solche Anträge ganz knapp vor Ende der Frist eingebracht werden und dass daher im Feld zwischen der Einbringung und der Fristerstellung dann kaum mehr eine Möglichkeit zur Änderung besteht. Und weil das auch eine Situation ist, die im Interesse aller 100 Abgeordneten des Wiener Landtags ist, dafür zu sorgen, dass es hier nicht zu Missinterpretationen kommt und es einen ganz klaren rechtlichen Weg gibt, ist daher diese Präsidiale vorgesehen. 

Ich habe zuvor mitgeteilt, auf Grund der Information, die mir zugegangen ist, habe ich mich an das zu halten, was mir zur Verfügung steht, und die Information war, dass die Zulassung für den heutigen Tag nicht möglich ist.

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich nunmehr folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 6, 3, 4, 5, 1 und 2 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. 

Ich frage, ob es einen Einwand gibt. - Ich sehe keinen Einwand und werde daher so vorgehen.

Die Postnummer 6 (01808/2002-MDALTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über den Schutz von Pflanzen vor Schadorganismen - Wiener Pflanzenschutzgesetz in der Kurzfassung. 

Berichterstatterin dazu ist Frau amtsf StRin Dipl Ing Kossina. - Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Entwurf eines Gesetzes über den Schutz von Pflanzen vor Schadorganismen, das Wiener Pflanzenschutzgesetz, liegt zur Verhandlung vor. Es handelt sich hier im Wesentlichen um die Erlassung eines Ausführungsgesetzes zum Bundesgesetz.

Präsident Johann Römer: Danke. - Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bevor ich mich dem Thema Pflanzenschutzgesetz widme - eigentlich müsste es ja Schädlingsbekämpfungsgesetz heißen, weil da geht es ja nicht nur um die Pflanzen, sondern in erster Linie um die Schädlinge -, möchte ich mich noch einer kleinen Geschichte widmen, weil wir ja ganz oft hier an diesem Ort schon über Müllvermeidung und über Mülltrennung und über verschiedene Umweltgifte gesprochen haben. 

Wir haben heute alle von der ÖVP, also eigentlich vom ÖAAB - Christliche Gewerkschafter, ein christliches Geschenk bekommen. Wenn man sich das genau anschaut, so ist das eigentlich genau ein Ding, das wir nicht wirklich brauchen. Punkt eins, wenn ich mich nicht täusche, eine PE-Hülle, drunter dann ein Ding, das man nicht wirklich trennen kann. Da gibt es einen Metallring. Dann gibt es einen PVC-Zippverschluss und wahrscheinlich ein verstärktes PE. Und dann die Farben. Gelb ist wahrscheinlich eine Kadmiumfarbe und für Kinder - ich meine, die ÖVPler werden es den Kindern wahrscheinlich nicht geben - nicht in den Mund zu nehmen, ganz wichtig. Es ist ganz gefährlich. Im Boden kommt es als Schwermetall vor und beim Flötzersteig kommt es oben heraus. Vielleicht haben Sie es eingefangen und ein bissel eingefärbt. Aber Faktum ist - und der Kollege Margulies hat es ja schon gezeigt -, es ist nichts drinnen, deswegen mach ich es auch nicht auf, weil entsorgen kann ich es auch nicht, verwenden will ich es auch nicht, also ich denk mir, ich gebe es zurück. (Der Redner begibt sich zu Abg DDr Bernhard Görg und überreicht es ihm. - Beifall bei den GRÜNEN.) So.

Also nach dieser Geschichte, ich meine, es ist ja schlecht, wenn ein grüner Abgeordneter mit einem ÖVP-Schlüsselding oder wie auch immer herumgeht, aber es ist besser bei Ihnen aufgehoben als bei mir, glauben Sie mir das.

Jetzt zum Pflanzenschutzgesetz. Also, wie gesagt, eigentlich Schädlingsbekämpfungsgesetz, wenn man so will. Wenn man so nachschaut, welche Pflanzen werden da geschützt? Es geht natürlich darum, dass verschiedene Menschen - Landwirte, Personen, Hausmänner, Hausfrauen - ihre Zimmerpflanzen und was auch immer schützen können. 

Was uns in diesem Gesetz fehlt, ist eine Auflistung oder eine klare Definition: Was sind Schadorganismen? Sind es nur irgendwelche Beikräuter, die normalerweise von vielen Leuten als Unkräuter bezeichnetet werden? Es geht auch um Krankheiten, Meldepflichten bei diesen Dingen, und da ist uns das Gesetz viel zu unpräzise. Es ist nicht klar, was Schadorganismen sind. Zum Beispiel bei der Meldepflicht: Muss ich die Blattlaus, die eine auf meinem Gummibaum, melden? Oder bei der Nachbarin habe ich Schildläuse gesehen am Baum: Ui, die muss ich melden. Oder ist es wirklich der Feuerbrand oder der Scharkavirus, der ganze Obstbaumplantagen ruiniert? Also ich nehme an, hoffentlich Letzteres. Definiert ist es nicht. 

Also wenn irgendein Wichtigtuer oder eine Wichtigtuerin meint, da habe ich einen Maikäfer gesehen, bitte ausrücken, MA 22, bitte melden, dann ist das möglich bei diesem Gesetz. Ich weiß schon, die MA 22 wird das nicht tun, die wird da nicht kommen, ausrücken. (Abg Heinz Hufnagl: Die MA 22 hat einen Maikäferkataster!) Ist richtig, die MA 22 hat einen Maikäferkataster. Ich bringe Ihnen das nächste Mal einen, ich habe heuer einen gesehen, einen Maikäfer, einen, den Vorletzten wahrscheinlich. Gut. Aber die stehen ja schon unter Naturschutz.

Aber was mir dabei noch wichtig ist: Es ist also nicht klar, was gemeldet werden soll, es ist nicht klar, was Schadorganismen sind.

Und dann ein mir ganz wichtiger Punkt: Die MA 49 hat ja auch Landwirtschaftsbetriebe, also einen sehr, sehr löblichen Landwirtschaftsbetrieb, einen beträchtlichen Bioanbau. Wien ist ja unter anderem auch führend, zumindest die Stadt Wien, nicht die Wiener Bauern. Da ist es ganz anders, da gibt es ganz andere Prozentsätze. 

Aber stellen Sie sich vor, nachdem ja die Stadt Wien gern die Kastanienminiermotte bekämpft, also zumindest das, was so ähnlich ausschaut. In der Lobau gibt es auf dem Grundstück der MA 49 eine Kastanienallee und dort tritt jetzt der böse Schädling auf. Nach diesem Pflanzenschutzgesetz kann die MA 49 bis zu 20 000 EUR Strafe zahlen, weil sie nicht die Miniermotte auf diesen Kastanienbäumen bekämpft. 

Na, da wird aber in Wirklichkeit der Biolandbau ein bisschen leiden. Also wir verlangen im Grunde genommen auch, dass biologischer Landbau in diesem Gesetz berücksichtigt wird, und dazu, wie gesagt, gibt es von uns einen Abänderungsantrag zum Wiener Pflanzenschutzgesetz. Den darf ich Ihnen gleich überreichen. 

Ein zweiter wichtiger Aspekt ist natürlich das: Da habe ich vor kurzem eine Aussendung bekommen, das kriegen wahrscheinlich ganz viele Menschen in Wien, zumindest die, die damit zu tun haben: "Die Information". Na, denkt man sich, super. "Die Information", Wiener Landwirtschaftskammer, Präsentation der Wiener Landesweinsieger, was sicher ausgezeichnet ist. Aber wenn man ein bissel weiterblättert, steht: Das neue Agrarrechtsänderungsgesetz bringt wichtige Änderungen. Liest man weiter, geht es natürlich auch um besagtes Pflanzenschutzmittelgesetz. Und da freut sich der Mag Christian Reindl, dass er endlich deutsche und niederländische, also wohlgemerkt abendländische sozusagen, Pflanzenschutzmittel in Österreich anwenden kann, und zwar noch bevor es eine Genehmigung in Wien gibt. Na, ich finde das echt super, dass sich die Wiener Landwirtschaftskammer darüber freut, dass man nicht genehmigte Pflanzenschutzmittel in Wien verwenden kann. Na, nicht schlecht. Keine Strafe mehr, alles passt, wunderbar. 

Es gibt aber auch - und da komme ich jetzt zum entscheidenden Punkt - Pflanzenschutzmittel, die früher als das Nonplusultra gepriesen worden sind. Das DDT ist weit verwendet worden in den 70er und 80er-Jahren. Es gibt sogar andere Länder auf der Welt, wo das noch immer verwendet werden darf, und zwar in China, in Indonesien und auf den Philippinen. Die haben Ausnahmegenehmigungen bekommen und die dürfen DDT weiterhin verwenden. 

Jetzt gibt es natürlich eine ganze Liste, was das DDT, das verhält sich ja wie ein Hormon, und zwar wie Östrogen, in den Menschen bewirkt. Wenn ich das jetzt wirklich vorlese, dann glauben Sie vielleicht, uh, die fürchten sich wieder und alles Mögliche. Aber unter anderem - ich darf es ja gar nicht sagen, der Kollege Klucsarits hat einmal gesagt, es ist unanständig, wenn ich es sage - reduziert es ein bissel die männliche Potenz. Uh, schwierig. Ein bissel, zumindest. 

Aber, wie gesagt, dieses DDT ist in Österreich verboten löblicherweise. Und stellen Sie sich vor, Global 2000 hat illegalerweise Proben gezogen in diversen Wiener Glashäusern. Da muss man bedenken, dass die Wiener Landwirte 57 Prozent des Glashaus-Gemüseanbaus in Österreich löblicherweise erledigen. Es passieren sehr, sehr viel gute Initiativen und es gibt Nützlingszucht und alles Mögliche, aber auf den Boden haben sie vergessen. Und der Boden wurde untersucht und man hat festgestellt, dass bis zur 933‑fachen Überschreitung des zulässigen Gehalts an DDT vorhanden war. Jetzt ist das Problem, dann forscht man nach und schaut einmal nach: Wie hoch ist der DDT-Wert, der da überhaupt drinnen sein darf? Und dann kommt man drauf: Es gibt in Österreich gar keinen Grenzwert. 

Also das heißt, ich kann eigentlich gar nichts machen. Es ist wirklich richtig, ich habe mit den zuständigen Menschen gesprochen: Die MA 22 kann eigentlich gar nichts machen, weil es gibt keinen Grenzwert. Wenn das DDT dort herumkugelt, ist es eigentlich Wurscht. Es gibt keinen Grenzwert, deswegen. Es gibt in Europa zwei Grenzwerte, und zwar den holländischen und einen bulgarischen, und selbst den bulgarischen Grenzwert haben wir an drei Orten in Wien überschritten. Und die Bulgaren, sagt man, sind da vielleicht nicht so genau gewesen. Gut. 

Faktum ist, das System BORIS erfasst in Wien nur Schwermetalle, aber nicht die Rückstände von Schädlingsbekämpfungsmitteln. Und das hätten wir gerne, und zwar in zwei verschiedenen Formen. Nachdem an und für sich eh schon das Interesse erlahmt ist nach ganz vielen Tagen, möchte ich mir das schenken. 

Es gibt einen Antrag von uns, und zwar einen Resolutionsantrag, der betrifft im Grunde genommen ein Wiener Bodenschutzgesetz, beziehungsweise einen Resolutionsantrag in Richtung eines Bundes-Bodenschutzgesetzes. Uns geht es dabei vor allem um Grenzwerte, um gesetzliche Verankerung eines Bodenbelastungskatasters und die Verpflichtung der VerursacherInnen, die Sanierung des schadstoffkontaminierten Bodens voranzutreiben oder endlich zu tun und uns beziehungsweise dem Nationalrat im anderen Gesetz einen Bodenzustandsbericht zu übermitteln.

Diese beiden Anträge gebe ich jetzt gleich mal weiter. Bitte schön. 

Also wie gesagt, uns ist es wichtig, dass nicht nur Informationspflicht endlich durchgeführt wird, sondern auch menschliche Gesundheit vorangetrieben wird, und zwar in einem Punkt, wo es bisher eigentlich gemangelt hat. Es gibt kein österreichisches Bodenschutzgesetz, und wir verlangen, wie gesagt, noch einmal, dass bei DDT, und da bin ich durchaus der Meinung der Kollegin Sima im Parlament, nicht zu spaßen ist und wir endlich Grenzwerte dafür brauchen, damit die zuständigen Behörden ordnungsgemäß einschreiten können. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsident Johann Römer: Danke. - Als Nächster ist Herr Abg Klucsarits zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Herr Kollege Maresch, ich muss so etwas wie ein Vorbild für Sie sein. Sie halten keine Rede, wo ich nicht namentlich vorkomme. Aber es freut mich, dass Sie mich immer wieder zitieren, obwohl ich das nie gesagt habe, aber ist ja auch egal. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Soll ich Ihnen das schriftlich geben?) Geben Sie es mir schriftlich, ja. 

Aber kommen wir doch zu dem eigentlichen Thema, zum Pflanzenschutz. Der Pflanzenschutz ist genauso wichtig wie der Tierschutz und bekommt auch eine immer größere Bedeutung, denn genauso wie in einer Großstadt Luft, Wasser, Boden unter einen Nutzungsdruck kommen, geht es auch den Pflanzen. Gerade Pflanzen sind ganz besonders wichtig, weil sie sind ja auch ein Nahrungsmittel, ein sehr gesundes, ein sehr wichtiges Nahrungsmittel. 

Welch sensibles Thema das ist, das haben wir jetzt erst vor kurzem in Deutschland gesehen, wie gerade Pflanzenschutz dort hochgespielt wurde, und was ich weiß, die einzige grüne Landwirtschaftsministerin in Deutschland hat sich da nicht ganz gescheit verhalten. 

Daher finde ich, dass dieses Pflanzenschutzgesetz gerade zum richtigen Zeitpunkt kommt, um die Bevölkerung nicht zu verunsichern, sondern zu sichern. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Mag Rüdiger Maresch: Die Landwirtschaftsministerin der Bundesrepublik! In Österreich ist das nicht so!) Sie hören nicht zu! Das war Ihnen unangenehm! Das passt Ihnen nicht, was ich gesagt habe!

Und eines möchte ich sagen: Das ist ein Wiener Pflanzenschutzgesetz, von dem ich rede, und ich stehe nicht an, Frau Stadträtin, zu sagen: Da ist Ihnen etwas Gutes gelungen, uns gemeinsam, das ist ein gutes Gesetz, dieses Pflanzenschutzgesetz, zum Unterschied vom Tierschutzgesetz. Da ist Ihnen nichts gelungen. Da merkt man immer mehr, wie die Bevölkerung sagt, mit der Hundehaltung muss etwas geschehen. Da brauchen wir ein neues Gesetz, da muss etwas geschehen. Aber dieses Gesetz geht in Ordnung, das möchte ich schon einmal ganz klar sagen. 

Und eines, weil Sie das DDT so hochgespielt haben: Seit 20 Jahren - das dürfte Ihnen entgangen sein - ist DDT verboten. Das möchte ich auch sagen. 
Und eines möchte ich auch sagen: In Wien sind ja von den Pflanzen Proben gezogen worden. Da werden Sie mir ja Recht geben, Frau Stadträtin: Nicht in einer einzigen Pflanze ist DDT gefunden worden, nicht einmal die geringsten Spuren.

Also Sie verunsichern! Sie wollen mit billiger Polemik hier die Wiener Bevölkerung verunsichern! (Beifall bei der ÖVP.)
Und wenn sich ein Berufsstand das nicht verdient hat, dann sind das unsere Landwirte, denn die arbeiten, wie Sie wollen, auch biologisch. Da ist alles in Ordnung, und daher begrüßen wir auch dieses Pflanzenschutzgesetz. (Beifall bei der ÖVP.)
Natürlich verdrängen wir die ganzen Bedrohungen nicht, wie BSE, Atomkraftwerke, Gentechnik, Nitrophenskandal. Aber wir begegnen ihnen mit einer gescheiten Außenpolitik und mit einer gescheiten Landwirtschaftspolitik und nicht wie Sie mit ganz billiger populistischer Polemik. (Beifall bei der ÖVP.) 
Auch mit Außenpolitik. Nehmen Sie die Gentechnik. Es war unsere Außenministerin, die in Brüssel vorstellig wurde, damit in der EU ein gescheites Gesetz wird. Also wir arbeiten auf allen Linien diesbezüglich. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Mag Rüdiger Maresch: Wir sind in Wien!) 

Dass Pflanzenschutz auch Grünraumerhaltung heißt, darauf möchte ich auch hinweisen: Wir als ÖVP fordern das 1 000‑Hektar-Programm. Wir haben die Förderung der Restgrüngrundstreifen gefordert. Das ist auch durchgekommen. Was haben wir heute? - Wir haben in Wien heute mehr Grünraum. Und das ist auch ein Verdienst der Wiener Landwirtschaft. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ein paar ÖVP-Initiativen, Herr Kollege Maresch: Der Biosphärenpark Wienerwald, eine Initiative von uns, eine gute Sache. Die Ausgestaltung des Nationalparks. Und gerade dieses Gesetz wird für eine Artenvielfalt im Nationalpark, ob Pflanzen oder Bäume, sorgen. (Abg Harry Kopietz: Für welche?) Für verschiedene Arten von Bäumen, verschiedene Pflanzen, Harry, verschiedene Bäume, was wir alle wollen. Wir brauchen nur die Managementpläne umzusetzen. 

Und was gut für die Pflanzen ist, muss auch gut für den Menschen sein. Daher fordern wir, Frau Stadträtin - das wollen wir schon so lange -, eine Entsiedelungskampagne in Wien. Setzen wir uns doch zusammen. Einen Fußballplatz pro Jahr entsiedeln wir. Das bringt uns was, ist schön, wäre gut für die Menschen. Aber das kommt ganz, ganz sicher noch. 

Und, Kollege Maresch, zu Ihren Anträgen. - Beim Abänderungsantrag gebe ich Ihnen Recht. Da sind einige Sachen drinnen, da können wir reden, da werden wir mitgehen. 

Aber wenn Sie ein Bundesgesetz fordern: Habt ihr nicht im Nationalrat auch ein paar grüne Abgeordnete? Na, warum fordern die das dort nicht? (Abg Mag Rüdiger Maresch: Wir fordern das dort auch!) Da ist der falsche Platz! Reden Sie mit Ihren Kollegen im Nationalrat! Fordern Sie es dort! - Also da werden wir sicher nicht mitgehen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine Damen und Herren, abschließend: Das vorliegende Gesetz zeigt einmal mehr, wie wichtig Pflanzenschutz gerade in einer Großstadt ist. Aber unserer Meinung nach genügt es nicht, gesetzgeberische Bekenntnisse für diesen abzugeben, sondern es bedarf eines Pflanzenschutzes, der, aufbauend auf der Grünraumerhaltung in dieser Stadt, den Menschen eine möglichst naturnahe Umwelt garantiert. 

Und damit dies der Fall ist, werden wir auch weiterhin unsere Vorschläge einbringen, die dann entsprechend, hoffe ich, Frau Stadträtin, auch umgesetzt werden. 

Wir werden diesem Gesetz zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Präsident Johann Römer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Abg Mag Maresch gemeldet. Ich erteile ihm das Wort und mache darauf aufmerksam, dass eine Redezeit von höchstens 3 Minuten hierfür vorgesehen ist.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Zur tatsächlichen Berichtigung.

Also zunächst einmal: Ich weiß nicht, haben wir jetzt über die Außenministerin geredet? Falscher Vorbereitungszettel, würde ich sagen. 

Aber jetzt noch einmal: Ich habe gesagt, die Frau Stadträtin hat eine Aussendung gemacht, das stimmt, 90 Prozent des Wiener Glashausgemüses kommt aus Substrat - Sie können einmal nachschauen, da kann ich Ihnen erklären, wie das funktioniert -, aber die restlichen 10 Prozent nicht. 

Global 2000 hat in einer Aussendung erklärt - noch einmal die Zahl, das ist Ihnen ja auch zugegangen -, da gibt es eine Aufstellung von zehn Proben. Das wird in Mikrogramm gerechnet, DDT in Mikrogramm pro Kilo Boden in Simmering. Da geht es nicht um die Wiener Bauern. Die Wiener Bauern wirtschaften ganz, ganz ordentlich. Aber es gibt ein paar schwarze Schafe wahrscheinlich, nicht grüne, rote, schwarze Schafe, und in der Probe 1 - das wurde von unterschiedlichen Instituten gemessen - war nicht 1 Mikrogramm pro Kilo, sondern 2 333 Mikrogramm pro Kilo. 

In den Niederlanden gilt ein Boden mit einer Hintergrundbelastung - da geht es um Hintergrundbelastung - von 2,5 Mikrogramm DDT als unbelastet. 

Jetzt darf die ÖVP ein bisschen nachrechnen. Es ist ein kleiner Unterschied zwischen 2,5 Mikrogramm DDT im Boden, unbelastet, und 2 333. Das ist nämlich genau - ich habe es schon ausgerechnet - 933‑mal so viel. - Danke schön. (Abg Gerhard Pfeiffer: Aber nur 1 Prozent!) 10 Prozent! 

Präsident Johann Römer: Als Nächste ist Frau Abg Bayr zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Petra Bayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das Pflanzenschutzgesetz, von dem ich sagen muss, dass wir es in der Tat verabsäumt haben, mit der Außenministerin darüber zu konvertieren, steht heute zur Diskussion.

Ich möchte nur anmerken, dass die Flächen, die in Wien diesem Pflanzenschutzgesetz unterliegen, die von uns zu überwachen sein werden, ungefähr 20 160 Hektar ausmachen oder, in Objekten ausgedrückt, 880 Landwirtschaftsbetriebe, 35 000 Kleingartenparzellen, ungefähr 50 000 Privatgärten.

Was ohnehin im Gesetz steht, was irgendwie auch klar ist, was in der Einleitung steht, ist, dass wir mit dieser Novelle zwei EU-Richtlinien umsetzen, einerseits die zum Schutz der Gemeinschaft gegen Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen und zum anderen die Richtlinie, wo es darum geht, unter welchen Umständen und Bedingungen Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse zu Versuchs-, Forschungs- und Züchtungszwecken in die Gemeinschaft eingeführt werden können.

Im § 3 ist eine Auskunfts-, Bekämpfungs-, Duldungs- und Vorsorgeverpflichtung vorgesehen. Die treffen ex lege zu. Es gibt auch Hinweise darauf, dass, wenn eine erhebliche Schädigung oder eine wesentliche Gefährdung sowie eine gefahrendrohende Vermehrung von Schadorganismen auftritt, im Zuge von Bekämpfungsverboten, realistische Maßnahmen zu setzen sind und fallgerechte Vorgangsweisen herzuführen sind, was insbesondere natürlich auch dazu führen soll, dass da nicht mit chemischen Bomben auf Spatzen geschossen werden soll, sondern wirklich durchaus verhältnismäßige Mittel eingesetzt werden sollen. 

Das gilt dann auch - und da komme ich das erste Mal auf den grünen Antrag zu sprechen - für Biolandbaubetriebe, wo man nicht aus Jux und Tollerei andere als zulässige chemische Stoffe, wie zum Beispiel Schwefel und Kupfer, einsetzen wird, sondern natürlich schauen wird, möglichst mit Nützlingen, möglichst mit biologisch verträglichen Dingen zu arbeiten. Aber aus meiner Sicht kann es nicht sein, dass man, wenn es auf einem biologisch geführten Landwirtschaftsteil oder auch auf einem Nachbargrundstück droht, zu einer wirklich schweren Seuche zu kommen, dass irgendetwas ausbricht, was sich verbreiten wird in Windeseile, nicht auch dort dieses Gesetz anwenden wird. Ich denke, das ist wirklich eine Verpflichtung, die wir haben, und danach müssen wir auch handeln.

Der Magistrat ist auch ermächtigt, durch dieses Gesetz subsidiär zu handeln, sprich dann, wenn vom Grundeigentümer nicht die gewünschten oder die erforderlichen Maßnahmen eingeleitet werden, der Magistrat selbst tätig wird und die Verhinderung der Verbreitung respektive vorsorgende Maßnahmen so schnell wie möglich einleitet. 

Der Gesetzgeber definiert dazu eine ganze Palette an unterschiedlichen Bekämpfungsmaßnahmen. Ich denke mir, das ist einfach wesentlich, einerseits für die Pflanzengesundheit und natürlich auch für Landwirtschaft, gar keine Frage.

Eines in diesem Gesetz erscheint mir auch noch wesentlich, dass natürlich immer dann, wenn jetzt auch der Magistrat subsidiär handelt, die Kosten letztendlich doch vom Eigentümer zu tragen sind. Trotz alledem ist geregelt, dass natürlich ein Pflanzenschutz auch im volkswirtschaftlichen Interesse ist und dass in manchen Fällen, wenn es übergeordnete Zielsetzungen gibt, durchaus auch auf öffentliche Mittel dabei zurückgegriffen werden kann.

Ich möchte jetzt gerne noch zu den drei eingebrachten Anträgen der GRÜNEN kurz Stellung nehmen und mich dazu äußern, was die Definition im § 2 Z 3 betrifft. Es ist so, dass Schädlinge ja sehr oft ad hoc auftauchen, plötzlich auftauchen, und dass es mit einer taxaktiven Aufzählung, wie zum Beispiel auch im Ausschuss noch diskutiert worden ist, nicht möglich ist, einfach schnell und aktuell eine Verordnung, eine Maßnahme zu erlassen. Ich denke mir, dass die Aufzählung, die da getroffen ist, durchaus eine ist, die eine breite und schnelle Handlungsmöglichkeit zulässt. Wenn eine neue Art der Miniermotte oder was auch immer auftauchen sollte, wird es uns nichts nützen, wenn die alte Miniermotte in der Liste steht und wir gegen die neue nicht irgendwie schnell etwas unternehmen können. Auch der in euren Antrag hineingeschriebene Passus "oder andere Krankheitserreger" ist ja auch nicht das, wo man sagen muss, das ist der Hort der engen Definition schlechthin. Also auch das lässt ja Spielräume zu.

Auf den biologischen Landbau bin ich schon eingegangen. 

Ja, und was den Strafrahmen betrifft. Also mir wurde gesagt, dass bislang noch kein einziges Mal, so lange sich die Beamten, die hier im Haus sind und Strafen verhängen sollten, erinnern können, eine Strafe verhängt worden ist auf Grund dieses Gesetzes. 

Ich denke mir, dass der Strafrahmen von 20 000 EUR einer ist, der durchaus eine abschreckende Wirkung hat und ja auch ein Strafrahmen ist. Ganz klar, nicht jeder, der bestraft werden muss nach diesem Gesetz, wird mit 20 000 EUR bestraft werden. Und ich denke mir, das ist durchaus okay, einen Rahmen in der Höhe da drinnen zu lassen.

Zu den beiden Anträgen, die ein Wiener Bodenschutz- und ein Bundes-Bodenschutzgesetz betreffen, mag ich auch betonen: Es ist eine EU-Richtlinie, wie du sicher weißt, Rüdiger, ganz kurz davor in Kraft getreten und sie muss in die nationale Gesetzgebung übernommen werden. Wir haben dann ein Bundesgesetz, wir werden sehr bald eines haben. Dieses Bundesgesetz wird nicht einheitlich sein, was ich gerade bei einem Bodenschutzgesetz für sehr wichtig halte, auch aus unserer Wiener Situation heraus für sehr realistisch halte, weil sehr viele Wiener Gemüsebauern Felder haben, die ja nicht nur bis zur Wiener Stadtgrenze gehen, sondern auch darüber hinaus, die dann zum Teil auf niederösterreichischem Boden sind, zum Teil auf Wiener Boden sind. Es gibt auch Glashäuser, habe ich mir sagen lassen, die quasi grenzüberschreitend sind. Ich stelle es mir relativ schwierig vor, wenn man in einem Glashaus bis zum Radieschen ein Bodenschutzgesetz einhalten muss und ab dem Paradeiser ein anderes. Also eine bundeseinheitliche Regelung ist da ganz, ganz sicher notwendig. 

Auch noch etwas zum DDT. Das ist seit 1992 verboten, und es hat eine Halbwertzeit von ungefähr 30 Jahren. Sprich, es wird das, das bis 1992 verwendet worden ist, noch länger im Boden zu finden sein, ganz speziell in den Glashäusern, weil es ja da keine so gute Luftzirkulation gibt und weil es keine direkte UV-Einstrahlung gibt, sprich das DDT noch langsamer zerfällt wie in der normalen Erde. Es ist nicht möglich, Gesetze zu erlassen, die gegen das DDT im Boden etwas machen. Es ist nur möglich, Gesetze zu erlassen, die gegen die Quelle von DDT etwas machen. Die gibt es, das ist getan. 

Und wie schon erwähnt: 90 Prozent der Gemüse, die in Glashäusern in Wien produziert werden, sind am Nährboden, sind in der Biokultur oder sonst irgendwo drinnen und kommen mit dem Boden überhaupt nie in Kontakt. Also, ich halte es für ein bissel fahrlässig von Global 2000, da jetzt die große Panik zu beginnen.

Es ist nachgewiesen, dass das Gemüse per se in keinster Weise durch DDT kontaminiert ist. 

Global 2000 hat übrigens auch Vorsorgewerte und Grenzwerte verwechselt, und es ist natürlich auch schade, dass man nicht nachvollziehen kann, wo diese Proben genommen worden sind. Denn sobald sie sagen würden, wo sie es genommen haben widerrechtlich, würde es ganz sicher eine Besitzstörungsklage geben, und das wäre natürlich Global 2000 nicht angenehm, gar keine Frage.

Zum Antrag bezüglich Bundesgesetz habe ich schon gesagt: Es ist eine EU-Richtlinie im Laufen. Es wird ein Bundesgesetz geben. Ich denke mir, dass es nicht wirklich sehr sinnvoll ist, wenn wir da jetzt auch noch als Wiener Stelle ein bissel Druck und Tempo machen, es wird ohnehin kommen. 

Ich ersuche um Zustimmung zur vorliegenden Novelle des Pflanzenschutzgesetzes. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Johann Römer: Zu einer weiteren tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Abg Mag Maresch gemeldet.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe jetzt noch einmal nachgesehen. Es wäre gut gewesen, wenn es einen Strafrahmen gäbe, deswegen auch von uns dieser Satz. In der ausgesandten Vorlage steht auf Seite 8 im § 10 Pkt 9 ganz eindeutig drinnen: "... eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 200 000 EUR zu bestrafen." (Abg Petra Bayr: 20 000 EUR!) Moment, warte, ich komme gleich dazu! - Es ist wichtig, das "bis zu 200 000 EUR" hineinzuschreiben, denn wenn ich zum Beispiel heute Gift in einen Fluss hineinlasse, dann ist das mit einer weitaus geringeren Strafe belegt. Ich glaube, dass man das in eine Relation setzen muss. Wenn jemand zum Beispiel Biobauer ist und da mit 200 000 EUR zu bestrafen ist, hat er ohnehin kein Glück.

Am Schluss möchte ich noch eine Kleinigkeit anmerken. Ich weiß schon, dass das mit der tatsächlichen Berichtigung ein bissel schwierig ist. Und zwar möchte ich zitieren von der Ulli Sima im Pressedienst der SPÖ, da steht: "Die Altlasten des seit 1992 in Österreich verbotenen DDT dürfen keinesfalls in die Nahrungskette gelangen." Das heißt, es herrscht wieder einmal Handlungsbedarf. 

Und genau aus diesem Grund haben wir diese beiden Gesetzesinitiativen gesetzt, weil Handlungsbedarf besteht. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsident Johann Römer: Zu einer weiteren tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau Abg Bayr gemeldet.

Abg Petra Bayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ich darf tatsächlich berichtigen, dass im § 10 Pkt 9 von 20 000 EUR die Rede ist und nicht von 200 000 EUR, wie andauernd gesagt worden ist. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Geht in Ordnung!)

Präsident Johann Römer: So, jetzt haben wir die tatsächlichen Berichtigungen. 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. - Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es geht heute um das Wiener Pflanzenschutzgesetz, aber bevor ich hier um Zustimmung ersuche, möchte ich auf eines hinweisen: Es geht hier um einen vorsorgenden Umweltschutz und den nimmt die Stadt Wien ernst. Es geht hier um den Pflanzenschutz auch auf biologischer Ebene. Auch den nehmen wir ernst. 

Und es geht hier nicht um eine Panikmache, die Sie immer ansprechen. Sie haben Untersuchungen angesprochen, die von Ende April stammen. Ende April wurden hier die Analysenergebnisse an Global 2000 übermittelt. Diese Analysenergebnisse wurden jetzt medial bekannt gegeben. Wenn es sich tatsächlich um Gefahr in Verzug gehandelt hätte - das hat es eben nicht -, dann wäre es sehr spät, wenn man hier erst jetzt reagieren würde. 

Noch einmal - Frau Abg Bayr hat es schon angesprochen -: Es wurden hier Vorsorgegrenzwerte und Grenzwerte entsprechend falsch angewendet. Es handelt sich hier um Vorsorgewerte der holländischen Liste. Grenzwerte - das wurde angesprochen - gibt es nicht. Also wenn es keinen Grenzwert gibt, kann auch kein Grenzwert überschritten werden, und es handelt sich hier um Hintergrundbelastungswerte aus den Niederlanden. 

Aber selbstverständlich ist es auch mein Anliegen, auf höchste Qualität zu achten, und daher wäre es wichtig, wenn Proben entnommen werden, genau zu wissen, wo sie entnommen wurden, welche Rückstellproben entsprechend angefertigt wurden und welche entsprechenden Analysen angewendet wurden. Diese Analysenergebnisse könnten dann überprüft werden. Das kann ich derzeit nicht durchführen lassen, weil mir nicht die Probenahmestellen bekannt sind. 

Zu Ihrem Antrag auf ein Bodenschutzgesetz. Auch ich unterstütze die Gesetzwerdung, die Schaffung eines bundeseinheitlichen Bodenschutzgesetzes. Aber es geht auch hier wieder um einen vorsorgenden Umweltschutz im Bereich des Bodenschutzes. Und auch das wird schwierig sein: In anderen Bundesländern werden nämlich Klärschlämme aufgebracht auf den Boden und das ist die Hauptverursacherquelle von Schadstoffen im Boden. Die Klärschlämme in Wien werden verbrannt, und das auf einem höchsten Stand der Technik, dass eben keine Schadstoffe mehr in den Boden gelangen.

Ein weiterer Punkt: Wie gelangen Schadstoffe in den Boden? - Durch Abfälle, durch entsprechende "biologisch" - unter Anführungszeichen - umgesetzte Abfälle, die wiederum Schadstoffe enthalten, so genannte Erden als Abfälle. Auch die schädigen den Boden. Und hier gilt es, gemeinsam zu arbeiten gegen eine Emissionsentstehung aus diesen Abfällen. Hier geht es um einen vorsorgenden Umweltschutz, und das ist nun mal nur möglich mit einer entsprechenden Abfallverbrennung, und dann gelangen diese Schadstoffe eben nicht in den Boden. 

Und wir sollten gemeinsam auch gegen die Schadstoffimmissionen kämpfen, wenn es darum geht - eine entsprechende Verordnung ist in Ausarbeitung im Bereich des Bundes -, für gleiche Grenzwerte bei der Verbrennung von derartigen Stoffen, die nun mal zu einem Schadstoffgehalt im Boden führen können, zu sorgen. Es geht hier um gleiche Grenzwerte und nicht, um den Lobbyismus - den offensichtlich Sie unterstützen - der Industrie mitzutragen, dass hier andere Grenzwerte gelten im Bereich der Industrie.

Bereich Bodenschutz. Mir ist es wichtig, hier gemeinsam mit allen zuständigen Stellen in Österreich Bodenschutzkriterien festzulegen. Die Untersuchungen laufen. Wir arbeiten mit bei einem Programm, das nennt sich BORIS. Das unterstütze ich. Die Daten liegen vor. Die werden auch immer geliefert an den Bund. Hier geht es im Wesentlichen darum, gemeinsam für ein Bodenschutzgesetz zu kämpfen, aber gleichzeitig einen vorsorgenden Umweltschutz für Österreich sicherzustellen. Diesen vorsorgenden Umweltschutz, den liefert die Stadt Wien, den sichert die Stadt Wien. Schön wäre es, wenn es auch der Bund sicherstellen würde.

Der Wiener Landtag - zurück zum Gesetz - wolle daher beschließen: Der Entwurf eines Gesetzes über den Schutz von Pflanzen vor Schadorganismen, Wiener Pflanzenschutzgesetz, wird zum Beschluss erhoben. - Danke.

Präsident Johann Römer: Danke. - Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich lasse zuerst abstimmen den von den GRÜNEN eingebrachten Abänderungsantrag. Er betrifft den § 2 Z. 3, § 5 Abs. 2 und § 10 Abs. 1. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Landtags, die diesem Abänderungsantrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist die Minderheit. Der Antrag ist somit abgelehnt.

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die zwei eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Der Erste betrifft ein Wiener Bodenschutzgesetz. Hier wurde in formaler Hinsicht die Zuweisung an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt beantragt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dieser Zuweisung zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Er ist somit mehrstimmig zugewiesen.

Der zweite Beschluss- und Resolutionsantrag befasst sich mit einem Bundes-Bodenschutzgesetz. Hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung beantragt. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die diesem Antrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Der Antrag ist abgelehnt. Er hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen. 

Postnummer 3 (00851/2002-MDALTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die Unterweisung in Wintersportarten - Wiener Schischulgesetz. 

Berichterstatterin hiezu ist Frau LhptmStin Laska. Ich ersuche sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch wenn draußen Sonne scheint und es sehr warm ist, so bitte ich Sie, die Diskussion zu dieser Gesetzesvorlage mit jener Intensität, die in diesem Hause üblich ist, zu führen, und gleichzeitig bitte ich Sie um Zustimmung zu diesem Gesetz. 

Präsident Johann Römer: Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Barnet.

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreter! Hoher Landtag!

Das Wiener Schischulgesetz ist - wie man erkennen kann - offensichtlich keine besonders kontroversielle Materie. Außer meiner Fraktion hat niemand anderer Redner gemeldet. Ich komme dieser Pflicht gerne nach, vor allem auch deswegen, weil der Anlass wirklich erfreulich ist. Nach drei heißen und anstrengenden Tagen ermutigt einem das Schischulgesetz mit Blick auf den kommenden Winter, doch das eine oder andere zu sagen. Keine Angst, ich will Sie nicht allzu lang von Ihren sommerlichen Freuden schon in den Winter entführen, aber ich muss dennoch einige Anmerkungen dazu machen, vor allem, weil wir dieses Gesetz aus guten Gründen ablehnen werden. Nicht aus Jux und Tollerei, obwohl man bei genauer Durchsicht bei einigen der Bestimmungen sehr wohl skurrile Ansätze machen könnte. 

Kollege Tschirf, ich habe darauf verzichtet, meine Schilehrerhaube mitzunehmen, nicht nur, weil mich die einen oder anderen dann nicht erkannt hätten, sondern weil der Ernst des Gesetzes mich dazu veranlasst hat. Also ich habe darauf verzichtet, diese Schimütze mitzunehmen. Es war vielleicht besser, denn es gibt eine Reihe von sachlichen Gründen, dieses Gesetz abzulehnen. Nicht etwa, weil man etwa gegen den Schisport wäre, den ja Hunderttausende Wiener wirklich begeistert ausüben, oder weil man dagegen wäre, dass Wiener Schilehrer werden. Das ist nicht das Problem. Das Problem liegt in den alpinistischen Prüfungen, egal ob im Tourenführen oder in der Schiausbildung von Kindern, die man durchaus auch in anderen Bundesländern als Wiener erlernen kann, eben am Dachstein, in Obertauern, in der Silvretta, aber nicht in Wien.

Nein, wir lehnen dieses Gesetz auch deswegen nicht ab, weil es nicht legistisch brauchbar wäre. Das ist es durchaus. Es ist nur in sich unvollziehbar und auch grundsätzlich völlig unnotwendig. Ich werde Ihnen, geschätzte Mitglieder des Landtags, dies auch an einigen detaillierten Beispielen darlegen, denn man muss es sich wirklich Punkt für Punkt auf der Zunge zergehen lassen, um die Skurrilität zu erkennen.

Beginnen wir mit dem Grundsätzlichen. 
Der Zweck der Norm. Jede Rechtsvorschrift hat es als immanente Grundlage. Der Zweck dieser Norm ist vorgeblich in § 1 die Unterweisung des Schilaufs in Wien und durch Wienerinnen und Wiener zu Erwerbszwecken. So weit, so gut zum § 1. 

Bereits im § 2, den Ausnahmebestimmungen, kommen wir aber dazu, dass es nicht die ganze Wahrheit ist. Denn, Frau Landeshauptmann-Stellvertreter, wo ist denn der Handlungsbedarf beim Abs. 6, der davon ausgeht, dass der Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht anzuwenden ist auf - und ich zitiere das für Sie - den Ausflugsverkehr von Schischulen anderer Bundesländer oder ausländischer Schischulen innerhalb Wiens? Also das müssen Sie mir einmal zeigen, wo eine andere Schischule beabsichtigt, ernsthaft in Wien Schifahren zu lehren, oder gar Ausländer. Also diesen Platz muss mir einer zeigen. (Abg Rudolf Hundstorfer: Niederösterreich!) Kollege Hundstorfer, für Sie habe ich auch noch was mitgebracht, aber Sie werden mir diesen Platz sicher noch zeigen. 

Hoher Landtag! Woher kommen denn diese Bestimmungen des Gesetzes und auch die Ausnahmebestimmungen? - Es ist, glaube ich, nicht eine wirklich Sui-generis-Norm Wiens, sondern es ist, wenn man ein bissel nachschaut, ein eigentlich gut abgeschriebenes Gesetz. Das Steiermärkische Landesschischulgesetz - man kann es überall nachlesen -, fünf Jahre älter als das Wiener, ist eigentlich nahezu wortident. Und das wird sicher seine Gründe haben. 

Zu Beginn der Überlegungen musste ich eigentlich davon ausgehen, dass sich vielleicht einige sportbegeisterte Beamte gedacht haben, machen wir ein taugliches Gesetz, nicht nur, damit ein paar Wiener Schilehrer werden können, wir müssen sie ja dann auch prüfen, das heißt, wir müssen selbst irgendwo vor Ort anwesend sein. Da können wir selber ein bissel Schifahren. Eine Leidenschaft, für die ich durchaus Verständnis hätte. Aber das kann nicht Zweck einer Norm sein. (Abg Mag Sonja Wehsely: Ist es nicht!) Ist es nicht. Kollegin Wehsely, ich hoffe, Sie kommen nachher heraus und erklären es mir. 

Nein, wenn ich auf die Ausnahmebestimmungen des steirischen Gesetzes zum Beispiel verweisen darf, dann ist klar warum. Dort gibt es den Gebietsschutz. Das heißt, bei Benützung steirischer Erde oder sagen wir besser steirisch bedeckter Hänge, durch Schnee bedeckt, ist es nämlich notwendig, dass, wenn landesfremde Schilehrer dort ihrer Profession nachgehen wollen, sie dies der jeweiligen Landesregierung melden müssen, und wenn aus Gründen der Sicherheit Bedenken bestehen, dann wird auf die Mitnahme eines ortskundigen Schilehrers bestanden. Zur Einschränkung der Gewerbefreiheit. 

Es ist klar, warum Wien auf diese Bestimmung verzichtet hat, weil es ist unwahrscheinlich, dass Sicherheitsbedenken bestehen, wenn irgendwer am Konstantinhügel im Prater oder auf der Mau-Mau-Wiese Kindern das Schifahren beibringen wird, sofern eine Schneedecke da ist. Und daher - ich gebe Ihnen Recht -, in diesem Fall brauchen wir die Steirer nicht abzuschreiben. Wir können darauf verzichten, dass wir einen Schilehrer mit Ortskenntnis mitgeben. (Heiterkeit bei der FPÖ.)

Aber schon im nächsten Punkt, im § 3 - und ich meine das nicht scherzhaft mit der Mau-Mau-Wiese und mit dem Konstantinhügel, ich führe das noch aus -, wird schon klar warum. Die Schischulbewilligung. Ich lese vor: 

"Die Errichtung und der Betrieb einer Schischule bedarf einer Schischulbewilligung der Behörde. Die Schischulbewilligung wird für einen bestimmten Standort und ein bestimmtes Schischulgebiet erteilt." 

Schischulgebiet ist deswegen wichtig, weil wenn man bei den Erläuterungen hinten nachschaut, wird davon ausgegangen, dass man das einschränken muss, damit nicht zu viele Schischulen an einem konkreten Standort tätig sind. Also ich bleibe wieder bei meinem Beispiel der Mau-Mau-Wiese oder dem Konstantinhügel, da wird es sich grimmig abspielen, wenn da mehrere Schischulen unterwegs sind. 

Aber das Gesetz ist ja an sich da noch ganz brauchbar. Es normiert nämlich, dass man entsprechende persönliche Voraussetzungen - im § 4 - und sachliche Voraussetzungen - im § 5 - braucht. 

Persönliche Voraussetzungen, ich lese sie nicht vor, Sie können sie nachvollziehen, aber an sich tadellos. 

Nur bei den sachlichen Voraussetzungen wird es schon wieder grimmiger. Sachliche Voraussetzungen für die Schischule sind - ich zitiere wieder -: "Die Schischulbewilligung darf weiters nur erteilt werden, wenn der Standort, in welchem der Bewerber beabsichtigt, eine Schischule zu errichten und zu betreiben, mindestens eine den Erfordernissen eines zeitgemäßen Schilaufs entsprechende stationäre Aufstiegshilfe im Gelände aufweist."

Gut. Die Hohe-Wand-Wiese, ein Lift, brauchbar. 

Ich überspringe den Abs. 2. 

Aber im Abs. 3, da wird es wieder interessant: "Eine ausreichende Anzahl geeigneter Übungsplätze am Standort nachweist." 

Und jetzt die Frage: Was ist denn mit "Standort" eigentlich gemeint? - Im Gesetz ist das allgemein umschrieben. Die Erläuterungen sind da etwas deutlicher: "Unter Standort ist jener Ort zu verstehen, von dem die organisatorische und betriebliche Tätigkeit der Schischule ausgeht." Gut. Vielleicht Wien. "Der Standort soll in einem gewissen Nahebereich zu den erforderlichen Übungsplätzen gelegen sein, da dies für den reibungslosen Ablauf des Schischulbetriebs unerlässlich scheint." Ja, so ist es. Nur, was ist ein "gewisser Nahebereich"? Sind das 5 Kilometer, 10, 50, 100? Was ist damit gemeint? Wie weit geht das? Geht das bis zum Semmering? Geht das bis in die Silvretta? Es ist im Gesetz nicht definiert. Es ist ein gewisser Bereich. Na gut. 

Eigentlich dürfte niemandem in Wien so eine Schischulbewilligung erteilt werden und würde es dennoch gemacht, dann wäre sie eigentlich wieder zu entziehen. 

Und wenn Sie eigentlich vorhaben, nur den organisatorischen und betrieblichen Standort in Wien zu lassen, aber die ständige Übungs- und Prüfungstätigkeit außerhalb Wiens zu verlegen mit Ihrer Schischule, dann widersprechen Sie nicht nur dem Gesetz, nein, das ist meiner Meinung nach auch verfassungswidrig. Denn, welches andere Bundesland wird sich denn gefallen lassen, dass in seinem Gebiet, wo es eh üblicherweise einschränkt, wir erinnern uns, die Sicherheitsbedenken, Einschränkung der Gewerbefreiheit, Gebietsschutz, dass in seinem Gebiet ständig Wiener Schischullehrer dem Wesen nachgehen, dass sie dort unterrichten. Das kann einfach nicht unserer Verfassung entsprechen. 

Einfacher wäre es gewesen, wenn Sie das wollen, und ich unterstelle das einmal, mit irgendeinem Bundesland eine Artikel‑15a-Vereinbarung zu schließen und dort die Anerkennung von Schischullehrern Wiener Geburt herzustellen. 

Aber, Frau Landeshauptmann-Stellvertreter, vielleicht ist auch beabsichtigt, dieses Gesetz einfach nicht konform zu vollziehen, wenn es doch in Wien keine ausreichende Anzahl an geeigneten Übungsplätzen gibt. Denn es wird in diesem Gesetz nicht nur der Schilauf für Fortgeschrittene normiert und soll unterrichtet werden, auf der Hohen-Wand-Wiese gerade noch möglich, nein, das Gesetz gilt auch für die Schischulausbildung des Schilanglaufs. Okay. Jetzt kann man sagen: Irgendwann einmal sind in Wien mehr als zehn Tage durchgehende Schneedecke, da kann man ein bissel Langlaufen, wenn es geht, nur, wenn kein Schnee ist, wird es wirklich problematisch. Also am Kunstschnee fahren ist beim normalen Schifahren schon übel, aber einen klassischen Schilanglauf - also nicht Skaten - auf Kunstschnee durchzuführen, das ist sicher das Allerallerletzte, und ich glaube nicht, dass ernsthaft jemand vorhat, das in Wien zu beabsichtigen. 

Der wirklich für mich persönlich problematischste Punkt in dem ganzen Gesetz ist der § 10. Es wird dort auch die Ausbildung zum Schiführer normiert. Und für die Ausbildung zum Schiführer - jeder, der das einmal angestrebt hat, weiß das - braucht man mehreres, vor allem eines: alpines Gelände. 

Jetzt habe ich mir überlegt: Alpines Gelände in Wien, da gibt es ja einiges, Kahlenberg, Leopoldsberg, bei mir in Floridsdorf den Bisamberg. Wir setzen die ausreichende Schneedecke, mehr als zehn Tage, wieder voraus, sonst wird man keinen Kurs machen können. Ja, was kann ich dann dort? Schiwandern oder - leider ist der Kollege Hundstorfer nicht da, ich hätte ihm das gerne jetzt gesagt, er ist ja ein bissel ein Fremdwortfetischist, man nennt das in der Fachsprache - Trekken. 

Also gut, wir bleiben dabei, Schiwandern. Schiwandern lassen die Wiener Hügel zu. Aber wo sind die im Gesetz geforderten Ausbildungsplätze, um tatsächlich Schiführen in all seinen Qualitäten zu erlernen? Wo kann man in Wien ein so genanntes Schneeprofil machen, die wichtigste Maßnahme für jeden, der einmal im alpinen Gelände unterwegs war, um zu wissen: Ist dieser Hang lawinengefährdet - ja oder nein? Wo machen Sie in Wien ein Schneeprofil? Wo können Sie mit Ihren sonstigen Lawinengeräten arbeiten? Wo können Sie - und das ist auch notwendig - mit Ihrer Lawinensonde sondieren? Wo können Sie mit einem Hund suchen? Wo können Sie - der Kollege Hundstorfer ist leider noch immer nicht da, ich verwende jetzt kein Fremdwort, sondern den Volksmund - mit dem so genannten Lawinensuchgerät, oder auch Pieps genannt, einen Verschütteten suchen? - Alles Notwendigkeiten, die ein Schiführer braucht. 

Ich zitiere noch einiges. Aufstiegshilfen im alpinen Gelände. Für einen Schiführer unbedingt notwendig. Das so genannte Seilgeländer, notwendig zur Begehung von winterlichen und vereisten Graten. Wo schlagen Sie in Wien ein Seilgeländer? Am Abbruch des Leopoldsbergs? - Dort wird kein Haken halten, kein Klemmkeil, kein Friend, nichts. Dort werden Sie sich reinbetonieren müssen. Wo wollen Sie mit einem behelfsmäßigen Rettungsgerät, einer Zweischiverschraubung oder einer Biwakschleife üben? Wo wollen Sie in Wien abseilen im alpinen Gelände oder abfahren? (Heiterkeit.) Und lachen Sie nicht, Kollegen, ich erfinde das alles nicht, sondern das ist im § 19 Abs. 4 normiert. 

Der geht davon aus, dass für das Schifahren und für das Schitouren gehen die entsprechenden Kenntnisse vorhanden sein müssen. 

Ich lese Ihnen ein paar vor: Bewegungslehre, Unterrichtslehre, gut, Lehrsaal geht gerade noch. Ausrüstungs- und Gerätekunde - Intersport oder sonst irgendeine Firma. Schnee- und Wachskunde - Schneekunde wird schon schwierig. Lawinenkunde - praktisch auch sehr schwierig. Wetterkunde in Wien - na gut, aber den Nebel und den Schneesturm zeigen Sie mir einmal, in dem Sie sich selber bewegen. Alpine Gefahren - theoretisch möglich, ich habe es praktisch dargestellt - nein. Fachspezifischer Unterricht für Kinder, et cetera, et cetera.

Aber noch einmal zurückkommend auf den Schiführer. Was muss denn ein Schiführer können, wenn Gefahr droht? - Nicht nur erste Hilfe, sondern er muss in der Lage sein, alleine oder in der Gruppe über Nacht im freien Gelände bei Witterungsbedingungen, die die meisten von Ihnen sicher noch nie erlebt haben, zu übernachten. Dazu muss er können: eine Schneehöhle bauen, eine Schneegrube oder eine Schneehütte. Ich weiß nicht, ob jemand von Ihnen einmal schon so eine Hütte gebaut hat oder gar in ihr genächtigt hat. (Abg Harry Kopietz nickt.) Kollege, das freut mich. Ich habe schon mehrere Wochen in Schneehütten verbracht. Wir hätten sicherlich gemeinsam viel Spaß gehabt. (Allgemeine Heiterkeit.) 

Ich glaube schon, weil ich immer den einen oder anderen Roten, aber in dem Fall als Doppler mit habe. Das hätte Ihnen sicher geschmeckt. (Weitere allgemeine Heiterkeit.) Und glauben Sie mir, ich sage das nicht aus reinem Jux und Tollerei - ich habe das zu Anfang gesagt -, das ist eine ernste Angelegenheit. Ein Schiführer braucht diese Dinge nicht nur wirklich persönlich und muss das können und nachweisen, er ist auch verantwortlich, nämlich strafrechtlich.

Ich sage Ihnen, wenn Sie schon einmal bei Schnee und Eis Witterungsbedingungen, 2 Meter Sichtweite und Windgeschwindigkeiten, die Ihnen einen Gefrierungsfaktor auf der Haut von minus 20 Grad erzeugen, ohne Handschuhe ein Schneegeländer bauen, wenn es Ihnen das Gesicht erfriert und wenn hinter Ihnen Ihre Schüler oder Ihre Tourenkameraden zittern und bibbern, nur gehalten von einem, der Erwartung, dass Sie das als Schitourenführer können, dass Sie in der Lage sind, die Gruppe entweder über Nacht in einer Schneehütte unterzubringen oder am Geländer aufzusteigen, um auf anderer Strecke sicher abzufahren. Wenn Sie das schon einmal getan haben, dann würden Sie über dieses Gesetz und meine Ausführungen nicht lachen! Ich sage Ihnen, ich habe das nicht ein Mal getan, ich habe es nicht zehn Mal getan, ich habe es Hunderte Male getan und hinter mir Kinder, Jugendliche, Soldaten, für die ich immer wieder verantwortlich war.

Dies alles ist für die Wiener heute schon möglich. Jeder, der sich das leidensfähig genug antun will, besucht einfach die entsprechende Ausbildung in einem der Bundesländer oder in einer Einrichtung des Bundes und wird dort seine Prüfung machen können.

Kollege Ellensohn für Sie, für die Ostösterreicher ist das nicht so angenehm, vor allem, wenn man es in Vorarlberg macht. Ich habe das am eigenen Leib erlebt. Die Vorarlberger sagen dann gerne "Mundl" zu einem. Das freut einen wenig, aber es spornt dann an. (Abg Dr Matthias Tschirf: Weil sie eine andere Aussprache haben!) Ja, ja. Es führt dazu, dass man vielleicht auch Kursbester werden kann und es zeigt vor allem, dass es dazu kein Wiener Landesgesetz benötigt.

Und Frau Landeshauptmann-Stellvertreter, ich muss Sie leider einfach noch einmal fragen: Wie wollen Sie denn all diese Dinge, die ich aufgezählt habe und die das Gesetz normiert, tatsächlich nicht nur in Wien durchführen, sondern auch überprüfen lassen, und vor allem am Standort Wien, den Sie selbst definiert haben? Sie müssen daher verstehen - da können wir nicht zustimmen. Dieses Gesetz ist schlicht unvollziehbar! Es ist in sich widersprüchlich und es ist verfassungswidrig! Ich verweise noch einmal auf den § 3, den Standort und die genaue Definition. 

Ich versuche einige Beispiele zu bringen, warum ich das glaube: Die Bundesverfassung normiert in ihren Bestimmungen das Gebiet der Bundesländer, die Zuständigkeiten der Länder und den örtlichen Wirkungsbereich. 

Klar ist, der örtliche Wirkungsbereich eines Landesgesetzes kann nicht über das Land hinausgehen, außer ein Land vereinbart mit einem anderen Land das. Und um ein Beispiel zu nennen, das dem einen oder anderen, der vielleicht nicht so ein guter Schifahrer oder gar ein Schilehrer ist, klar zu machen: Ein Osttiroler, der in Kärnten nach Tiroler Jagdgesetz jagen will, ist kein Jäger im Sinne des Gesetzes, sondern ein Wilderer! Und so verhält es sich auch mit dem Wiener Schilehrer, der dieses Gesetz in Wien ausüben will. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich wüsste nicht, welche Landesregierung, welches Land sich das auf Dauer lange gefallen lassen würde, dass in seinem Landesgebiet auf Grund eines Wiener Gesetzes der Schischultätigkeit nachgegangen wird. Vielleicht gibt es so eine Vereinbarung, Frau Landeshauptmann-Stellvertreter, mit irgendeinem anderen Bundesland, aber dann sagen Sie es uns. Bis dato wissen wir nichts davon. Denn ich glaube, sowohl die Steirer als auch die Niederösterreicher würden dem rasch einen Riegel vorschieben. Es geht ja um die Ausübung des Gewerbes. Da hilft keine Männerfreundschaft von Landeshauptleuten, das wird nichts nutzen, weil beim Geld hört sich in Niederösterreich bekanntlich immer der Spaß auf. Beispiele sind bekannt: Marchfeldkanal, U‑Bahn-Finanzierung, et cetera.

Geschätzte Damen und Herren! Dies alles lässt für mich nur einen Schluss zu: Eigentlich dient dieses Gesetz nicht dem Zweck der Ausübung oder der Lehre des Wiener Schischulwesens in Wien, sondern es geht darum, was im Vorblatt eigentlich intendiert wird: Es sollen Prüfungen von bisher nicht zugelassenen Schilehrern, die vielleicht all die Erfordernisse, die ich angeführt habe, nicht erfüllt haben, zugelassen werden, sofern sie in anderen Bundesländern bereits einen solchen Kurs absolviert haben, aber nicht von der dortigen Landesre-gierung geprüft, sondern von Wiener Schischullehrern, die dazu keine Berechtigung hatten.

Und das stimmt mich schon etwas bedenklich, nicht nur grundsätzlich, sondern auch vom Sprachgebrauch her. Das ist eigentlich kein Wiener Schischulgesetz, das wir da beschließen, das ist ein Wiener Schischullehrerprüfungsanerkennungsgesetz. Das ist der § 20 im Gesetz. Seien Sie ehrlich! Eine Bestimmung, um die es wirklich geht. Es geht darum, nachträglich Prüfungen anzuerkennen, und Sie werden kaum von uns verlangen können, ein Gesetz zu beschließen, das sich nur auf Prüfungen bezieht und nicht auf den tatsächlichen Inhalt.

Ich versuche daher am Schluss noch einmal zusammenzufassen, worum es eigentlich bei unserer Ablehnung geht: Das Gesetz ist in sich unschlüssig, eigentlich, wenn man die Bestimmungen genau nehmen würde, rechts- und verfassungswidrig. Es ist unökonomisch, denn eigentlich soll nur ein einziger Paragraph vollzogen werden, und es hat den viel leichteren Weg nicht beschritten und den eigentlich verfassungskonformen, nämlich eine Vereinbarung mit einem oder mit mehreren anderen Bundesländern zu schließen. Das sind für mich Argumente, die mich davon überzeugen, diesem Gesetz nicht meine Zustimmung zu geben. 

Frau Landeshauptmann-Stellvertreter, zum Schluss eine Bemerkung: Lesen Sie das Vorblatt des Gesetzes genau, Burgenland hat als einziges Bundesland außer Wien kein Schischulgesetz. Das ist gut so und so sollte es auch in Wien bleiben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Herr Landtagsabgeordneter, ich bin sehr froh darüber, dass Ihnen die Vorlage des Wiener Schischulgesetzes Gelegenheit gegeben hat, Ihren Einstieg in diesem Haus mit einer Gesetzesmaterie zu dokumentieren, dass Sie dieses Gesetz intensiv gelesen haben, sich damit auseinander gesetzt haben, Ihre Argumente dafür gefunden haben und Ihre erste Rede in diesem Haus gehalten haben. 

Das ist eine gute Grundvoraussetzung und ein guter Einstieg, denn jeder, der in diesem Hause tätig ist, egal für welche Partei, hat die Pflicht, sich mit den Vorlagen, die in diesem Haus zur Beschlussfassung vorgelegt werden, mit dieser Intensität zu beschäftigen. 

Sie sind allerdings erst gegen Ende Ihrer Rede zu einem sehr wichtigen Blatt gekommen, nämlich jenem Blatt, das erläutert, warum dieses Gesetz diesem Haus vorgelegt wird. Sie haben es jetzt ja auch zitiert und wenn man das gelesen hat, dann weiß man auch, warum, und dann ist es anerkennenswert und dementsprechend auch mit Applaus bedacht worden, dass Sie zur Unterhaltung Ihrer Fraktion beigetragen haben. Nichtsdestotrotz ist dieses Gesetz eines, das aus gutem Grund beschlossen wird, wenn auch - und darüber braucht man nicht zu diskutieren und auch nicht die Abhandlungen hier zum Besten geben - jedem Wiener und jeder Wienerin klar ist, dass wir nicht jene Landschaftsformationen haben wie andere Bundesländer.

Nichtsdestotrotz bin ich überzeugt davon, dass es wichtig ist, dieses Gesetz zu beschließen, weil es die Grundvoraussetzung dafür ist, dass auch Wienerinnen und Wiener, wenn sie die dementsprechenden Prüfungen abgelegt haben, als ausgebildete Fachkräfte anderswo anerkannter Weise tätig sein können.

In diesem Sinne bitte ich den hohen Landtag, auch diesem Gesetz die Zustimmung zu geben.

Präsident Johann Römer: Danke. - Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das Gesetz ist somit in zweiter Lesung ebenfalls mehrstimmig beschlossen. 

Postnummer 4 (01977/2002-MDALTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Sozialhilfegesetz - WSHG geändert wird.

Berichterstatterin hiezu ist Frau LhptmStin Laska. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Ich bitte Sie auch hier um Zustimmung zu dieser Gesetzesvorlage. 

Präsident Johann Römer: Danke. - Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen diese Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Jerusalem. Ich erteile es ihr.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die GRÜNEN werden, wie schon im Ausschuss, dieser Novellierung nicht zustimmen. Ich gehe davon aus, dass Sie alle den Gesetzesentwurf gelesen haben und jetzt meine Aufgabe nicht darin besteht, noch einmal genau zu beschreiben, was da drinnen steht.

Selbstverständlich ist es so, wenn jemand um Sozialhilfe ansucht, dann muss man, um beurteilen zu können, ob es sich tatsächlich um einen hilfsbedürftigen Menschen handelt und ob jemand tatsächlich berechtigt ist, Sozialhilfe zu erhalten, bestimmte Informationen haben, um das beurteilen zu können. Das war bisher schon so und wird sich auch in Zukunft nicht ändern. Das heißt, dass dieser Mensch Daten, nach denen er gefragt wird, vorzulegen hat, ist selbstverständlich. 

Es war schon bisher so, dass natürlich die MA 12 bei verschiedenen Stellen abgefragt hat, welche Daten über diesen Menschen vorliegen. Schon da war bei uns oft der Verdacht, dass diese Form unzulässig ist und nicht dem Datenschutz entspricht. 

Nunmehr wird aber mit dem neuen Gesetz auch etwas Neuartiges hergestellt. Es werden nämlich verschiedene Einrichtungen aufgefordert, über Tatsachen direkt Auskunft zu erteilen, also ohne Involvierung des durchgeleuchteten Menschen. Die Bundes- und Landesbehörden, die Gemeinden, die Träger der Sozialversicherung, das Arbeitsmarktservice sowie die Gerichte haben dem Magistrat direkt Auskunft zu geben, in Bezug auf viele Punkte, die in 19 Punkten detailliert und präzise aufgeführt sind. Ebenso ist der Dienstgeber verpflichtet, alle Daten herauszugeben. Ebenso sind die Vermieter verpflichtet. Und es handelt sich gar nicht nur um die Daten des Hilfe suchenden Menschen, sondern es handelt sich auch um die Daten all jener, die ihm gegenüber unterhaltsberechtigt und unterhaltsverpflichtet sind. Das heißt, es werden mit demjenigen, der ansucht, gleich eine ganze Reihe weiterer Menschen ebenfalls durchleuchtet. Diese Daten werden über EDV vermittelt, es werden Daten verknüpft. 

Unsere Kritik daran ist, dass hier tatsächlich der "Gläserne Mensch" hergestellt wird und es sind die Sozialhilfebezieher, und das ist natürlich auch kein Zufall, um welche Gruppe von Menschen es sich handelt. Aus diesen Menschen wird der "Gläserne Mensch" gemacht und selbstverständlich gibt es von Seiten der GRÜNEN dazu keine Zustimmung. 

Warum ich mich aber auch zum Wort gemeldet habe, das sind die Erläuternden Bemerkungen dieses Gesetzes und da wiederum vor allem der Besondere Teil, denn in diesem Besonderen Teil wird auch darauf hingewiesen, dass ja der Sozialhilfeträger, so wie es auch im Gesetz drinnen steht und wie es auch meiner Meinung nach gut ist, auch dann tätig werden muss und Sozialhilfe zu gewährleisten hat, wenn der Antragssteller gar keinen Antrag stellt, sondern einfach in einem Krankenhaus zum Beispiel als besonders hilfebedürftig auffällt. Nunmehr wird in diesem Gesetz auch geregelt, dass selbst jemand, der gar nicht selber ansucht, von dem man nur ganz offensichtlich sieht, dass er der Hilfe bedarf, auch ohne seine ausdrückliche Zustimmung diese Daten von den Behörden ebenfalls eingehoben werden können. Da geht man also noch einen Schritt weiter und durchleuchtet sogar einen Menschen und sein Umfeld, ohne dass er auch nur einen Antrag stellt. Der "Gläserne Mensch" wird hier hergestellt, aber in einem Ausmaß, das noch weit über das, was man sich noch vor wenigen Jahren vorstellen hätte können, hinausgeht. 

Ich möchte Sie in diesem Zusammenhang daran erinnern, dass immer dann, wenn Mitglieder der Opposition, und in allen Parteien wurde das bereits getan, Fragen und Bitten stellen - wer hat außer dem Subventionsempfänger noch um eine Subvention angesucht, um das selbe, um die selbe Leistung zum Beispiel anzubieten? -, dann wurde uns immer mitgeteilt: Das geht nicht, weil das nicht dem Datenschutzgesetz entspricht. Es wird ja immer skurriler, dieses Argument, denn auf der einen Seite werden Sozialhilfesuchende zu gläsernen Menschen gemacht und auf der anderen Seite verbarrikadiert man sich immer dann hinter dem Datenschutzgesetz, wenn’s einem politisch gerade passt. 

Ich möchte Ihnen aber auch noch etwas zu der Begründung, die da weiters in den Erläuternden Bemerkungen drinnen steht, sagen, und zwar wird an vielen Stellen - auf Seite 4, auf Seite 5, auf Seite 6, auf Seite 7 - immer wieder darauf hingewiesen, dass es bei der Sozialhilfe, wo es um besonders bedürftige Menschen geht, auch darum geht, dass das Sozialamt besonders rasch tätig wird. Besonders rasch! Diese Aufforderung, besonders rasch jemand besonders Hilfsbedürftigen zu helfen, hat ja schon bis jetzt gegolten. (Abg Martina Malyar nickt.) Frau Abg Malyar nickt auch zustimmend. 

An einer Stelle steht: "Hilfe muss rechtzeitig gewährleistet werden". An einer anderen Stelle steht: "...um ein rasches Tätigwerden der Behörde zu ermöglichen". An einer weiteren Stelle steht: "Es geht um die Festschreibung des rechtzeitigen Einsetzens der Sozialhilfe." An einer weiteren Stelle steht: "....hat die Sozialhilfe rechtzeitig einzusetzen" und so weiter. Das ist da hier sehr genau und im Detail festgeschrieben.

Mich erreichen aber in den letzten Wochen vermehrt Nachrichten von Menschen, die um Sozialhilfe ansuchen, dass es immer länger dauert, dass man Termine überhaupt erst in einem Monat bekommt, dass die Hilfe nicht rechtzeitig eintrifft und dass die Dinge insgesamt im Argen liegen und auch von oben so angewiesen werden. 

Deswegen möchte ich Ihnen auch zwei Briefe zur Kenntnis bringen, die ich erhalten habe. Es sind zwei unterschiedliche Fälle, wo es aber beide Male um Sozialhilfe geht. 

Hier schreibt mir jemand, und ich glaube, es ist für uns alle wichtig, über diese Briefe Bescheid zu wissen und nicht nur für mich: "Ich bin Dauerinvalid und beziehe die Dauerleistung der MA 12. Das Geld reicht gerade von einem Termin zum anderen." - Das ist, glaube ich, bei allen Dauerhilfebezieher so, denn es ist nicht viel Geld, was man da bekommt. "Gestern, am 15.5., wäre wieder ein Anweisungstermin gewesen, aber das Geld ist nicht gekommen, auch heute nicht." Das war dann der 18.5. Also auch drei Tage später ist das Geld nicht da gewesen. "Heute habe ich im Sozialreferat bei meiner Referentin angerufen und erfahren müssen, dass durch ein Versehen die Leute, die ein Konto besitzen, mit der Dauerleistung am 17. und die Leute, die es per Post bekommen, erst am 21. mit dem Geld rechnen können. Also nicht am 15., sondern am 21., obwohl das Geld ja wirklich nur von einem Termin zum Nächsten auf das Allerknappste reicht. Das ist nun schon das zweite Mal. Vor Monaten war die Auszahlung auch um Tage verzögert, wenn auch nicht so krass wie dieses Mal. Ich hatte gestern nur noch 73 Cent." - 73 Cent für 6 Tage! Und da hätte ich ganz gern, dass mir irgendwer einmal vormacht, wie das funktionieren soll. Selbst wenn man zu Hause eine volle Vorratskammer hat, wird es da sehr eng und sehr schwierig. 

"Mir ist das Versehen unverständlich. Schließlich läuft die ganze Verrechnung ja über EDV, denke ich zumindest. Wenn das 'das Sozialamt neu' ist, dann kann ich gerne darauf verzichten und wünsche mir das 'Sozialamt alt' zurück, wo die Anweisungen immer pünktlich kamen. Ich habe einen Freund, von dem ich mir heute Geld bis zum 21. leihen konnte. Aber ich denke an die vielen Dauerleistungsbezieher, die keine Freunde haben, und nun ohne Geld dastehen." 

Er hat auch um einen Vorschuss gebeten, den er nicht erhalten hat, der vom Sozialamt einfach abgelehnt wurde. Also ich denke mir, das sind soziale Härten, die man in Wien nicht erwartet, denn in dem Fall haben wir sowohl mit einer schlechten Verwaltung, als auch mit einer unglaublichen Härte und Herzlosigkeit zu tun, die dem Sozialamt nicht gut ansteht. 

Ich möchte Ihnen daher auch noch einen zweiten Brief zur Kenntnis bringen, den wer anderer geschrieben hat: "Gestern, am 24.6., war ich am Sozialamt, und ich hatte alle notwendigen Unterlagen und Dokumente mit dabei. Ich wollte nachfragen, ob ich zu meiner Notstandshilfe einen Anspruch auf Richtsatzausgleich habe. Beim AMS wurde ich aufmerksam gemacht, dass ich zu wenig Geld monatlich für fünf Personen, also für meine Familie, zur Verfügung habe. Außerdem wollte ich wissen, wie man in den Genuss des einmal jährlich ausgezahlten Gewandzuschusses für einen Fünf-Personen-Haushalt kommt. Zwei Sozialhilfeempfängerinnen waren vor mir" - also nicht gerade ein überfülltes Zimmer, tät' ich einmal sagen, bei zwei Leuten, die da warten - "und die sind auch dann ziemlich gleich gegangen." Das war um 9.40 Uhr. Also der Herr ist ja nicht kurz vor Schluss der Einreichungsmöglichkeit gekommen. 

"Ich wartete also alleine im Warteraum eine halbe Stunde lang. Dann wurde mein Meldezettel verlangt und ich bekam einen Termin für den 25. Juli, also für einen Monat später, wo ich mit all meinen Dokumenten, die ich gestern vorlegen wollte, vorsprechen solle." Das heißt, die haben den Mann mit allen seinen Dokumenten wieder nach Hause geschickt und "Tschüss" und haben gesagt, kommst in einem Monat wieder. "Weit und breit waren keine anderen Parteien in Sicht. Ich saß alleine in dem Warteraum und wartete. In einem Monat werden die Daten aufgenommen und geprüft und eine Kfz-Lenkererhebung wird nach dem persönlichen Termin durchgeführt. Da es wirklich finanziell extrem knapp ist, rechnete ich in der dritten Juliwoche mit etwas zusätzlichem Bargeld. Ich erlaubte mir höflich nachzufragen, seit wann das so ist mit einem Monat zusätzlicher Zeitverzögerung, dass man also erst in zwei Monaten zu einem Bezug kommt, sofern ein Anspruch besteht. Bis vor wenigen Monaten war es noch so, dass man eben nur ein Monat gebraucht hat. Auf meine bohrenden Fragen antworteten mir zwei Referentinnen stammelnd und meinten, dass dies seit einigen Monaten" - daher auch die vielen Nachrichten, die mich ereilen - "laut einer Bestimmung aus der Zentrale so gehandhabt wird. Also wer es dringend braucht, soll zwei Monate statt wie bisher nur einen Monat lang auf das so bitter notwendige Geld warten. Auf diejenigen, die keine Lobby haben, wird hinuntergedrückt mit aller Härte und das von der SPÖ, die in Wien das Sagen hat und an der Macht ist und so sehr für das Sozialvolksbegehren eingetreten ist." 

Ich denke, auch dieser Fall zeigt eindeutig auf, dass diese vielgerühmte Verwaltung, die in Wien ach so gut funktioniert, wenn es um Sozialhilfeempfänger geht, dann doch nicht das bringt, was man sich eigentlich erwarten sollte, nämlich rasche Hilfe für wirklich Hilfsbedürftige. 

Ich bin neugierig, was Sie dazu zu sagen haben, und ich bin neugierig, mit welchen Argumenten man erklärt, dass jemand, der dringend Geld braucht, weil er nämlich keines mehr hat und das auch nachweisen kann, zwei Monate warten muss, bis er das Geld dann auch tatsächlich bekommt. Auf diese Begründung bin ich schon sehr, sehr neugierig. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Sie wissen, dass es immer wieder im Bereich der Sozialhilfe derartige Vorkommnisse gegeben hat und vermutlich geben wird. Ich möchte aber auch, dass Sie wissen, dass die GRÜNEN das ablehnen, kritisieren und nicht müde werden, diese Fälle auch ans Licht der Öffentlichkeit zu bringen und Ihnen mitzuteilen, nicht um zu streiten, sondern damit im Rahmen der Sozialämter eine andere Weisung erteilt wird und damit sichergestellt ist, was in der Begründung des neuen Gesetzes auch drinnen steht, nämlich rasche Hilfe für wirklich Bedürftige. 

Das schreibt man nicht nur in die Erläuterungen eines Gesetzes hinein, sondern das hat man zu machen! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und der Abg Ingrid Korosec.)  

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Ing RUDOLPH zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Hoher Landtag! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Präsident! Frau Berichterstatterin!

Berthold Brecht schreibt in der "Dreigroschenoper" oder lässt hier Peachum - Peachum ist bekanntlich jener Geschäftemacher, der Not und Armut als Mittel zum Zweck für seine Geschäftstätigkeit gebraucht, missbraucht - über die Unsicherheit der menschlichen Verhältnisse sagen: "Die Welt ist arm, der Mensch ist schlecht. Wer wollt auf Erden nicht ein Paradies, doch die Verhältnisse, gestatten sie's? Nein, sie gestatten's eben nicht." Peachum schließt dann hier und sagt: "Ja menschlich sein, wer wollt es nicht?"

Als ich dieses Gesetz das erste Mal gelesen habe, ist mir zugegebenermaßen die "Dreigroschenoper" in Erinnerung gekommen. Die genaue Passage habe ich dann erst wieder beim Durchlesen gefunden, aber ich glaube es ist jene, die den Spannungsgegensatz recht gut beschreibt, in dem man sich hier auch im Bereich der Sozialpolitik bewegt: Auf der einen Seite Hilfe zu geben, Unterstützung zu geben, den unverschuldet in Not Geratenen, auf der anderen Seite aber genau das zu tun, wofür Verwaltung und Gemeinschaft auch verpflichtet sind, nämlich sicherzustellen, dass dieses solidarische Handeln nicht auch missbräuchlich verwendet wird. Dass es missbräuchliche Verwendung auch gibt, wissen wir, und die Beispiele werden ja immer wieder auch sehr prominent beschrieben.

Daher ist das, was hier im Allgemeinen Teil in den Erläuternden Bemerkungen dieses Gesetzesentwurfs steht, auch ehrlich, richtig, aufrecht und zu unterstützen, nämlich dass man sich hier genau über die Tatsachen Kenntnis verschaffen möchte und dementsprechend Hilfeleistung gibt, aber auch natürlich den Kostenersatz durch den Hilfe Suchenden und seine zum Kostenersatz nach dem Wiener Sozialhilfegesetz verpflichteten Angehörigen auch entsprechend dem tatsächlichen Vermögen zu den entsprechenden Leistungen verpflichten muss.

Das ist in Ordnung so und ich glaube auch, dass das etwas ist, was die Gesellschaft, die ja die Sozialhilfe finanziert, auch mit Fug und Recht in Anspruch nehmen kann, dass auch hier eine entsprechende Kontrolle passiert.

Das, was wir von den GRÜNEN als das Recht auf die bezahlte Faulheit kennen, dieses sozialpolitische Modell, werden wir mit Sicherheit nicht unterstützen. Wir haben es nicht unterstützt und werden es auch zukünftig nicht unterstützen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Das ist keine Behauptung, sondern das ist auch anlässlich der letzten Wiener Landtags- und Gemeinderatswahl programmatisch festgelegt worden. Alleine die Tatsache, dass Sie Stimmen gewonnen haben, wird mich daran nicht hindern zu meinen, dass das kein Modell ist, das zukunftsträchtig ist, weil das Recht auf bezahlte Faulheit, wo man Sozialhilfe zwar kassiert, aber keine Leistung erbringt und auch nicht den Nachweis erbringen muss, ob man sie in Wahrheit auch tatsächlich benötigt, das ist verantwortungslos und das kann es wohl nicht sein.

Aber der zweite Teil in diesen Erläuternden Bemerkungen lässt schon auch einen anderen pointierten Vergleich zu, denn wenn hier nunmehr zwar nicht gesetzlich normiert aber doch in diesen Erläuternden Bemerkungen als Absicht formuliert wird, in Zukunft Hilfe ohne Auftrag zu erteilen, dann ist das - und jetzt sage ich einmal, wäre es ernst gemeint - durchaus sehr problematisch. Denn Hilfe ohne Auftrag ist etwas, was der Medizin vorbehalten ist und auch der nur in Ausnahmefällen. Hier eine auch noch so gut gemeinte ex lege-Entmündigung als Motiv zugrunde zu legen, da sage ich einmal, da ist der katholische Ablasshandel direkt noch ein seriöses Geschäft gewesen gegen das, was hier behauptet wird, dass man möchte.

Ich verstehe dieses scheinbar schlechte Gewissen nicht, das man hier in diesen Erläuternden Bemerkungen zum Ausdruck bringt, denn vorzugeben, ich muss sehr, sehr viele Informationen einsammeln, um jeden Einzelnen genau beobachten zu können, ob er sich jetzt der Grenze der Sozialhilfebedürftigkeit nähert und dann in tiefer Sorge um den jeweils Einzelnen mit der Sozialhilfe bei der Handhabe rechtzeitig vor Ort zu sein, damit man möglichst rasch Hilfe geben kann, daran glaube ich schlicht und einfach nicht. Ich glaube nicht, dass das tatsächlich das ist, was die Verwaltung tun möchte, nein, was sie auch gar nicht tun kann, weil sie wäre in Wahrheit unglaublich überfordert. Es würde Orwell'sche Dimensionen überschreiten, wenn man versuchen würde, genau diese Absicht, die man hier ja Gott sei Dank nur in den Erläuternden Bemerkungen beschrieben hat, auch in die Tat umzusetzen, sondern es geht darum - und das soll man hier auch klar sagen, daher werden wir dieses Gesetz auch unterstützen -, das entsprechende Maß an Kontrolle zum Tragen zu bringen. Das ist notwendig, denn nicht nur Macht bedarf Kontrolle, sondern auch wer Leistungen der öffentlichen Hand in Anspruch nimmt, hat auch das Recht, nein, hat auch die Pflicht, Kontrolle der Gelder zu akzeptieren.

Weil ich Berthold Brecht zitiert habe und die "Dreigroschenoper". Sie wissen ja, Sie haben das alle in der Schule gelernt oder vielleicht später einmal gelesen, gehört, gesehen: In der "Dreigroschenoper" geht es nicht nur um den Peachum, sondern da geht es auch um ein ganz spezifisches soziales Problem. Es geht um das spezifische soziale Problem, das sich hier der organisierten Sozialhilfe der Gemeinschaft entzieht. Es geht beispielsweise auch darum, wie man neben den Einrichtungen, die Staat und Gemeinschaft vorsehen, um nicht Not erleiden zu müssen, trotzdem zu Geld kommt. Ich meine die Bettelei. Es geht in der "Dreigroschenoper" um organisierte Bettelei. Die "Dreigroschenoper" wurde 1928 geschrieben, aber das Phänomen der organisierten Bettelei haben wir auch 2002. Wir haben es 2002, wir haben das Phänomen der organisierten Bettelei auch in Wien. 

Wenn man so mit der U‑Bahn fährt und durch die Straßen geht, dann kann man das erleben. Freilich, wenn man nur im Dienstwagen sitzt und zwischen Wohnsitz und Rathaus hin und herpendelt, dann wird man möglicherweise von der Bettelei verschont, dann sieht man sie nicht. Aber wer eifrig die U‑Bahn benutzt, mit der Straßenbahn fährt, zu Fuß geht, kann das erleben, auch Radfahrer werden das sehen.

Organisierte Bettelei ist ein interessantes Phänomen. Kaum wird das thematisiert und werden hier stärkere polizeiliche Maßnahmen etwa auch des Wiener Bürgermeisters und Landeshauptmanns eingefordert, ist plötzlich ein deutlicher Rückgang zu merken. Aber das alleine kann es ja nicht sein, dass man hier immer wieder einmal über die Medien sagt, was man nicht haben möchte, denn dazu ist man hier mit Regierungsmacht und Vollzugsmacht ausgestattet. 

Da vermisse ich beispielsweise, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, Ihren Einsatz, etwa wenn es darum geht: Was tut denn die Stadt ganz konkret gegen den Missbrauch von Frauen und Kindern für die organisierte Bettelei? Die Kinder tun das nicht freiwillig und die Frauen, behaupte ich einmal, die da sitzen und ihre Armut präsentieren, präsentieren müssen und mit der Not und mit dem Elend so wie Peachum hier Geschäftemacher unterstützen, tun das auch nicht freiwillig, weil diejenigen, die von der Bettelei profitieren, nicht diejenigen sind, die bei den U‑Bahn-Abgängen sitzen. Das sind nicht die, die in den Durchgängen sitzen und das sind nicht die Kinder, die mit rotzverschmierter Nase und dreckigem Gewand an zugigen Stellen in dieser Stadt sitzen müssen. Das sind nicht die Profiteure! 

Die Stadt Wien hat selbstverständlich das rechtliche Instrumentarium, um dagegen vorzugehen. Jugendschutzgesetz beispielsweise. Aber was tut sie? Wegschauen? Warten, bis sich das Problem, wie auch immer, von selber erledigt? - Das kann nicht die Maxime der öffentlichen Verwaltung sein zu sagen: Ich will es nicht sehen, weil es mir unangenehm ist, und nichts tun. Hier immer wieder von Menschenverachtung zu reden, in jedem möglichen Kontext von Menschenverachtung zu reden und dann diese gelebte Menschenverachtung, die draußen vor den Toren stattfindet, hinzunehmen, darauf zu warten, dass es dunkel wird, dass die Autobusse mit den organisierten Bettlern wieder die Stadt verlassen, das ist zu wenig. Das ist zu wenig, meine Damen und Herren!

Frau Vizebürgermeisterin! Es hätte mich wirklich gefreut, dazu von Ihnen auch medial etwas zu lesen, zu sehen, zu hören, was Sie hier für eine Position einnehmen. Ich habe leider nichts vernommen. Aber vielleicht gibt der heutige Nachmittag uns noch die Möglichkeit, hier etwas zu unternehmen oder gibt Ihnen die Möglichkeit, hier Position zu beziehen. 

Ich glaube, dass die Sozialhilfe als ein ganz wesentliches Element von sozialpolitischer Tätigkeit ein Kernelement unseres politischen Wirkens darstellt und natürlich auch die Kontrolle dazugehört. Ich könnte mir gut vorstellen, dass ein derartiges Gesetz auf Bundesebene, ein vergleichbares Gesetz auf Bundesebene initiiert und umgesetzt, gerade im Bereich der Sozialdemokratie einen massiven Widerstand ausgelöst hätte. "Unglaublich", hätten wir alle gehört, "diese Kontrolle, der Gläserne Mensch und da wird der Einzelne bis in seine intimsten Details verfolgt!" So ähnlich hätte es wahrscheinlich gedröhnt. Wenn ein anderer Redner der GRÜNEN hier das Wort ergriffen hätte, hätte der wahrscheinlich durchaus auch so ähnlich markige Worte gefunden.

Sie leben hier in Wien natürlich mit der Realität des Vollzugs und auch mit dem Diktat der knappen Kassen und müssen daher schauen, wie Sie mit dem Geld bestmöglich zu Rande kommen. Dabei unterstützen wir Sie, indem wir auch hier dieser Gesetzesnovelle unsere Zustimmung geben. Aber diese Zustimmung sollte durchaus eine wechselseitige sein. Da ist es gar nicht so wichtig, wer sich dann das Fähnchen anheftet, Erfolg gehabt zu haben. 

Ich habe mich wirklich gefreut, diese Woche bei der Durchsicht des Nachrichtenmagazins "profil" ein doppelseitiges Inserat des ÖGB zu lesen. (Der Redner zeigt das Inserat.) Ich halte das her: "Verhandlungserfolg des ÖGB". Kollege Driemer ist leider nicht da. Ich habe gedacht, ich mache ihm eine große Freude, wenn ich ihm das zeige, dass das wirklich schön ist. "Von der Reform der Abfertigung profitieren alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer". Jawohl, genauso ist es und ich glaube, dass in den Reihen des ÖGB hier auch so ein bisschen was wie Stolz und Freude mitschwingt, dass man hier bei diesem Gesetzeswerk mit dabei war. (Abg Godwin Schuster zeigt eine Tafel mit der Aufschrift: FPÖVP/ÖGB.) Ein Gesetzeswerk, das ja einen wirklichen Jahrhundertschritt nach vorne stellt. Sogar der ÖGB-Präsident Verzetnisch schreibt ja hier hinein: "Die neue Abfertigung für alle zählt zu den größten Reformen der 2. Republik". Na, das ist ja was. Die größten Reformen der 2. Republik! Das ist ja was! Und das - meine ich - könnte ja öfters sein. 

Also wenn ich mir anschaue, wie viele andere sozialpolitische Maßnahmen diese Bundesregierung initiiert hat und wo halt leider der ÖGB gemeint hat, es ist besser, man ist halt einmal dagegen. Bei dieser Reform ist er jetzt mit dabei, weil es schon schöner ist, bei diesem großen Reformvorhaben mit dabei zu sein, als sich nachher sagen lassen zu müssen, man war dagegen. 

Aber es gibt ja noch andere. Es gibt ja noch andere Reformen, die diese Bundesregierung schon durchgeführt hat und wo Sie halt leider nicht mit dabei waren. Aber Sie haben ja noch allemal die Chance, hier zu einer Haltungsänderung zu kommen.

Und Sie wissen, meine Damen und Herren, ich zähle ja - und jetzt mache ich ein so genanntes Outing - zu den wirklichen Fans der Frau Vizebürgermeisterin. Einer ihrer Kernsätze, die sie mir immer ins Stammbuch schreibt und ich habe das gut aufgenommen, ist der Kernsatz des Übens und Wiederholens. Das sagt sie mir bei jeder möglichen Gelegenheit. Üben und Wiederholen ist ja nicht nur in der Schule ein ganz wichtiger Grundsatz, sondern auch in der Politik. Es ist ja nicht so, dass ich reflexartig immer sage, das kommt von einer Genossin und daher ist das schon falsch. Das ist ja nicht wirklich das, was einen Freiheitlichen auszeichnet. Das ist vielleicht etwas, was jemanden, der einer anderen Fraktion angehört, auszeichnet, der sagt: Das kommt von einer anderen Fraktion, daher ist es schon falsch. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Nein, ich gehe ja durchaus auf das Inhaltliche ein und daher: Üben und Wiederholen. 

Ganz in diesem Sinne des immer wieder Aufgefordert-Werdens zu Üben und Wiederholen mache ich das, aber nicht, damit wir schlussendlich dann gemeinsam im Chor singen können. So weit will ich es ja wohl wirklich nicht treiben. Aber vielleicht auch ein bisschen animiert dadurch, dass Sie Ihre Bierdeckel, die Sie noch zu Beginn der Woche so wie ich weiß nicht wie bei einem Herbalife-Kongress oder bei einer Versammlung von Tupperware-Vertretern mit großer Leidenschaft getragen haben, ja mittlerweile auch abgenommen haben. Es zeigt ja, dass die Debatte hier Gott sei Dank auch ihre Wirkung entfaltet und vielleicht wird's dann noch besser und Sie applaudieren dann schlussendlich.

Wenn ich Sie einmal so an das Kinderbetreuungsgeld für alle erinnere und an die vier Kernpunkte, die es in diesem Zusammenhang gibt. Das ist ein ganz wesentliches sozialpolitisches Element, weil Sozialhilfe alleine kann es ja nicht sein. Also es kann ja nicht sein, dass es nur die Sozialhilfe gibt, sondern Sozialhilfemaßnahmen bedürfen ja einer Vielzahl von Tätigkeiten. Ob das jetzt auf Bundes- oder auf Landesebene ist, ist hier gar nicht so wichtig. 

Also dieses Kinderbetreuungsgeld für alle, das wir seit dem 1. Jänner mit 6 000 S haben, 436 EUR pro Monat, zweieinhalb Jahre für einen Elternteil, insgesamt drei Jahre für beide Elternteile mit einer Zuverdienstmöglichkeit von bis zu 14 600 EUR brutto je Kalenderjahr, das ist ja was. Da muss es ja bei Ihnen eigentlich wirklich eine große Freude geben, dass das frühere Berufsverbot, unter dem hauptsächlich Frauen gelitten haben, hiermit weitestgehend beseitigt ist. Dann kommt ja noch etwas dazu, auch was ganz Wichtiges: 18 Monate pro Kind pensionsbegründete Zeiten inklusive Krankenversicherung. Na, das ist was. 18 Monate Pension haben oder nicht haben, das ist schon was. Neu kam auch noch seit dem 1. Jänner die Erhöhung des Mehrkinderzuschlags auf 500 S oder 36 EUR pro Monat ab dem dritten Kind dazu. Mehr Familienbeilhilfe. (Abg Martina Malyar: Mehr Kindergärten!) Na ja, wenn es nicht mehr Kindergärten gibt - Kindergärten sind Angelegenheit der Gemeinde und wenn Sie hier sagen, es gibt nicht mehr Kindergärten (Abg Martina Malyar: Die Kindergartenmilliarde!), dann, glaube ich, kriegen Sie hier wirklich ein Problem. Zumindest einmal fraktionsintern werden Sie eines kriegen. (Abg Martina Malyar: Die Kindergartenmilliarde!) Aber es stimmt ja nicht. Also hier kann ich Sie schon beruhigen. 

Mehr Familienbeilhilfe ab 2003 für jedes Kind ab dem vierten Lebensjahr. Ab 2003, also das ist ja gar nicht mehr so weit weg, Erhöhung des Zuschlags für erheblich behinderte Kinder um 7,27 EUR, während Wien für zusätzliche Maßnahmen im Bereich der Behindertenpolitik kein Geld mehr hat. Also auch hier gilt natürlich das Diktat der knappen Kassen und es wird hier auf der Bundesebene noch etwas unternommen. 

Unterstützung bei unerfülltem Kinderwunsch oder rechtliche Grundlagen für die anonyme Geburt sind hier noch zu nennen, oder die Verbesserung für pflegende Angehörige. Begünstigte Weiterversicherung in der Pensionsversicherung bei der Pflege von nahen Angehörigen, beitragsfreie Mitversicherung von Angehörigen, die Pflegegeld ab der Stufe 4 beziehen beziehungsweise von Angehörigen, die den Versicherten pflegen. Diese Hilfe, die ja dringend notwendig ist, und die Diskussion etwa um den Pflegenotstand - so wie Sie das immer bezeichnen - in den Spitälern, die zunehmend zu schließenden Stationen, weil es hier an pflegender Betreuung mangelt, da reagiert auch der Bund und hat hier entsprechend unterstützende Maßnahmen gemacht. 

Pflegegeldanspruch für behinderte Kinder ab der Geburt. Also, wenn das nicht Sozialpolitik in reinster Form ist, dann weiß ich nicht was! Und da sind Sie dagegen? Ich verstehe das eigentlich nicht. Ich verstehe es nicht, wieso Sie da dagegen sind. Auf der anderen Seite unterstützen wir Sie hier im Wiener Landtag gerne etwa beim Sozialhilfegesetz, dass Sie zu den notwendigen Daten kommen, um das auch treffsicher machen zu können. "Treffsicher" ist eine Diktion, die ich das erste Mal von einem SPÖ-Mandatar gelesen habe, der dann auch kurzzeitig einmal Bundeskanzler war. Er hat sich dann in ferne Länder abgesetzt. Sie kennen ihn wahrscheinlich eh. Ich will ihn gar nicht näher beschreiben. Und von dem stammt nämlich der Begriff "Treffsicherheit", gell!

Ja, was haben wir da noch? - Mehr Schutz und Hilfe für Kinder und Jugendliche. Härtere Strafen für Gewalt an Kindern. Nur Sozialtherapie alleine wird es nicht sein. Aber mehr Opferschutz. Mehr Opferschutz. Und Gleichstellung von Arbeitern und Angestellten. Das ist doch wirklich etwas Erstaunliches. Da tut es mir eigentlich Leid, dass der ÖGB hier nicht auch Inserate geschalten hat, doppelseitige Inserate geschalten hat und gesagt hat: Jawohl, jetzt haben wir es endlich zusammengebracht. Wir haben zwar jahrzehntelang regiert, das haben wir nicht zusammengebracht, aber jetzt ist es so weit, jetzt haben wir auch die Gleichstellung von Arbeitern und Angestellten, und so weiter und so weiter.

Ich will Sie hier nicht über Gebühr beanspruchen, weil es ja auch ein pädagogischer Grundsatz ist: Wenn man zu viel an Stoff zu vermitteln versucht, ist dann einmal die Aufnahmekapazität erschöpft. Das ist bei uns allen so. Da gibt es überhaupt keine Unterschiede und daher ist es besser, wir machen das in kleinen Dosierungen. 

Ich habe also jetzt mit einem Teil begonnen und Sie haben jetzt dann kurz die Möglichkeit, sich zu regenerieren, und zwar während wir hier den Redner wechseln, können Sie sich ein bisschen regenerieren. Wir werden dann mit den weiteren Rednern fortsetzen, damit Sie da nicht von diesen vielen, vielen, vielen Neuerungen, also mit so vielen Neuerungen überfordert werden, sondern Sie sollen das auch durchaus in den Sommer mitnehmen, um dann im Herbst zu wissen, wie man es wirklich besser macht. Sie brauchen sich ja nur die Politik der Bundesregierung anzuschauen. Sie wissen, wie man's besser macht und Sie haben offensichtlich gelernt. 

Ausfluss dieses Lernvermögens ist die Vorlage der heutigen Novelle zum Sozialhilfegesetz, der wir unsere Zustimmung geben werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Josef Wagner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren des Wiener Landtags!

Die heutige Änderung des Sozialhilfegesetzes finden wir für notwendig und wichtig. Ich sehe in der Änderung des Sozialhilfegesetzes sehr viel Positives, weil wir hier mit den elektronischen Abfragen, die die GRÜNEN zum Teil sehr stark kritisieren - wir sehen das aber positiv -, natürlich auch armen Familien und schwachen Personen rascher helfen können, ihnen rascher zu Geld verhelfen können. Ich sehe es aber auch positiv, weil wir hier mit dieser raschen Abfrage und Auskunft auch bessere Instrumentarien haben, um Sozialmissbrauch zu vermeiden. 

Ich sehe aber auch viele Notwendigkeiten in der Wiener Sozialhilfe, die von der sozialistischen Stadtregierung und von der zuständigen Stadträtin leider Gottes nicht wirklich voll wahrgenommen werden. Ich möchte nur das Beispiel Pazmanitengasse erwähnen, wo wir ein Tageszentrum für Obdachlose hatten, das von sehr vielen täglich angenommen wurde, wo sie hier einen Stützpunkt gefunden hatten, sich untertags Wäsche waschen konnten und so weiter. Die Frau Stadträtin hat noch im Mai auf eine Frage unseres Präsidenten Römer im zuständigen Ausschuss gesagt: Alles Gerüchte, und hat das alles noch dementiert. In der Zwischenzeit wissen wir: Geschlossen, zugesperrt. Dass eine andere Einrichtung hineinkommt, die sich um organisatorische Fragen kümmert, Frau Stadträtin, ist nicht wirklich der Ersatz für jene, die dort untertags ein Zuhause gefunden haben und die jetzt vermehrt wieder auf den Plätzen und auf den Straßen sind und dort zum Teil natürlich auch der Bettelei nachgehen. 

Dieses Resultat einer sozialistischen Politik ohne Herz schafft eben mehr soziale Härtefälle. Dazu kommt, dass wir, wenn wir uns Wien in den letzten Wochen angesehen haben und das ist ja auch durch die Medien gegangen, von einer Flut von Menschen konfrontiert sind, die zum Teil tatsächlich ihre Armut in Form der Bettelei bekämpfen. Ich kann mir zwar nicht vorstellen, wenn die Sozialisten immer wieder behaupten, dass hier das soziale Netz so dicht geflochten ist, dass es überhaupt noch jemanden geben könnte, der die Bettelei notwendig hat, aber ich kann mir schon vorstellen, dass der eine oder andere durch den Rost fällt und daher vom sozialen Netz nicht aufgefangen wird. 

Aber gerade diese Personen, sehr geehrte Damen und Herren, sehen sich in letzter Zeit auch einem Konkurrenzkampf ausgesetzt, weil, wie Sie wissen, hier ja gewisse Banden aus dem Ausland, die hier organisieren und täglich Bettlerbanden nach Wien bringen, die zum Teil in einem Haus in der Leopoldstadt untergebracht werden, dann ihrer "Arbeit" nachgehen, wo viele Frauen, wie schon ausgeführt wurde, und Kinder hier missbraucht werden. Da schauen Sie tatenlos zu! Das ist für Sie alles überhaupt kein Thema! 

Wenn Bgm Häupl einmal, nur damit er wieder schön in den Zeitungen vorkommt, etwas Positives sagt, nämlich da muss sich die Polizei drum kümmern, wo auch wir der Meinung sind, da soll sich die Polizei drum kümmern, aber einen Tag später dann von der Sozialistischen Jugend, vom Herrn Dworak, zurückgepfiffen wird und ihm der Herr Dworak dann sagt, das ist eine ... (Abg Jürgen Wutzlhofer: Das stimmt ja nicht!) Bitte? Das ist Ihr sozialistischer Jugendobmann, der Vorsitzende, der Dworak, bitte spricht vom Bgm Häupl von einer unerträglichen Hetze! Also, das muss sich der Herr Bürgermeister von seiner Jugend sagen lassen! Ich glaube nur, die Jugend hat schon Recht, weil der Herr Bürgermeister oder Landeshauptmann meint ja diese Äußerungen gar nicht ernst, sondern da gibt's wiederum Beruhigungspillen für die Wienerinnen und Wiener. Er hilft ... (Beifall bei der FPÖ.) 

Er hilft damit weder den betroffenen armen Wienerinnen und Wienern noch der Wohnbevölkerung, die sich durch dieses Phänomen zusehends belästigt und belastet fühlt. Aber er spielt den ausländischen Banden in die Hände, die sich nicht nur mit Bettelei beschäftigen, sondern auch mit Diebstählen, et cetera. Das ist ja auch schon organisiert. Und wenn Sie sich die Kriminalstatistik ansehen, dann werden Sie sehen, dass genau bei Diebstählen, bei leichten wenig, aber bei schweren Diebstählen die Steigerungsrate sehr groß ist. (Abg Godwin Schuster nickt.) Ja, ja, Herr Sicherheitssprecher Kollege Schuster, da nicken Sie. Das ist nicht ein Bundesproblem. Das ist ein Wiener Problem, weil wir in Wien die Polizei haben und weil wir in Wien ein Sicherheitspolizei- und ein Sozialhilfegesetz haben! Ein Landessicherheitsgesetz und ein Sozialhilfegesetz, für das Sie verantwortlich sind, aber das in Wahrheit nicht greift und Sie der Mafia nicht mehr Herr werden, wie in den Zeitungen täglich zu lesen ist! (Beifall bei der FPÖ. - Aufregung bei Abg Godwin Schuster.) 

Also ich glaube, in dem Fall hat Ihr sozialistischer Jugendobmann wirklich mehr Herz und mehr Hirn als so mancher, der in der Stadtregierung sitzt und der hier tatenlos zuschaut. 

Wir haben auch kein Verständnis bitte, wenn Herr Lhptm Häupl meint, verantwortlich sei die Polizei. Das ist seine Aussage. Aber jetzt sagt er noch etwas dazu: Er wird auch jedem Bettler noch einen Sozialhelfer zur Seite stellen. Na ja, sehr geehrte Damen und Herren, wir wissen, wie eng das Budget ist und wir beschließen heute eine Novelle zu diesem Sozialhilfegesetz. Ich finde darin keinen Passus, keine Änderung, wo das, was Bgm Häupl wieder einmal den Wienerinnen und Wienern verspricht, auch eingehalten wird, weil es keine Maßnahme gibt, dass mehr Sozialarbeiter da sein werden und schon gar nicht Sozialarbeiter, die ausländische Bettlerbanden begleiten könnten oder beobachten könnten oder das Problem lösen könnten. Wir zahlen ja ohnehin schon in manchen Härtefällen - und das ist den GRÜNEN ja zu wenig - Sozialhilfe auch an nichtösterreichische Staatsbürger. (Abg Susanne Jerusalem: Nein wirklich!) Ja, zahlen wir, ja, Sie finden das ja in Ordnung, nicht? (Abg Godwin Schuster: Da gibt es Menschen, die man so einteilt und so einteilt!) Nein, wir teilen nicht Menschen so in so ein, Herr Kollege Schuster! Was wir tun, ist, dass wir die Wienerinnen und Wiener sozial absichern wollen, dass Österreicher und Wiener zuerst kommen und dass wir uns dann um die Sorgen und Probleme kümmern können, die im Ausland unter Ihrem realen Sozialismus entstanden sind, der dort jahrelang die Menschen in Not getrieben hat! (Abg Godwin Schuster: Ja, ja! - Beifall bei der FPÖ.) 

Und wie wenig Herz und Politik Sie (Abg Godwin Schuster: Sie reden von Herz!) für sozial Schwache haben, zeigen auch Beispiele bei den Kindern. (Abg Godwin Schuster: Sie reden von Herz!) Vor einiger Zeit habe ich eine Anfrage an die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin in ihrer Funktion als zuständige Stadträtin gestellt. (Abg Godwin Schuster: Der Landeshauptmann von Kärnten!) Es geht um Wien! Es geht um Wien! Hier sind die Probleme! Hier gibt es soziale Not, wo Sie nicht bereit sind, den wirklich Berechtigten zu helfen, sondern Ihr Augenmerk ganz woanders hinlegen! (Abg Godwin Schuster: Sagen Sie mir ein Beispiel! Sagen Sie mir ein Beispiel!) Das ist der Fall und das wollen wir bekämpfen! (Abg Godwin Schuster: Nennen Sie ein Beispiel! So nennen Sie doch ein Beispiel!) Genauso wie wir bekämpfen wollen, dass es Bettlerunwesen und Diebstahlsunwesen gibt, das die Wienerinnen und Wiener schädigt, und wir dann in der Polizei kein Geld und keine Einsatzmöglichkeit mehr haben, um wirklich für Sicherheit und soziale Gerechtigkeit in Wien zu sorgen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Sie haben damals in einer Anfragebeantwortung gemeint ... (Abg Godwin Schuster: Sie wissen kein Beispiel!) Nachdem das Jugendamt für einen 13‑Jährigen 700 S monatlich Unterhaltsbevorschussung genehmigt hat - ein 13‑Jähriger soll davon leben! -, hat auch die Frau Stadträtin gemeint: Nein, das ist sicher nicht ausreichend. Nur, es ist bei dem Bescheid geblieben. Es gibt Fälle, da haben wir ganz einfach nicht mehr, da zeigen wir Härte, da sind wir hart. Aber dort, wo wir hart durchgreifen sollten, nämlich dort, wo Kinder zum Betteln und zum Stehlen missbraucht werden, da schauen Sie alle weg! Da sind Sie Sicherheitssprecher und sagen: Das Problem gibt's nicht, obwohl Sie, wenn Sie die Tageszeitungen lesen, täglich einen Aufmacher nach dem anderen haben. Sie schauen weg, der Herr Bürgermeister sagt: Ja, da soll die Polizei was tun und für euch ist das erledigt. Für uns nicht! Wir werden uns für die Armen und Schwachen in dieser Stadt einsetzen, aber wir werden Kriminalität und Bettlerunwesen bekämpfen! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Martina Malyar: Sagen Sie das dem Innenminister!) 

Herr Schuster, wir wollen, dass es in Wien ein Netz an Sozialhilfe und an sozialer Gerechtigkeit gibt, wo niemand mehr gezwungen sein muss, betteln zu gehen. In Wahrheit haben wir das ja fast erreicht. Daher könnten wir auch sehr einfach trennen und schauen, dass wir dort, wo sich heute viele Touristen, Wienerinnen und Wiener belastet und belästigt fühlen, Plätze frei machen von Bettelei. Ich weiß schon, ich spreche das jetzt, was Sie hier wahrscheinlich schon wieder anwerfen wollen - das ist ja menschenverachtend und so weiter -, ganz bewusst aus. Das ist Standard heutzutage fast auf der ganzen Welt. Das ist Standard heutzutage auf der ganzen Welt. Es gibt etliche Staaten ... (Abg Godwin Schuster: Polizei frei machen!) Bitte? (Abg Godwin Schuster: Polizei frei machen! - Abg Martina Malyar: Polizei frei machen!) Na ganz einfach: Wir wollen dem Herrn Landeshauptmann im Gesetz eine Verordnungsermächtigung geben, wonach der Landeshauptmann mit einer Verordnung Plätze, Einkaufsstraßen, U‑Bahn-Bereiche als bettelfreie Zonen erklärt, wo betteln verboten ist. 

(Abg Martina Malyar: Und automatisch sitzt dann keiner mehr dort, weil er sich vor dem Gesetz fürchtet?) Das weiß ich nicht, ob automatisch keiner mehr dort sitzt. (Abg Martina Malyar: Was heißt das weiter?) Solange Sie als Sozialisten in der Stadtregierung sind, werden weiter Personen dort sitzen, weil Sie die Gesetze nicht vollziehen wollen! (Abg Martina Malyar: Was heißt das weiter?) Wir sehen es ja bei der Prostitution. Da haben wir auch Verordnungen und Gesetze, nur Sie tun nichts, Sie schauen zu! (Abg Godwin Schuster: Wir haben keine Leute mehr! Nehmen Sie das zur Kenntnis!) Aber es wird sich irgendwann mit dieser Verordnung und einer anderen Stadtregierung wahrscheinlich die Möglichkeit ergeben, dass wir ... (Beifall bei der FPÖ. - Abg Godwin Schuster: Plätze, Straßen, U‑Bahnen, das alles wollen Sie freihalten?) 

Sie geben zu, Sie wollen dem Herrn Landeshauptmann keine Verordnungsermächtigung geben. (Abg Martina Malyar: Was heißt das weiter?) Wahrscheinlich haben Sie kein Vertrauen zu ihm! Danke, wird der Herr Landeshauptmann sagen. Wir hätten das Vertrauen, dass er mit einer Verordnung das Problem wesentlich besser in den Griff bekommt als jetzt. Sogar in Prag gibt es in der Zwischenzeit Überlegungen, wo sich der Stadtrat geäußert und gesagt hat, man braucht Verbotszonen, wo das Betteln verboten ist. In New York hat Rudy Giuliani, ein hervorragender Bürgermeister, aus einer furchtbaren, schlimmen Stadt eine herrliche, sichere Stadt gemacht. Das sind alles Beispiele, woran sich der Herr Landeshauptmann ein Beispiel nehmen könnte. Vielleicht würde er dann auch etwas mehr für die Wienerinnen und Wiener tun! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Godwin Schuster: Wenn ein Blinder von der Farbe spricht!) 

Ich weiß schon, dass Sie wahrscheinlich jetzt etwas nervös sind, weil Ihnen das Thema unangenehm ist. Sie haben in Wahrheit mit Ihrer Regierungspolitik versagt, für wirklich sozial Schwache und Arme etwas zu tun! (Abg Johann Driemer: Das trauen gerade Sie sich zu sagen!) Sie wollen, das hat die Wahl gezeigt ... (Abg Martina Malyar: Ja, richtig! Das hat die Wahl gezeigt!) Es kommen ja wieder Wahlen und Sie werden sehen, wo Sie mit Ihrer Politik des Wegschauens landen werden. Sie werden jedenfalls damit nicht erfolgreich sein. Es ist für viele Wienerinnen und Wiener notwendig, dass sich die Politik in Wien ändert (Abg Martina Malyar: Sie hat sich schon geändert! - Abg Volkmar Harwanegg: Voriges Jahr hat sich die Politik in Wien geändert!), damit endlich wieder mehr soziale Gerechtigkeit und mehr Sicherheit in dieser Stadt herrschen, aber das werden Sie nicht schaffen! 

Ich weiß schon, dass Sie vor Ihrer eigenen Courage zurückschrecken. Der Herr Landeshauptmann nimmt erste Ansätze, die Sozialistische Jugend bremst ihn ein, jetzt bremsen Sie ihn ein und sagen: "Lass nur Michl, es bleibt ohnedies gut, die Wähler werden uns schon wieder wählen, wenn wir nur möglichst angenehm sind, ein bisschen Festln feiern, ein bisschen zuschauen und im Übrigen sagen, die Bundesregierung ist schuld." - Auf diesen Schmäh, meine Damen und Herren, wird Ihnen der Wähler bei der nächsten Wahl jedenfalls nicht hereinfallen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Ihre Haltung und die Ihres Landeshauptmanns ist zynisch gegenüber den armen Wienerinnen und Wienern. Sie ist ineffizient bei der Hilfe für sozial bedürftige Wienerinnen und Wiener und sie spielt ausländischen Bettlerbanden und Kriminellen in die Hände. Es ist unwürdig, in unserer Heimatstadt mit einer solchen Politik leben zu müssen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Dr Ulm zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Als christlich-soziale Partei haben wir im Generellen einen besonderen Zugang zu Bettlern und zu Armen. Es kommt daher ein generelles Bettelverbot oder eine generelle Verurteilung von Bettlern für uns nicht in Frage. Den Armen Almosen zu geben, ist für uns ein Werk der Barmherzigkeit, ein Zeichen der Nächstenliebe, für gläubige Menschen ein gottgefälliges Werk der Gerechtigkeit, für andere Menschen Ausdruck von Humanität oder von Solidarität. 

Der Bettler, der oft in Kirchentoren zu finden ist, hält der Gesellschaft einen Spiegel hin. Er zeigt uns, dass es nicht in alle Ewigkeit so selbstverständlich weitergehen muss wie bisher. Er zeigt die angeborene Schwäche des Menschen und er zeigt, dass wir immer wieder mit menschlichem Elend konfrontiert sind. 

Aber nicht immer handelt es sich um menschliches Elend, wenn wir von so genannten Bettlern angesprochen werden, nämlich dann, wenn die Menschen nicht wirklich bedürftig sind, wenn sie zwar arbeiten könnten, aber nicht arbeiten wollen. Es besteht auch die sittliche Verpflichtung, einer Arbeit nachzugehen, wenn man dazu in der Lage ist. Und selbstverständlich gibt es dieses menschliche Elend dann nicht, wenn aggressiv, organisiert oder kriminell gebettelt wird. Gegen diese Formen der Bettelei haben wir konsequent aufzutreten und hier haben wir der Polizei auch das notwendige Instrumentarium in die Hand zu geben.

Zurzeit haben wir eine Gesetzeslage, die es der Polizei nur sehr schwer ermöglicht, einzugreifen, weil die Abgrenzung bei aggressivem Verhalten sehr schwierig ist und auch die organisierte Form der Bettelei oft nur sehr schwer nachvollziehbar ist. Leicht zu vollziehen wäre das Gesetz natürlich in verordneten Verbotszonen. Das ist gar keine Frage. Die dürften aber dann selbstverständlich nur den öffentlichen Raum betreffen und nicht Privatgrund, also insbesondere Kirchengrund nicht.

Wie hat man in Graz versucht, der Exekutive eine Handhabe zu geben? - In Graz ist der Verwaltungsstraftatbestand recht konkret gefasst worden, indem bei der Bettelei darauf abgestellt worden ist, ob es sich um Bettelei in aufdringlicher Weise handelt oder nicht, ob die Bettelei durch Anfassen passiert, durch unaufgefordertes Begleiten und Beschimpfen oder ähnlich aggressive Verhaltensweisen. Ich denke, dass das geeignete Formen der Definition wären. Ich glaube auch, dass über Bettelverbotszonen genau diskutiert werden sollte. Ich bin der Meinung, dass dies dort notwendig ist, wo Bettelei aggressiv organisiert auftritt und wo wiederholt gegen Straftatbestände verstoßen wird, damit dort verschärfte Maßnahmen und verschärfte Sanktionen greifen.

Ich gehe daher davon aus, dass unsere Beratungen im Ausschuss über eine Novellierung des Landessicherheitsgesetzes dazu führen werden, dass wir zu einer Verbesserung, zu mehr Sicherheit in diesem Landessicherheitsgesetz kommen können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Jerusalem. Ich erteile es ihr.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Auch ich werde es möglichst kurz machen. 

Zu dieser Debatte, die die FPÖ jetzt führt, möchte ich Ihnen gerne sagen, wie ich sie ganz persönlich erlebe, nämlich als widerlich, unappetitlich und abstoßend! (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Gerhard Pfeiffer: Ihre Qualifikationen haben wir noch gebraucht!) 
Den Herrn Pfeiffer interessiert das nicht, wie ich das sehe. Sie können gern den Raum verlassen, denn ich bin als Rednerin gemeldet und kann hier meine Meinung kundtun. (Abg Gerhard Pfeiffer: Deswegen, weil Sie Ungehöriges sagen, werde ich nicht den Saal verlassen!) Wenn Sie das nicht hören wollen, müssen Sie sich die Ohren halt zuhalten. (Abg Gerhard Pfeiffer: Ich werde nicht den Saal verlassen, weil Sie Ungehöriges sagen!) 

Der zweite Punkt, weswegen ich mich eigentlich zum Wort gemeldet habe, ist, um festzustellen, dass Bettelei ein soziales Problem ist und daher keinesfalls polizeilich behandelt gehört und dass Bettelei keine Schande für den ist, der bettelt, sondern eine Schande für die Gesellschaft, in der Bettelei notwendig geworden ist. (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Dr Herbert Madejski: Wer bettelt überhaupt?) 

Eine Anmerkung zu Ihrer Forderung, dass ausgerechnet in Tourismusgebieten und Tourismuszonen nicht gebettelt werden soll (Abg Gerhard Pfeiffer: Wie man bettelt, darauf kommt es an!): Das Einzige, was Sie damit erreichen wollen, ist, die Reichen davor zu bewahren, das Elend der Armen mit ansehen zu müssen. Das ist der Standpunkt der FPÖ. (Abg Dr Herbert Madejski: Im J‑Wagen fährt immer einer mit seiner Ziehharmonika und einer Cola-Dose!) 

Eine Anmerkung zu dem, was Sie in der Öffentlichkeit mit Ihren Bemerkungen und Forderungen herstellen (Abg Dr Herbert Madejski: Steigen Sie einmal in den J‑Wagen ein und hören Sie sich das an!): Das ist Rechtspopulismus, vielleicht ist es Rechtsextremismus mit einer Hetze gegen eine ganz bestimmte Bevölkerungsgruppe, die sich keineswegs wehren kann. (Abg Mag Hilmar Kabas: Sie kommen vom Mond!) Wenn man da noch die Äußerungen des Herrn Lhptm Häupl dazudenkt, der sicher kein Rechtspopulist ist, aber in der "Kronen Zeitung" eine bestimmte Wählergruppe seiner Partei einfachst bedient, so kommt unter dem Strich heraus, dass hier ein unerträgliches Klima gegen Bettler hergestellt wird. (Abg Gerhard Pfeiffer: Die Österreicher sind diejenigen, die in dieser Welt am meisten spenden!) Das ist genau der Punkt, wo die Grünen sagen, das dürfte in Wien eigentlich nie und nimmer passieren. (Abg Gerhard Pfeiffer: Das hat sich bis zu Ihnen noch nicht herumgesprochen, dass die Österreicher weltweit die größten Spender sind!) Ich erinnere Sie daran, dass die Grünen die einzige Partei in diesem Haus war, die das Landessicherheitsgesetz seinerzeit samt Wegweise- und Unfugparagraphen abgelehnt hat. 

Ich möchte eine Sache einmahnen, wo ich aber glaube, dass mittlerweile Einverständnis mit der SPÖ hergestellt wurde. Es gab schon einmal eine Hetze in Richtung der Bettler und es gab schon einmal Vorfälle, wo Frauen mit Kindern gebettelt haben, die Kinder, die hier waren, nicht einmal Deutsch verstanden haben (Abg Gerhard Pfeiffer: Ganz genau! Weil sie jeden Tag mit dem Bettelbus einreisen!), über Einschreiten und unter Mitwirkung des Jugendamts die Kinder abgenommen wurden und die Kinder auf diesem Wege traumatisiert wurden. Das darf nie wieder passieren! Das entspricht nicht dem Jugendwohlfahrtsgesetz! Kinder dürfen unter gar keinen Umständen traumatisiert werden! Aber ich glaube, dass das jetzt auch Stand der Dinge in der MA 11 ist. 

Ein Allerletztes: Wir haben darüber gesprochen, dass das Sozialamt von sich aus tätig werden muss, wenn jemand arm, im Elend und Bettler ist. Etliche von diesen Bettlern und etliche der Obdachlosen, die in Wien leben, sind nicht Sozialhilfebezieher, obwohl sie eigentlich Anspruch darauf hätten. Man bräuchte nur einmal mit dem Luisen-Bus mitfahren, man bräuchte nur in Wien Sozialarbeiter auf Streetwork zu schicken und da tatsächlich tätig werden. Das ist es auch, was wir uns von der Stadt Wien erwarten. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zur Debatte zum vorliegenden Gesetz erlauben Sie mir einige Anmerkungen, die sich vor allem auf die Tatsache des Vollzugs der Sozialhilfegesetzgebung beziehen. Wie Sie alle wissen, befinden wir uns zurzeit in einer Umstellungsphase. Wir sind dabei, die Sozialämter und die Art und Weise, wie den Menschen geholfen wird, neu zu organisieren. Es ist dies mit einer Zielsetzung verbunden, möglichst effizient und möglichst fachlich und qualitativ hoch stehend Menschen nicht nur Geld in die Hand zu drücken, sondern sie tatsächlich als Persönlichkeiten zu erfassen und ihnen Hilfestellungen angedeihen zu lassen. 

Wir könnten jetzt sozusagen gemeinsam Postmäppchen abarbeiten, denn nicht nur Sie bekommen Post, sondern wir alle bekommen sie und ich stelle mich auch gar nicht hin und verteidige eine Situation, die aus zwei Gründen besteht.

Der eine Grund ist die Tatsache, dass wir tatsächlich eine Steigerung von Sozialhilfeempfängerinnen und ‑empfängern haben. Ich weise seit einem Jahr darauf hin, dass das ein Ergebnis wie bei verbundenen Gefäßen ist, dass, wenn die Arbeitslosigkeit steigt, irgendwann einmal die Menschen nicht wieder in den Arbeitsprozess eingegliedert werden können und sie aus Versicherungssystemen herausfallen, noch dazu wenn diese strenger gehandhabt und gekürzt werden und dann in das soziale Netz auf Landes- beziehungsweise Stadtebene der Sozialhilfe fallen. Gott sei Dank ist dieses Netz da und Gott sei Dank hat die Stadt Wien auch ein so dichtes soziales Netz und Gefüge, dass sie nicht wie in den meisten anderen Bundesländern die Sozialhilfe mit einem Regress versehen muss, damit sie von jenen, die dann vielleicht doch wieder in einen Arbeitsprozess zurückkehren können, das Geld, das die Leute während des Sozialhilfebezugs bekommen haben, wieder zurückverlangen muss. 

Das Zusammentreffen steigender Fallzahlen und einer Reorganisation der Verwaltung führt dazu, dass es tatsächlich Wartezeiten gibt, die ich nicht wünsche, die Sie nicht wünschen, die wir alle gemeinsam nicht wünschen und die viele, die ein soziales Gewissen und eine dementsprechende Einstellung haben, für falsch halten. Dementsprechend wurde so rasch als möglich die nötige Personalanforderung gestellt. Glauben Sie mir, da bin ich dahinter, dass wir dieses Personal bekommen und damit diese Situation wieder beenden. 

Was ich mir aber vielmehr wünsche, ist, dass endlich die unerträgliche Situation aufhört, dass man bewusst allein aus dem Grund, eine noch genau zu definierende Null beim Budget zu erreichen, oder vielleicht auch nicht - denn da befinden wir uns gerade -, keine Investitionen tätigt und damit keine Wirtschaftspolitik macht, die in einer Zeit, wo es uns wirtschaftlich nicht so gut geht (Abg Gerhard Pfeiffer: Die Rechnungsabschlussdebatte hatten wir schon!), gemacht gehört, aus dem Bundesdienst Tausende Menschen entlässt (Abg Dr Matthias Tschirf: Entlassen wird überhaupt niemand!) und sich dann hier hinstellt und sagt, mein Gott, Wien ist so schlecht, denn da sind Bundesbediensteten, Postbediensteten, Bahnbediensteten, Tausenden Menschen sozusagen Arbeitsplätze vernichtet worden, die Situation in Wien beklagt und dann noch, aber das ist System, die Wiener Regierung dafür verantwortlich macht. (Abg Dr Matthias Tschirf: Als Berichterstatterin steht Ihnen das nicht zu!) - Was mir zusteht und was mir nicht zusteht, kann der Präsident entscheiden, aber nicht Sie! (Beifall bei der SPÖ.) 

Das ist tatsächlich Demokratieverständnis! Der Präsident hat der Geschäftsordnung entsprechend zu entscheiden. (Abg Dr Matthias Tschirf: Aber ich kann darauf hinweisen, dass das nach der Geschäftsordnung nicht in Ordnung ist!) - Und ich kann es ablehnen! (Abg Dr Matthias Tschirf. Aber ich darf darauf hinweisen!)
Wir befinden uns aber in der Diskussion um eine Gesetzesvorlage. Ich sage noch einmal, alles, was dazu zu tun ist, dass dem Gesetz entsprochen wird, und zwar so, dass es für die Menschen rechtzeitig und gut umgesetzt werden kann, ist zu tun. 

Ich weise jene Vorwürfe zurück, die hier gegen den Herrn Landeshauptmann erhoben worden sind. Und ich weise vor allem jene Behauptungen zurück, die - da hat der Herr Kollege Rudolph noch zu tun - im pädagogischen Sinne einer Reinsprechübung, um ihm einen neuen Begriff mit auf den Weg zu geben, nicht dazu führen können, dass man den Unterrichtsertrag sichert, indem man falsche Dinge behauptet und dann auch noch ständig wiederholt. Das führt nicht zum gewünschten Ergebnis. Dementsprechend sollten Sie sich verhalten, nicht nach meinen Vorgaben, Sie brauchen sich nicht abzuquälen, dass Sie die Zurufe einer Genossin zu ernst nehmen, das könnte Sie in Schwierigkeiten bringen, sondern es ist ein Paragraph in den Schulgesetzen und denen folgen wir offenen Herzens. Daher gilt das auch für einen, der sich mit dem Schulwesen so intensiv beschäftigt. 

In diesem Sinne ersuche ich Sie um Zustimmung zu diesem Gesetz.

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke. Das sind bis auf die Grünen alle. Damit ist das die Mehrheit. Das Gesetz ist in erster Lesung angenommen worden. 

Da es keine Anträge gibt, können wir fortsetzen. Wenn kein Widerspruch erfolgt - ich höre und sehe keinen -, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Auch in zweiter Lesung ist das Gesetz somit mehrstimmig, gegen die Grünen, beschlossen.

Die Postnummer 5 (00852/2002-MDALTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Krankenanstaltengesetz 1987 geändert wird. 

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Dr Pittermann. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten. 

Beichterstatterin amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Präsident! Hoher Landtag!

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Meine Damen und Herren, ich bitte um Entschuldigung, ich unterbreche kurz die Sitzung. 

(Unterbrechung der Sitzung um 13.20 Uhr.)
(Wiederaufnahme der Sitzung um 13.20 Uhr.)
Präsident Johann Hatzl: Ich bitte um Entschuldigung. - Bitte, Frau Stadträtin.

Berichterstatterin amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann (fortsetzend): Herr Präsident! Hoher Landtag!

Ich ersuche Sie, den Entwurf des Gesetzes, mit dem das Wiener Krankenanstaltengesetz 1987 geändert wird, zur Debatte aufzunehmen und die erforderlichen Wortmeldungen zu erteilen. 

Präsident Johann Hatzl: Meine Damen und Herren, wir kommen zur Debatte. Gemeldet ist Frau Abg Dr Pilz. - Bitte.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Werte Damen und Herren!

Wir werden dieser Novelle gerne zustimmen, wollen aber doch noch über ein Thema diskutieren, das uns sehr wichtig erscheint. 

Künftighin wird es für Frauen in Not möglich sein, in den Wiener Spitälern anonym zu gebären. Das ist ein Vorhaben, mit dem die Hoffnung verbunden wird, dass junge Mädchen, Frauen in Not, nicht gezwungen sind, ihr Kind irgendwo in einer Hausecke oder in einem Stiegenhaus zu gebären und es dann vielleicht in einer ersten Schocksituation umzubringen oder auszusetzen. 

Wir Wiener Grüne sind, wie der Vorschlag es auch vorsieht, durchaus der Meinung, dass Frauen in Not mit allen zu Gebote stehenden Mitteln geholfen werden soll und werden daher auch zustimmen. Wir haben dennoch einen Beschlussantrag eingebracht, den ich nun begründen möchte. 

Die anonyme Geburt ist eine konsequente und durchaus sinnvolle Weiterentwicklung der Idee der Babyklappe, die die selbe Intention hat, dass Frauen ihre Kinder nicht irgendwo weglegen, sondern an einen Ort bringen, wo für ihre Gesundheit und ihr weiteres Leben gesorgt wird. Es ist konsequent zu sagen, man sollte sich nicht nur erst um das Baby kümmern, wenn es geboren ist, sondern man sollte dort beginnen, wo für die Frau ein großer Stress, eine große Betreuungsnotwendigkeit besteht, nämlich bei der Geburt, vor der Geburt, während der Geburt. Es macht also Sinn, medizinische Vorkehrungen zu treffen, die Frau in eine Situation zu bringen, wo sie ihr Kind gut zur Welt bringen kann. 

Es gibt aber - das soll gesagt sein - zu dieser Legalisierung der anonymen Geburt auch viele kritische Stimmen und diese kritischen Stimmen kommen nicht von Leuten, die Frauen ins Unglück stürzen wollen oder die Frauen beschuldigen wollen, wenn sie in einer solchen Notsituation sind, sondern von Experten und Expertinnen, die bezweifeln, dass mit diesem Instrument tatsächlich erreicht wird, was erreicht werden soll. 

Es hat einen Sinn, dort hinzuschauen, wo es bereits eine langjährige Praxis mit der gesetzlichen Ermöglichung der anonymen Geburt gibt, beispielsweise nach Frankreich. Frankreich hat 1941 die anonyme Geburt unter dem Eindruck der Kriegssituation als Möglichkeit legalisiert, den Frauen eine Chance zu geben, sich nicht zu Kindern, die entweder durch Vergewaltigung oder durch Beziehungen zu den Besatzungssoldaten, den deutschen Soldaten entstanden sind, bekennen zu müssen. Heute leben zirka 400 000 Menschen in Frankreich, die auf diese Weise anonym geboren worden sind und viele von ihnen kämpfen psychisch sehr stark mit diesem Verlust an Identität, mit diesem Verlust an Wissen um ihre Herkunft. Es entstehen Phantasien, wer man eigentlich ist, wo man hergekommen ist, wer die Eltern sind, welches andere mögliche Leben Alternative gewesen wäre. Organisationen von betroffenen Menschen haben sich mit dem Ziel gebildet, die anonyme Geburt wieder abzuschaffen. Sie haben einen ersten Erfolg erzielt. Frankreich beschränkt die anonyme Geburt. Frankreich wird eine Zentralstelle einrichten, in der allgemeine Informationen über die leiblichen Eltern aufbewahrt werden sollen und die Mütter werden gebeten, bei der anonymen Geburt unter Geheimhaltung Angaben zu ihrer Identität zu hinterlassen. Aufgehoben soll diese Anonymität und diese Geheimhaltung allerdings nur werden, wenn alle Beteiligten damit einverstanden sind. Dazwischengeschaltet in diesem Prozess ist eine Beraterin, eine Beamtin aus dieser Zentralstelle. 

Sie wissen vielleicht auch, dass es in Deutschland eine sehr kontroversielle Debatte zur anonymen Geburt gibt. Anfang Juni sollte das Personenstandsgesetz mit dem Ziel novelliert werden, auch in Deutschland die anonyme Geburt zu ermöglichen. Der Vorschlag wurde allerdings nach der ersten Lesung wieder von der Tagesordnung genommen, und zwar deshalb, weil sich die Gräben wieder aufgetan und die Kritiker und die Kritikerinnen sehr massiv in die Debatte eingemischt haben. Dazu muss man sagen, diese Diskussion geht quer durch alle Parteien. Unter den Grünen, den Konservativen, bei den Sozialdemokraten, überall gibt es Befürworter und Gegner dieser Lösung, denn - das muss gesagt werden - die anonyme Geburt stellt wichtige Errungenschaften der jüngeren Zeit in Frage. 

So hat sich der Umgang mit der Adoption in den vergangenen Jahren fundamental geändert. Das über sehr lange Zeit vorherrschende Prinzip, den Kindern nie Auskunft zu geben, die biologische Herkunft völlig im Dunkeln zu halten, der Rat an die Eltern, nichts zu sagen und vielleicht frühestens beim 18. Geburtstag Auskunft über das Faktum der Adoption zu geben, wurde abgelöst von einem offensiven Zugang, wo die Kinder sehr wohl informiert werden, dass sie adoptiert worden sind und auch die Möglichkeit eingeräumt wird, dass Kinder, wenn sie ein gewisses Alter erreicht haben, Zugang zu den Informationen über ihre biologische Herkunft bekommen.

Ein Grund für diese Vorgangsweise ist der Umstand, dass Psychologen herausgefunden haben, dass es sehr schwierig ist, dieses Nichtwissen um die eigene Herkunft zu verkraften. Die eigene Herkunft als Blackbox gibt Phantasien Anlass, wer denn die wirkliche Mutter gewesen sein könnte und unterminiert die enge Beziehung in der Familie, in der man sozial aufwächst. 

Es muss auch gesagt werden, dass die Möglichkeit der anonymen Geburt im Gegensatz zur UN-Kinderrechtskonvention steht, die im Artikel 7 das Recht jedes Menschen auf Wissen um seine Abstammung festschreibt. Dieses Wissen soll uns ein hohes Gut sein. 

Man kann nun einwenden, das ist ein durchaus bedenkenswertes und überlegenswertes Argument, dass das Recht auf Leben schwerer zu wiegen hat, als das Recht auf Wissen der eigenen Abstammung. Umso mehr muss es uns ein Anliegen sein, dass das Gesetz wirklich greift, dass genau diejenigen erreicht werden, für die die Alternative in der Ausweglosigkeit bestehen würde, für die die Alternative Suizid oder Gefahr für das Kind, für Leib und Leben, wäre. Wir können nicht sagen, Hauptsache jemand lebt und der Rest ist uns egal. Dann müsste man uns mit Recht Naivität und Verantwortungslosigkeit unterstellen. Um Eltern- und Kinderrechte zu beseitigen, muss man im Einzelfall gute, gerechtfertigte Gründe anführen und darf nicht ein Tor zu einer neuen, möglicherweise von uns nicht geteilten Motiven geleiteten Handlungsweise aufmachen. Es könnte nämlich sein, dass die anonyme Geburt für die Frau eine im Moment plausible Scheinlösung darstellt, die sie vielleicht später bereut und von der es keinen Weg zurück mehr gibt.

Außerdem - das ist mir besonders wichtig - soll das Gesetz keine neue Zielgruppe schaffen, die wir überhaupt nicht erreichen wollen, nämlich Männer, die Väter, Freunde oder Ehemänner sind, die ihre Töchter, Freundinnen und Frauen zwingen, anonym zu gebären, weil sie weder die Verantwortung übernehmen wollen noch die finanzielle Belastung tragen möchten. Sagen Sie nicht, dass das nicht vorkommt! Die Praxis zeigt, es ist bereits vorgekommen.

Oder dass Frauen erreicht werden, die persönlich eigentlich zu ihrem Kind stehen wollten oder auch mit einer Adoption leben könnten, aber die die Anonymität deshalb suchen, weil sie die Geburt des Kindes vor ihrer nächsten Umgebung nicht vertreten können, die gar nicht grundsätzlich sagen, ihr Kind muss anonym geboren werden, wo es aber die Mama, der Freund oder der Ehemann nicht wissen darf. Diesen Frauen steht schon jetzt die Inkognitoadoption offen. Das heißt, das Krankenhaus weiß den Namen des Kindes, die Adoptionsstelle erfährt ihn und der Notar ebenso. Das würde bedeuten, dass der Mutter im Falle einer persönlich revidierten Entscheidung, den Medizinern im Falle einer genetischen Erkrankung oder anderer medizinischer Probleme, die sich im Anschluss an eine Geburt oder im späteren Leben des Kindes ergeben können, der Weg ins Dunkel versperrt ist und dass es Möglichkeiten gibt, auf die genetische Mutter zurückzukommen.

Wichtig ist für mich, dass das Gesetz genau die Frauen erreicht, um die es uns geht, die jungen Mütter, die in Panik irgendwo ihr Kind entbinden, weil sie die Schwangerschaft vor sich und der Welt verschwiegen und verdrängt haben. Es wird sehr schwer sein, diese Zielgruppe zu erreichen, denn es ist schwer, wenn jemand für sich sagt: "Ich bin nicht schwanger, ich bekomme kein Kind." und dann widerfährt einem machtvoll dieses Ereignis, dass das dann die Zielgruppe ist, die rechtzeitig ins Spital geht und sagt: "Ich schaue meiner Erfahrung der Schwangerschaft ins Gesicht, ich entscheide mich für eine anonyme Geburt, bitte helfen Sie mir dabei." Von der psychischen Verfassung der Mädchen ist es sehr schwer möglich, diese Frauen zu erreichen.

Was mir besonders wichtig ist, haben auch Expertinnen und Experten, die Erfahrungen mit der anonymen Geburt gemacht haben, erzählt: Frauen in dieser Verzweiflungssituation brauchen Beratung und Unterstützung. Diese Beratung und Unterstützung kann möglicherweise andere Wege eröffnen, die die Frau vorher nicht gesehen hat. Manche Frauen - das ist die Hoffnung, die ich mit dem Gesetz tatsächlich verbinde - kommen, um anonym zu gebären und gehen entweder mit dem Kind oder lassen sich auf eine Adoption ein.

Woran ich bei dem Gesetz auch denken möchte, ist das Personal in den Spitälern. Das ist eine völlig neue Situation, die völlig neue Konflikte und Probleme für das Personal schafft. Das Personal muss in der Situation richtig entscheiden und es braucht dazu mehr Unterstützung, als wir gemeinhin bei einer Geburt für das Personal vorsehen. 

Die Fälle, von denen ich jetzt spreche, haben schon stattgefunden. Was soll das Personal tun, wenn eine Frau offenbart, dass sie nur deshalb anonym entbinden möchte, weil draußen der Bruder steht und sagt, wenn sie mit dem Kind hinauskommt und sich dazu bekennt, wird sie von der Familie verstoßen, aber selbst sagt, sie würde das Kind gern haben? Was tun dann die Hebammen, die Ärzte, die Sozialarbeiter mit dieser Frau? Was sollen sie tun, wenn die anonyme Geburt zeigt, dass es einen Abgrund eines gescheiterten Lebens gibt, wo die Entbindung, die bevorsteht, eigentlich nur ein weiterer Stein dieses Scheiterns ist und die Anonymisierung eigentlich nichts an der Krise ändert, sondern dass die Frau dann sozusagen durch die Anonymität auch noch weggeschickt wird und es den Ärzten, Hebammen und Schwestern nicht möglich ist, Kontakt zu etablieren, um Hilfe anzubieten? Was soll das Personal tun - auch das ist bereits passiert - in der Erfahrung mit der anonymen Geburt, wenn es erfährt, dass die Geburt nur deshalb anonym gewählt wird, weil dahinter ein Inzest steht, den Männer, Väter, Brüder verschleiern wollen? Wenn dahinter eine Vergewaltigung steht? Wenn dahinter und rundherum angedrohte oder erfolgte Gewalt steht? Eigentlich sind das alles Delikte, die das Personal verfolgen müsste, wo Anzeige gemacht würde. Die Anonymität der Geburt versperrt aber diesen Weg.

Wir stimmen dem Gesetz zu, obwohl wir Fragen über Fragen haben. Warum ich gestern schon in bilateralen Gesprächen so sehr dafür war und Sie jetzt auch sehr herzlich bitte, unserem Beschlussantrag zuzustimmen, ist, weil ich nicht möchte, dass wir blind in dieses Gesetz hineingehen, blind in dem Sinn, dass wir uns nicht Gedanken darüber machen, was wirklich passiert. Werden die Frauen erreicht, die wir erreichen wollen? Oder - was wir nicht wollen - machen wir neue Zielgruppen auf, einen perversen Markt, den keiner von uns für sinnvoll hält? Verringern sich die Zahlen der Kindesweglegungen und Kindestötungen dadurch? Erreichen wir mit dem Gesetz, was wir wollen?

Ich habe mit Frau StRin Pittermann im Vorfeld immer wieder darüber gesprochen. Die Frau Stadträtin hat durchaus bedenkenswert dazu gemeint: "Wenn Sie jetzt eine Begleituntersuchung, eine wissenschaftliche Forschungsarbeit, eine Begleitstudie wollen, dann ist das vielleicht im Gegensatz zur Anonymität. Wie wollen wir etwas von Frauen wissen, die wir eigentlich nicht fragen dürfen?"

Ich glaube, dass es eine Herausforderung für die Wissenschaft und eine Herausforderung für die Politik ist, sich hier sorgfältigst Dinge zu überlegen, die gewährleisten, dass die Anonymität nicht untergraben wird, wenn wir sie den Frauen versprechen, die aber eine Begleitstudie sicherstellen, wo wir durch gute Fragebögen, narrative Interviews und in guter Absprache mit dem Personal erheben, warum Frauen kommen, um anonym zu entbinden, welche Konfliktfelder für das Personal entstehen, wie es mit dem Kind weitergeht, wie man die Frauen stützen kann und welche Möglichkeiten anderer Problemlösungen als die anonyme Geburt man offerieren kann. 

Da mache ich jetzt noch einen Klammerbegriff: Wenn die Frau Stadträtin jetzt auch medial unter die Bevölkerung, unter die Frauen, bringt, dass es die anonyme Geburt als Möglichkeit gibt, dann würde ich mir wünschen, dass wir genauso laut und deutlich sagen, dass es die Inkognitoadoption gibt, dass es andere Wege der Identitätssicherung und Zukunftssicherung und Hilfe für die Frau gibt. - Klammer zu.

Die Studie ist mir wichtig, damit wir wissen, was wir tun, damit wir wissen, ob wir es gut getan haben oder wir uns vielleicht in ein paar Jahren überlegen müssen, das Gesetz entweder zurückzunehmen oder zu novellieren. Wir sollen begleitend zuschauen, was hier passiert. Ich möchte nämlich nicht, dass wir vielleicht in fünf oder zehn Jahren als Politiker und Politikerinnen von Menschen gefragt werden, die als anonyme Geburten in ihrer Suche nach Identität aufwachsen und diese uns sagen, die Entscheidung war falsch und wir haben nicht einmal hingeschaut, warum wir das tun und ob es greift. Ich möchte, dass wir dann den Menschen eine gute Antwort geben und ihnen begründen können, warum wir dazu stehen oder uns vielleicht überlegen, welche Maßnahmen wir setzen müssen, um die Möglichkeit zu verbessern oder sie abzuändern.

In diesem Sinne wünsche ich mir sehr, dass Sie dem grünen Beschlussantrag zur Installierung einer Begleitstudie zur anonymen Geburt zustimmen. Ich beantrage in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung dieses Antrags. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der ÖVP.) 
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Hahn. Ich erteile es ihm.

Der Beschluss- und Resolutionsantrag ist genügend unterstützt - zu Ihrer Information - und steht damit in Verhandlung.

Abg Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Zunächst einmal: Wir werden uns dem Antrag der Grünen anschließen. Dem ist nichts hinzuzufügen. Ich kann nur aus eigenem sagen, meine Frau hat einen Großvater, der auch das Ergebnis einer anonymen Geburt ist und die Familie beschäftigt sich seit 100 Jahren damit, woher sie abstammt. Ich kann das sehr gut nachvollziehen.

Zum Zweiten: Wir beschließen heute ein Krankenanstaltengesetz. Ich freue mich darüber, denn es hat lange genug gedauert. Ich glaube, dass damit auch die Grundlage geschaffen ist, nun endgültig den schon lange angekündigten Wiener Landeskrankenanstaltenplan vorzulegen. 

Meine berufliche Erfahrung sagt mir, dass man gelegentlich Termine und Fristen vorgeben muss, damit endlich etwas umgesetzt wird. In diesem Sinne stellen wir einen Antrag, dass bis Ende des dritten Quartals der Landesregierung ein Wiener Landeskrankenanstaltenplan vorzulegen, dort einzubringen und zu beschließen ist, und dass dieser Entwurf auch noch zeitgerecht im zuständigen Ausschuss diskutiert und besprochen werden soll. 

Ich hoffe, dass dann auch diesbezüglich eine jahrelange Odyssee ihr positives Ende findet. - Ich danke schön. (Beifall bei der ÖVP und bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Auch dieser Antrag ist entsprechend unterstützt und gelangt zur weiteren Verhandlung durch Einbeziehung. 

Die nächste Wortmeldung kommt von Frau Abg Dr Neck-Schaukowitsch. - Bitte.

Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wie schon meine Vorredner ausgeführt haben, gibt es an und für sich zur Gesetzesnovelle selber eine zu erwartende Einstimmigkeit. Wir haben sie auch ausreichend interfraktionell vorbesprochen. Das ist sicher der Unterschied zwischen uns und der Bundesgesetzgebung, wo oft in relativ kurzen Fristen Gesetze, ohne dass man sie interfraktionell vorbespricht, sozusagen vor die Nase geknallt werden. Aber hier ist es eben anders und wir haben dies im Ausschuss bereits ausgemacht, ich kann es dir nicht ersparen. Es ist ein bisschen ein Aufspringen auf den fahrenden Zug. (Abg Dr Johannes Hahn: Ein Abspringen!) 

Wir haben schon ausgemacht, dass wir Anfang September die interfraktionellen Gespräche bezüglich des Wiener Krankenanstaltenplans machen werden. Soweit ich weiß, ist der Termin mit den Fraktionen im Großen und Ganzen sogar schon abgestimmt, das wird also sicher stattfinden. Wir lassen uns nur nicht gern von einer Fraktion Termine vorschreiben und deswegen werden wir deinen Antrag ablehnen. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Das ist enttäuschend!)
Diese Gesetzesnovelle ist, wie ich gesagt habe, schon ausreichend vorbesprochen. Wichtig darin sind sicher die Punkte im Zusammenhang mit der §‑15a-Vereinbarung mit dem Bund über die Neustrukturierung des Gesundheitswesens und der Krankenanstaltenfinanzierung, wobei der Artikel 2 nur dann in Kraft tritt, wenn mit 1. Jänner 2005 die Vereinbarung nicht neu getroffen oder nicht verlängert wird, weil dann natürlich die Krankenanstaltenfinanzierung in der derzeitigen Form offen ist und wir wissen aus der Vergangenheit, dass es da immer wieder verspätete Beschlüsse gegeben hat. 

Zu der Frage der anonymen Geburt möchte ich nur kurz erwähnen - Frau GRin Dr Pilz hat es schon sehr umfangreich und ausführlich dargelegt -, auch jetzt ist es auf Anordnung von der Frau Stadträtin in den Wiener Spitälern bereits möglich. Wir stellen das mit dieser Gesetzesnovelle nur auf eine gesetzlich abgesicherte Grundlage. Es ist sicher sinnvoll, sich das anzuschauen, wie das durchgeführt wird und welche Probleme sich ergeben. Insofern, denke ich, ist es sinnvoll, diesem Antrag zuzustimmen. Aber ich kann eines sagen, blind gehen wir nicht in dieses Gesetz hinein. Dem möchte ich schon widersprechen. 

Neu enthalten sind auch die Departmentlösungen sowie - das ist uns ganz wichtig, auch im Sinne der Qualitätssicherung - dass in Zukunft die ärztlichen Direktoren oder besser Direktorinnen - was mir lieber wäre - in Zentral- und Schwerpunktkrankenhäusern keine Abteilung mehr führen sollen sowie wieder - das ist auch ein altes Thema bei allen Krankenanstaltengesetzesnovellen, die ich, seitdem ich im Hause bin, kenne - dass wir die Gastpatientenregelung wieder einmal aussetzen. Darüber können sich die Patientinnen und Patienten der umliegenden Bundesländer sehr freuen. Ich würde aber trotzdem um Mithilfe bitten, da es schon sinnvoll wäre, dass Wien das auch finanziell abgegolten bekommt. 

In diesem Sinne ersuche ich um Zustimmung zur Gesetzesnovelle, wie gesagt, Ablehnung des ÖVP-Antrags und Zustimmung zum Antrag der Grünen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Verhandlungen sind damit geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Präsident! Hoher Landtag!

Gestatten Sie mir noch ein paar Worte zur anonymen Geburt. Wir haben sie bereits länger eingeführt. Es war auch nicht so, dass wir damit einen Gesetzesbruch begangen haben. 

Vor zwei bis drei Wochen gab es einen Artikel im "Spiegel", den Frau Abg Pilz fast wörtlich zitiert hat, und ich nehme an, jeder interessierte "Spiegel"-Leser aus diesem Publikum kennt den Inhalt dieses Artikels genau. Es haben sich auch in Deutschland die Grünen sehr vehement gegen die anonyme Geburt ausgesprochen. Dass es die anonyme Adoption gibt, ist bekannt. Deswegen habe ich nicht nur die anonyme Geburt zugelassen, sondern sehr wohl auch darauf geschaut, dass bekannt wird, dass die Frau in der Schwangerschaft anonym betreut wird, weil sie natürlich auch von Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern im Spital betreut wird, die ihr die Möglichkeiten vor Augen führen sollen, damit sie - das ist entscheidend - diese Möglichkeiten auch hat. Es kommt dazu, dass Frauen dann ihre Identität lüften und mit der MA 11 weiter in Kontakt bleiben und diese Kinder übernehmen. 

Es ist mir klar, dass es ein Recht darauf gibt, seine Herkunft zu kennen. Wir wissen von unseren medizinischen Untersuchungen und Kongressen, anhand der HLA‑Bestimmungen, dass zirka jedes fünfte ehelich geborene Kind nicht vom Ehemann stammt. Auch diese Kinder sind sich über ihre Herkunft nicht im Klaren. Sie erfahren es aber nicht einmal dann, wenn die Untersuchung klarlegt, dass das Elternpaar, das sie als Eltern vermeinen, nicht die Eltern sind. So viel zum Recht auf das Wissen um die Herkunft. Das war seit Jahrtausenden so, denn es gibt letzten Endes eine Religionsgemeinschaft, bei der nur die Mutter für die Weitergabe der Religion zählt, da man schon immer darüber Bescheid gewusst hat, dass der Vater unsicher ist. 

Sie können natürlich Inzest auch nicht verifizieren, wenn bei einem Kind entweder "Vater unbekannt" oder ein genannter Vater eingetragen wird. Wir wissen, dass Inzest vorkommt. Man versucht, in den Spitälern der Umstände habhaft zu werden, wenn eine Frau oder ein Kind Auffälligkeiten zeigt. Dass man aber besonders annimmt, dass es bei diesen Frauen zutrifft, halte ich für übertrieben.

Eine Studie in dem Sinn einer wissenschaftlichen Studie wird schwer möglich sein, sondern es wird eine Auswertung sein, denn für alle wissenschaftlichen Studien braucht man doch eine relativ hohe Fallzahl und ich hoffe sehr, dass es die hohe Fallzahl, mit der man eine gewisse Sicherheit der Aussage treffen kann, nicht geben wird.

Ich bin daher sehr froh, dass wir als erstes Bundesland Österreichs den Frauen und Kindern Hilfe geboten haben und ich war von Anfang an nicht davon überzeugt, dass wir damit Tötungen verhindern können, aber es wurden öfters auch Kinder nach der Geburt in Spitälern abgegeben oder an Orten abgelegt, wo sie auffindbar waren. Da bieten wir Müttern und Kindern die bessere Chance durch Betreuung und Geburt im Krankenhaus.

Meine Damen und Herren, ich bin sehr froh, dass das neue Krankenanstaltengesetz im Ausschuss angenommen wurde und im Landtag vermutlich angenommen werden wird. Ich glaube, dass wir damit einen Schritt weiter in die Zukunft geschritten sind. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wir haben nun die Abstimmung über zwei Beschluss- und Resolutionsanträge vorzunehmen. 

Zuerst über den eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag der Abg Pilz und FreundInnen, betreffend Begleitstudie zur anonymen Geburt. Es ist die sofortige Abstimmung dieses Antrags beantragt worden. 

Wer für den Antrag der Grünen ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist einstimmig und somit beschlossen. 

Es kommt nun der Antrag der Abgen Hahn und Lakatha, betreffend einen Entwurf für einen Wiener Landeskrankenanstaltenplan, zur Abstimmung. Auch hier ist die sofortige Abstimmung des Antrags verlangt worden. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die ÖVP, die FPÖ und die GrüneN. Somit ist das die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Wir kommen nun zur zweiten Lesung des Gesetzes, wenn kein Widerspruch erfolgt. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Darum bitte ich jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen und somit ist dieser Tagesordnungspunkt abgehandelt.

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zur Postnummer 1 (00267/2002-MDALTG). 

Berichterstatterin ist Frau amtsf StRin Mag Brauner. Es wird Ihnen vielleicht aufgefallen sein, alle Berichterstatter waren heute Stadträtinnen. 

Die Postnummer 1 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über eine Änderung der Grenze zwischen dem 21. und 2., nein, 22. Bezirk. 

Die Frau Stadträtin leitet die Verhandlung ein. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Die Grenzänderung zwischen dem 21. und dem 2. Bezirk wäre zwar geographisch spannender, es handelt sich aber um die genannte Grenzänderung zwischen dem 21. und 22. Bezirk.

Ich bitte um Debatte und Beschlussfassung.

Präsident Johann Hatzl: Es wäre auch eine Änderung zwischen dem 21. und dem 2. Bezirk sachlich möglich, aber das hat es nicht betroffen, ich habe das schon gesagt. Es muss ja nicht die Donau zwingend eine Grenze sein. Sie kann ja einem Bezirk zur Gänze gehören. Das ist nur die Erläuterung für mein Versprechen, weil ich mich verteidigen möchte, aber es handelt sich um den 21. und 22. Bezirk. 

Es gibt keine Wortmeldungen. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist einstimmig. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn es keinen Widerspruch gibt - ich sehe und höre keinen -, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch, wie gesagt, ist nicht gegeben. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen worden. 

Damit sind wir beim letzten Tagesordnungspunkt der heutigen Landtagssitzung, der Postnummer 2 (00494/2002-MDALTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Landeslehrer-Diensthoheitsgesetz 1978 geändert wird, kurz gesagt die 3. Novelle zum Wiener Landeslehrer-Diensthoheitsgesetz 1978. 

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Mag Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Ich leite die Verhandlung gerne ein und bitte um Beschlussfassung.

Präsident Johann Hatzl: Meine Damen und Herren, hier gibt es eine Wortmeldung. Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Tschirf. Ich erteile es ihm. 

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe mir ein einstündiges Referat vorbereitet, wo ich zuerst einmal dargestellt haben möchte, dass wir dem vorliegenden Gesetz die Zustimmung erteilen werden. 

Das Zweite ist, ich möchte auf das zurückkommen, was wir heute in der Früh diskutiert haben, was von unserer Fraktion hier eingebracht wurde. Ich möchte in diesem Zusammenhang einen Beschluss- und Resolutionsantrag meines Kollegen Walter Strobl und von mir einbringen, betreffend Abfertigung Neu für Vertragsbedienstete der Gemeinde Wien: 

"Nach den geltenden landesgesetzlichen Bestimmungen erhalten Vertragsbedienstete der Gemeinde Wien unter bestimmten Voraussetzungen bei unverschuldeter Kündigung oder Entlassung eine Abfertigung. Der Nationalrat hat jüngst die Regierungsvorlagen zum betrieblichen Mitarbeitervorsorgegesetz und damit im Zusammenhang stehenden Gesetzesänderungen, Abfertigungen Neu, angenommen und beschlossen. 

Die gefertigten Abgeordneten stellen daher gemäß § 27 Abs. 4 der Geschäftsordnung des Landtags für Wien folgenden Beschlussantrag:

Die Frau amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal wird aufgefordert, im Sinne der Antragsbegründung ehebaldigst Gesetzesentwürfe zu den bezughabenden Dienstrechtsgesetzen auszuarbeiten und dem Landtag zur Beschlussfassung vorlegen zu lassen."

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrags an die Frau amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal beantragt. 

Wir wollen damit ein weiteres wichtiges Kapitel, das für die Arbeitswelt, aber gerade auch für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieses Hauses, notwendig ist, beenden. 

Ich möchte nur noch zwei Anmerkungen machen:

Ich möchte eine Bemerkung von Seiten des Kollegen Margulies auf das Schärfste zurückweisen. Er hat in der Diskussion davon gesprochen, dass ich die Zweidrittelgesellschaft haben will. Das ist einfach unglaublich für eine Partei, die zur christlich-sozialen Welt, zur sozialen Marktwirtschaft steht! Das weisen wir zurück! (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Aber Sie machen doch die entsprechende Politik dafür!) Wir sind auch nicht so, dass wir jenes Gedankengut, das Sie oft an den Tag legen, dazu zu nutzen, um jene Extremausformungen herbeizureden, die vielleicht diesem Gedankengut in der Geschichte angehaftet haben. (Beifall bei der ÖVP.)
Ein Zweites noch: Es kommt jetzt die Ferienzeit und es passt auch das Landeslehrer-Diensthoheitsgesetz dazu. Die Frau Stadträtin und Landeshauptmann-Stellvertreterin hat so viel von Entlassungen gesprochen. Vielleicht könnte sie den Sommer nutzen, um sich damit zu beschäftigen - es sind eh nur drei Zeilen aus Floretta/Spielbücher/Strasser -, was tatsächlich eine Entlassung ist. Sie könnte das über den Sommer lernen, damit wir dann im nächsten Jahr bestimmte Äußerungen von ihr nicht mehr hören, sondern dass sie sich tatsächlich mit den Bestimmungen der österreichischen Rechtsordnung beschäftigt. Ich möchte daher Frau StRin Brauner bitten, das an die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin weiterzugeben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sonst ersuche ich um Zustimmung zu unserem Beschlussantrag. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Ich habe den Beschlussantrag des ÖVP-Klubs bekommen. Er ist ausreichend unterstützt, auch wenn ich nicht alle Unterschriften entziffern kann. Aber ich weiß, wie es mit meiner eigenen ist und daher gehe ich davon aus, dass das so zutrifft. (Abg Dr Wilfried Serles: Das kann man aber nicht voraussetzen!) Ich mache das sonst nie. 

Herr Dr Tschirf, Sie haben eigentlich 55 Minuten gut für Ihr Versprechen. Sie haben von 60 Minuten geredet, aber das haben Sie nicht ganz eingehalten. (Abg Harry Kopietz: Aufheben kann er das aber nicht!) 
Damit ist die Debatte geschlossen, weil keine weiteren Wortmeldungen mehr vorliegen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Ich freue mich über die angekündigte Zustimmung zum vorliegenden Gesetz.

Ich kann Ihnen auch mitteilen - aber darüber haben Sie ohnehin schon diskutiert -, dass wir bereits dabei sind, daran zu arbeiten, wie das Thema "Abfertigung Neu" sinnvoll umgesetzt werden kann. 

Ich betrachte den Antrag als entsprechende Unterstützung und wollte im Übrigen anmerken, dass ich glaube, dass die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin auch ohne diesem Zitat ganz gut leben kann. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist gegen die Grünen, somit die Mehrheit und in erster Lesung mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag der Abgen Tschirf und Strobl. Es ist die Zuweisung eines Antrags an die amtsführende 

Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal, betreffend ehebaldigste Gesetzesentwürfe zu den bezugshabenden Dienstrechtsgesetzen auszuarbeiten und vorzulegen, verlangt worden. 

Wer für die Zuweisung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist einstimmig. Somit ist die Zuweisung einstimmig beschlossen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrstimmig, gegen die Stimmen der Grünen, beschlossen worden. 

Damit, meine Damen und Herren, ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. 

Ich danke auch Gästen aus einem kommunalen Bereich aus Japan, die vor kurzem auf der Tribüne Platz genommen haben und eine Sitzung des Landtags sehen wollten. 

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Wege bekannt gegeben. 

Ich möchte Ihnen, meine Damen und Herren, einen schönen Sommer wünschen. 

Zweitens möchte ich allen Damen und Herren, die in den Büros unserer Stadt tätig sind und ganz besonders mit der Aufgabe verbunden sind, unsere Sitzungen vorzubereiten und durchzuführen, ebenfalls einen erholsamen Sommer und etwas Entspannung wünschen. Die haben das notwendig und werden die Kraft brauchen, bis wir wieder zu Plenarsitzungen zusammentreten.

Ich möchte von dieser Stelle aus, sicherlich auch in Ihrem Namen, allen Wienerinnen und Wienern - das sind letztendlich die Steuerzahler -, ebenfalls einen angenehmen Sommer mit allen Möglichkeiten, die damit verbunden sind, wünschen. 

Die Sitzung ist geschlossen. (Allgemeiner Beifall.) 

(Schluss um 14.01 Uhr.) 
